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Antrag  WP 01 -Ä43: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Land
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 6 - 11

 6
 7
 8
 9
 10

 11

 DAS WICHTIGE JETZT: UNSERE WICHTIGSTEN FÜNF.2. 
ARBEIT.
GUTE BILDUNG
GESUNDHEIT & PFLEGE.
WOHNEN.
KLIMASCHUTZ IST ROT.

 
 
 
 
 

 DAS WICHTIGE JETZT: UNSERE WICHTIGSTEN FÜNF.2. 
GUTE BILDUNG
ARBEIT.
GESUNDHEIT & PFLEGE.
WOHNEN.
KLIMASCHUTZ IST ROT.

Begründung

Bildungspolitik ist das landespolitische Thema schlechthin. Hier haben die Länder die 
entsprechende und umfangreiche Kompetenz. Ebenso ist Bildung, das sozialdemokratische Thema 
Nr. 1. Wir wollen die beste Bildung für unsere Kinder sowie kostenfreie Bildung für ALLE. Die 
Sozialdemokratie BW hat angekündigt, dass die Landtagswahl zur Volksabstimmung über 
kostenfreie Bildung, sprich Chancengleichheit und soziale Gerechtigkeit für alle, werden wird. Wir 
als Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten sind fest davon überzeugt, dass die Bildung der 
Schlüssel dafür ist, um selbst das Schicksal in der Hand zu haben unabhängig der 
Herkunft.Ebenso wird unser Spitzenkandidat Andreas Stoch, als ehemaliger Kultusminister, eng 
mit der Bildungspolitik in Verbindung gebracht (glaubwürdige Kompetenz). Stoch tourt zudem 
aktuell mit dem Krisenfesten Klassenzimmer durchs Land.
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Antrag  WP 01 -Ä170: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 39

35 Ein aktiver Staat stärkt seine Demokratie. Dazu gehört ein klares Bekenntnis, dass 
36 allen Bürger*innen, egal woher sie kommen, woran sie glauben, wen sie lieben und was 
37 sie für sich im Leben erreichen wollen, gleiche Teilhabe und Diskriminierungsfreiheit 
38 zustehen. Die meisten Menschen in Baden-Württemberg schätzen unser Land, weil es 

39 vielfältig und modern ist. Die SPD steht dafür, dass das so bleibt und deshalb kämpfen 
wird für eine fortschrittliche Landesregierung jenseits der CDU.
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Antrag  WP 01 -Ä231: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Stadt
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 40 - 46

40 Solidarität ist so wichtig wie nie in Baden-Württemberg. Sie wird wieder geschätzt 
41 und gelebt. Wir alle haben mit unserem solidarischen Verhalten zur Eindämmung der 
42 Corona-Pandemie beigetragen. Kommunen und Bürger*innen haben Einkaufshilfen oder 
43 Online-Veranstaltungen organisiert und Wege gefunden, um ihre lokalen Geschäfte zu 
44 unterstützen. Solidarität wird zurecht gefordert für Arbeitnehmer*innen, vor allem 
45 für pflegende und helfende Berufe. Und sie wird zurecht gefordert, weil die 
46 Ungleichheiten bei Bildung oder Wohnraum in der Krise besonders schwer wiegen.

Die SPD in Baden-Württemberg gibt mit diesem Wahlprogramm auf die großen 
Herausforderungen - Gerechtigkeit, Nachhaltigkeit, Sozialen Zusammenhalt und 
Digitalisierung - klare  programmatische Antworten. Ziel ist die sozial und ökologisch 
nachhaltige Gesellschaft. 

47

Insbesondere die Coronakrise hat einmal mehr offen gelegt, dass das vorherrschende 
Wirtschaftsmodell in vielen gesellschaftlichen Bereichen nicht anpassungsfähig ist und 
wieder durch eine echte soziale Marktwirtschaft ersetzt werden muss. Wir stehen für eine 
starke solidarische Gemeinschaft und einen aktiven Staat. Der aktive Saat sichert die 
Grundbedürfnisse aller Menschen: Gute Arbeit, faire Bezahlung, Gesundheit, Bildung, 
Mobilität, Wohnen und Klimaschutz. 

Die Pandemie trifft nicht alle gleich. Durch praktische Lo�sungen Hand in Hand mit den 
Kommunen tragen wir dafu�r Sorge, dass ein wu�rdevolles Leben in ganz Baden-
Wu�rttemberg mo�glich ist.

48

Wir fordern und fördern Solidarität für Arbeitnehmer*innen, vor allem in den pflegenden und 
helfenden Berufen. Solidarität wird zurecht gefordert, weil die Ungleichheiten insbesondere 
im Bereich der Bildung und bei bezahlbarem Wohnraum in der Krise besonders schwer 
wiegen. Der Markt allein kann die Herausforderungen auf dem Arbeitsmarkt nicht regeln. 
Bescha�ftigte brauchen Schutz und Unterstu�tzung, um diesen Zeiten des Wandels gut 
aufgestellt zu sein. Die SPD in Baden-Wu�rttemberg gestaltet die Arbeitswelt von Morgen 
aktiv mit. Fu�r uns ist Digitalisierung ein Querschnittsthema. Nicht nur die letzten Monate 
machen es deutlich: Wir brauchen dringend Digitalisierung und Flexibilisierung - nicht zu 
Lasten der Arbeitnehmer*innen, sondern zu ihrem Vorteil. Fu�r mehr Freiheit und eine faire 
Beteiligung an den Chancen des digitalen Wandels und steigenden Gewinnen. Fu�r uns 
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Sozialdemokrat*innen ist Klimaschutz nicht gru�n, sondern rot. Nachhaltigkeit ist eine 
soziale Frage. Eine Frage nach der gerechten Verteilung von Ressourcen zwischen und in den 
Staaten. Eine Frage der Generationengerechtigkeit. Wir wollen jetzt einen aktiven Staat, der 
die notwendigen Vera�nderungen im Kampf gegen den Klimawandel ohne Zo�gern ansto�ßt. 
Klimaschutz muss Akzeptanz finden und konsequent Menschen mitdenken. Er darf weder 
Menschen mit geringerem Einkommen weiter benachteiligen, noch die Verantwortung nur bei 
den Verbraucher*innen suchen. Unsere Antworten lauten gu�nstiger, barrierefreier und 
zuverla�ssiger O�PNV, der weitere Ausbau erneuerbarer Energien und klimaschonendes, 
soziales Bauen. Wir wollen die Unternehmen insbesondere bei der Entwicklung 
zukunftsfa�higer, klimafreundlicher Produkte und Prozesse unterstu�tzen – zu Gunsten der 
Arbeitnehmer*innen. Klimaschutz darf nicht das Privileg der Reichen sein. 

Ein aktiver Staat sta�rkt seine Demokratie. Dazu geho�rt ein klares Bekenntnis, dass

49

allen Bu�rger*innen, egal woher sie kommen, woran sie glauben, wen sie lieben und was sie 
fu�r sich im Leben erreichen wollen, gleiche Teilhabe und Diskriminierungsfreiheit zustehen. 
Die meisten Menschen in Baden-Wu�rttemberg scha�tzen unser Land, weil es vielfa�ltig und 
modern ist. Die SPD steht dafu�r, dass das so bleibt.

Die SPD ist die Kommunalpartei, das hat sie in ihren Regierungsbeteiligungen in Baden-
Wu�rttemberg unter Beweis gestellt. Kommunen sind das Fundament unserer Demokratie. 
Die kommunale Selbstverwaltung ist nicht zuletzt in diesen besonderen Zeiten ein Garant 
dafu�r, dass vor Ort Dinge schnell und passgenau umgesetzt werden.

50

Baden-Wu�rttemberg war immer wirtschaftlich stark. Aber auch wir bekommen die Folgen 
der Pandemie und des globalen Wandels deutlich zu spu�ren. Geplante und notwendige 
Investitionen in Zusammenhalt und Infrastruktur mu�ssen wir uns trotzdem leisten – gerade 
jetzt, weil wir die Weichen fu�r eine gute Zukunft stellen mu�ssen. Wirtschaftlich erfolgreich 
und gerecht wird unsere Gesellschaft bleiben, wenn der Staat einen regulierenden Einfluss 
beibehält und die Daseinsvorsorge konsequent finanziell unterstützt. Wir 
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten gehen die dra�ngenden Aufgaben an und 
u�berlassen das Handeln nicht anderen. Wir wollen unser Land fu�r die Menschen in eine
sichere, solidarische und sozial gerechtere Zukunft fu�hren. Deshalb gilt: DAS WICHTIGE JETZT.

Zeile 47 - 56

47 Die Krise und der gleichzeitig stattfindende Wandel legen die Probleme unserer 
48 Arbeitswelt offen. Der Markt allein kann die Herausforderungen nicht regeln. 
49 Beschäftigte brauchen Schutz und Unterstützung, um in Krisenzeiten und im Wandel gut 
50 aufgestellt zu sein. Die SPD in Baden-Württemberg gestaltet die Arbeitswelt von 
51 Morgen aktiv mit. Nicht nur die letzten Monate machen es deutlich: Wir können, aber 
52 brauchen auch dringend Digitalisierung und Flexibilisierung – jedoch nicht zu Lasten 
53 der Arbeitnehmer*innen, sondern zu ihrem Vorteil. Für mehr Freiheit und eine faire 
54 Beteiligung an den Chancen des digitalen Wandels und steigenden Gewinnen. Für uns ist 
55 Digitalisierung ein Querschnittsthema, das alle anderen Bereiche beeinflusst und 
56 deshalb in allen Kapiteln eine Rolle spielt.

OpenSlides - Digitaler SPD-Landesparteitag
14.11.2020

17 / 277



Zeile 57 - 66

57 Die Pandemie trifft nicht alle gleich. Social Distancing im Haus mit Garten oder 
58 Mietsorgen und Existenzängste, Hausaufgaben ohne Laptop oder mit Unterstützung der 
59 Eltern: Das sind die unterschiedlichen Realitäten. Unseren Kernthemen wie 
60 angemessenem, bezahlbarem Wohnraum und gerechter Bildung kommt eine neue Bedeutung 
61 zu. Der aktive Staat sichert die Grundbedürfnisse aller Menschen: Gesundheit, 
62 Bildung, Wohnen, Mobilität. Das ermöglicht auch wirtschaftliche Teilhabe. Mehr 
63 Menschen können mehr Chancen wahrnehmen, kreativer, innovativer, mobiler sein und 
64 sich engagieren.  Wir wollen daher eine Funktionsgarantie des Staates umsetzen. Durch 
65 praktische Lösungen Hand in Hand mit den Kommunen tragen wir dafür Sorge, dass ein 
66 würdevolles Leben in ganz Baden-Württemberg möglich ist.

Zeile 67 - 78

67 Für uns Sozialdemokrat*innen ist Klimaschutz nicht grün, sondern rot. Nachhaltigkeit 
68 ist eine soziale Frage. Eine Frage nach der gerechten Verteilung von Ressourcen 
69 zwischen und in den Staaten. Eine Frage der Generationengerechtigkeit. Wir wollen 
70 jetzt einen aktiven Staat, der die notwendigen Veränderungen im Kampf gegen den 
71 Klimawandel ohne Zögern anstößt. Klimaschutz muss Akzeptanz finden und konsequent 
72 Menschen mitdenken. Er darf weder Menschen mit geringerem Einkommen weiter 
73 benachteiligen, noch die Verantwortung nur bei den Verbraucher*innen suchen. Unsere 
74 Antworten lauten günstiger, barrierefreier und zuverlässiger ÖPNV, erneuerbare 
75 Energien und klimaschonendes, soziales Bauen. Wir wollen unsere Unternehmen in der 
76 Entwicklung zukunftsfähiger, klimafreundlicher Produkte und Prozesse unterstützen – 
77 zu Gunsten der Arbeitnehmer*innen. Klimaschutz darf nicht das Privileg der Reichen 
78 sein.

Zeile 79 - 82

79 Die SPD ist die Kommunalpartei, das hat sie in ihren Regierungsbeteiligungen in 
80 Baden-Württemberg unter Beweis gestellt. Kommunen sind das Fundament unserer 
81 Demokratie. Die kommunale Selbstverwaltung ist nicht zuletzt in diesen besonderen 
82 Zeiten ein Garant dafür, dass vor Ort Dinge schnell und passgenau umgesetzt werden .

Zeile 83 - 89

83 Baden-Württemberg war immer wirtschaftlich stark. Aber auch wir bekommen die Folgen 
84 der Pandemie und des globalen Wandels deutlich zu spüren. Geplante und notwendige 
85 Investitionen in Zusammenhalt und Infrastruktur müssen wir uns trotzdem leisten – 
86 gerade jetzt, weil wir die Weichen für eine gute Zukunft stellen müssen. Wir gehen 
87 die drängenden Aufgaben an und überlassen das Handeln nicht anderen. Wir wollen unser 
88 Land für die Menschen in eine sichere, solidarische und sozial gerechtere Zukunft 
89 führen. Deshalb gilt: DAS WICHTIGE JETZT.
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Begründung

Die Präambel ist das Aushängeschild des folgenden Wahlprogramms. Entsprechend sollte es 
zugespitzter formuliert sein und auch klarer gegliedert. Der häufige Verweis auf Corona und die 
nötige Solidarität erübrigt sich, weil dies am Ende des Wahlprogramms unter „Das Wichtige Jetzt“ 
aufgegriffen wird. Zudem ist die politische Handlungsdruck nicht hauptsächlich mit Corona zu 
erklären. Wichtiger ist es, klar zu benennen, 

auf welche Herausforderungen wir reagieren wollen, 

welches Ziel wir haben, 

dass wir die Rolle des Staates auch in Bezug auf den Mechanismus des Marktes neu regeln 
werden und 

die Daseinsvorsorge aktiv angehen.
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Antrag  WP 01 -Ä01: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: OV Kippenheim-Mahlberg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 67

67 Für uns Sozialdemokrat*innen ist Klimaschutz nicht grün, sondern rotwichtig. Nachhaltigkeit 
68 ist eine soziale Frage. Eine Frage nach der gerechten Verteilung von Ressourcen 
69 zwischen und in den Staaten. Eine Frage der Generationengerechtigkeit. Wir wollen 
70 jetzt einen aktiven Staat, der die notwendigen Veränderungen im Kampf gegen den 
71 Klimawandel ohne Zögern anstößt. Klimaschutz muss Akzeptanz finden und konsequent 
72 Menschen mitdenken. Er darf weder Menschen mit geringerem Einkommen weiter 
73 benachteiligen, noch die Verantwortung nur bei den Verbraucher*innen suchen. Unsere 
74 Antworten lauten günstiger, barrierefreier und zuverlässiger ÖPNV, erneuerbare 
75 Energien und klimaschonendes, soziales Bauen. Wir wollen unsere Unternehmen in der 
76 Entwicklung zukunftsfähiger, klimafreundlicher Produkte und Prozesse unterstützen - 
77 zu Gunsten der Arbeitnehmer*innen. Klimaschutz darf nicht das Privileg der Reichen 
78 sein.
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Antrag  WP 01 -Ä02: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: OV Kippenheim-Mahlberg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 74

67 Für uns Sozialdemokrat*innen ist Klimaschutz nicht grün, sondern rot. Nachhaltigkeit 
68 ist eine soziale Frage. Eine Frage nach der gerechten Verteilung von Ressourcen 
69 zwischen und in den Staaten. Eine Frage der Generationengerechtigkeit. Wir wollen 
70 jetzt einen aktiven Staat, der die notwendigen Veränderungen im Kampf gegen den 
71 Klimawandel ohne Zögern anstößt. Klimaschutz muss Akzeptanz finden und konsequent 
72 Menschen mitdenken. Er darf weder Menschen mit geringerem Einkommen weiter 
73 benachteiligen, noch die Verantwortung nur bei den Verbraucher*innen suchen. Unsere 

74 Antworten lauten günstiger, barrierefreier und, zuverlässiger und möglichst flächendeckender 
ÖPNV, erneuerbare 

75 Energien und klimaschonendes, soziales Bauen. Wir wollen unsere Unternehmen in der 
76 Entwicklung zukunftsfähiger, klimafreundlicher Produkte und Prozesse unterstützen - 
77 zu Gunsten der Arbeitnehmer*innen. Klimaschutz darf nicht das Privileg der Reichen 
78 sein.
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Antrag  WP 01 -Ä106: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Konstanz
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 77

67 Für uns Sozialdemokrat*innen ist Klimaschutz nicht grün, sondern rot. Nachhaltigkeit 
68 ist eine soziale Frage. Eine Frage nach der gerechten Verteilung von Ressourcen 
69 zwischen und in den Staaten. Eine Frage der Generationengerechtigkeit. Wir wollen 
70 jetzt einen aktiven Staat, der die notwendigen Veränderungen im Kampf gegen den 
71 Klimawandel ohne Zögern anstößt. Klimaschutz muss Akzeptanz finden und konsequent 
72 Menschen mitdenken. Er darf weder Menschen mit geringerem Einkommen weiter 
73 benachteiligen, noch die Verantwortung nur bei den Verbraucher*innen suchen. Unsere 
74 Antworten lauten günstiger, barrierefreier und zuverlässiger ÖPNV, erneuerbare 
75 Energien und klimaschonendes, soziales Bauen. Wir wollen unsere Unternehmen in der 
76 Entwicklung zukunftsfähiger, klimafreundlicher Produkte und Prozesse unterstützen - 

77 zu Gunsten daller Arbeitnehmer*innen. Klimaschutz darf nicht das Privileg der Reichen 
78 sein.
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Antrag  WP 01 -Ä03: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: OV Baiertal
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 86

83 Baden-Württemberg war immer wirtschaftlich stark. Aber auch wir bekommen die Folgen 
84 der Pandemie und des globalen Wandels deutlich zu spüren. Geplante und notwendige 
85 Investitionen in Zusammenhalt und Infrastruktur müssen wir uns trotzdem leisten - 

86 gerade jetzt, weil wir die Weichen für eine gute Zukunft stellen müssen. Baden-Württemberg 
kann wieder zu einem Laboratorium für neues Denken und neues Handeln werden. Wir 
Sozialdemokrat*innen laden die Bürgerinnen und Bürger ein, ihre kreativen Fähigkeiten in 
offenen und kritischen bürgerschaftlichen Gesprächen einzusetzen, damit unser Land zu 
einer Kernregion in einem zusammenwachsenden Europa ausgebaut wird. Mit einer 
gemeinsamen gesellschaftlichen Anstrengung wird es gelingen. die Ungleichheit zu 
überwinden, die sozialökologische Reform voran zu treiben, die Wirtschaft auf das 
Gemeinwohl um zu orientieren. Wir verpflichten uns, die in Paris international bestimmten 
Klimaziele zu verwirklichen. Der `fossile Kapitalismus´ muss deshalb beendet und der 
`digitale Kapitalismus´ gezähmt werden. Ökonomisches Handeln darf künftig nur noch 
eingebettet sein in die gesellschaftliche Verantwortung für eine humane Zukunft, die 
demokratisch erarbeiteten ökologischen Zielen folgt. Wir gehen 

 87 die drängenden Aufgaben an und überlassen das Handeln nicht anderen. Wir wollen unser 
 88 Land für die Menschen in eine sichere, solidarische und sozial gerechtere Zukunft 
 89 führen. Deshalb gilt: DAS WICHTIGE JETZT.
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Antrag  WP 01 -Ä04: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: OV Kippenheim-Mahlberg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 96

94 Baden-Württemberg ist ein guter Wirtschaftsstandort. Wir haben starke Industrien und 
95 ein großes Potential für Innovationen. Zentral für den wirtschaftlichen Erfolg 

96 unseres Landes sind engagierte Arbeitnehmer*innen und Beschäftigte, die den Wandel in der 
Industrie 

97 tragen und gestalten. Betriebsrät*innen und deren Gewerkschaften übernehmen konkret 
98 Verantwortung und stärken damit ihre Unternehmen. Insgesamt hat Baden-Württemberg 
99 eine gesunde Mischung aus großen und kleinen Unternehmen, Industrie und 

 100 Dienstleistung, Handwerk und Forschung. Dieser Mix vom Soloselbständigen bis zum 
 101 Weltmarktführer macht die Stärke der Wirtschaft des Landes aus. Wir wollen Baden-
 102 Württemberg dauerhaft positionieren als Musterland für Spitzentechnologie, Wohlstand, 
 103 gute Arbeit und den ökologisch-sozialen Umbau unserer Industrie.
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Antrag  WP 01 -Ä05: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: OV Kippenheim-Mahlberg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 97

94 Baden-Württemberg ist ein guter Wirtschaftsstandort. Wir haben starke Industrien und 
95 ein großes Potential für Innovationen. Zentral für den wirtschaftlichen Erfolg 
96 unseres Landes sind engagierte Arbeitnehmer*innen, die den Wandel in der Industrie 

97 tragen und gestalten. Betriebsrät*innen, Personalrät*innen und deren Gewerkschaften 
übernehmen konkret 

98 Verantwortung und stärken damit ihre Unternehmen. Insgesamt hat Baden-Württemberg 
99 eine gesunde Mischung aus großen und kleinen Unternehmen, Industrie und 

 100 Dienstleistung, Handwerk und Forschung. Dieser Mix vom Soloselbständigen bis zum 
 101 Weltmarktführer macht die Stärke der Wirtschaft des Landes aus. Wir wollen Baden-
 102 Württemberg dauerhaft positionieren als Musterland für Spitzentechnologie, Wohlstand, 
 103 gute Arbeit und den ökologisch-sozialen Umbau unserer Industrie.
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Antrag  WP 01 -Ä107: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Konstanz
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 105 - 106

 104 Mit der Anforderung einer klimafreundlichen Mobilität steht allerdings besonders die 

 105 Leitindustrie Automobil unter großem Druck zur Veränderung. Die Baden-Württemberg SPD in 
Baden-Württemberg 

 106 begreift den Wandel unserer Industrie in erster Linie als eine Chance für eine 
 107 nachhaltige Wirtschaft und Gesellschaft, für zukunftsfähige und gute Arbeit. Diese 
 108 Chance wollen wir im Interesse der Bürgerinnen und Bürger Baden-Württembergs nutzen. 
 109 Dafür müssen und wollen wir den Wandel aktiv gestalten.Die Gestaltung des Wandels ist 
 110 für uns ein gesamtgesellschaftliches Projekt:
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Antrag  WP 01 -Ä164: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Freiburg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 120

 120 In Unternehmen mit Landesbeteiligung wird die Gemeinwohlbilanz als Instrument für 
nachhaltiges Wirtschaften eingeführt.
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Antrag  WP 01 -Ä34: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: OV Mannheim-Neckarstadt Ost
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 134

 134 Zusammen mit den SozialpartnerTarifvertragsparteien, den Kammern, der Arbeitsagentur und 
den 

 135 Weiterbildungsträgern[4] entwickeln wir branchen- und regionsbezogene Strategien für 
 136 die Transformation unserer Wirtschaft. Wir kämpfen um jeden Industriearbeitsplatz. 
 137 Zentral sind die Handlungsfelder Technologie, Finanzierung und Qualifizierung. Von 
 138 besonderer Bedeutung sind daher für uns Strategien für die Weiterbildung der 
 139 Beschäftigten. Denn wir werden auch in Zukunft alle brauchen und allen Perspektiven 
 140 für gute Arbeit bieten.

OpenSlides - Digitaler SPD-Landesparteitag
14.11.2020

28 / 277



Antrag  WP 01 -Ä44: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Land
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 147

 146 Ein Initiativrecht
[5]

 der Betriebsräte und Personalräte für Qualifizierung und 
 147 Weiterbildung.

Die Zeitarbeit soll nur noch befristet möglich sein um Übergänge in die Betriebe zu 
schaffen.
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Antrag  WP 01 -Ä171: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 148

 148 Unser Ziel ist klar: Niemand mehr ohne Ausbildung. Wir setzen uns für eine staatliche 
Ausbildungsgarantie ein und begegnen so auch dem Corona-bedingten Rückgang von 
Ausbildungsplätzen. Mit uns wird jede*r Einzelne in 

 149 der beruflichen Weiterbildung profitieren. Wir erhalten das Bildungszeitgesetz[6] und 
 150 legen einen Weiterbildungsfonds für Beschäftigte auf, der die Förderung der Agenturen 
 151 für Arbeit ergänzt. Der Fokus liegt hier besonders auf kleinen und mittleren 
 152 Unternehmen und Beschäftigten, die neue berufliche Perspektiven benötigen. Einem 
 153 Mangel an dualen Ausbildungsplätzen wirken wir entschieden entgegen. Dazu schaffen 
 154 wir mehr staatliche duale Ausbildungsstellen. Wir fördern Verbundlösungen, bei denen 
 155 mehrere Betriebe die Ausbildung gemeinsam durchführen.
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Antrag  WP 01 -Ä142: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: AfA
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 159

 158 Gute Arbeit kommt dann für viele Beschäftigte, wenn die Tarifparteien gute 

 159 Arbeitsbedingungen vereinbaren und auch durchsetzen können. Land und Kommunen als 
öffentliche Auftraggeber haben Vorbildfunktion und den demokratisch legitimierten Auftrag 
gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingungen für die Bürgerinnen und Bürger zu schaffen 
sowie den fairen Wettbewerb unter den Unternehmen zu gewährleisten.
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Antrag  WP 01 -Ä143: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: AfA
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 160 - 164

 160 Wir werden daher das Tariftreuegesetz[7] stärken und ausbauen. Hierzu gehört für uns, 
 161 dass bei öffentlichen Vergaben ein Mindestlohn von 12 €/h festgesetzt wird. 
 162 Unternehmen, die sich auf öffentliche Aufträge bewerben, müssen nachweisen, dass sie 
 163 der Tarifbindung in ihrer Branche unterliegen oder zumindest vergleichbare 
 164 Bedingungen in einem Haustarifvertrag geregelt haben.

Wir werden daher das Landestariftreue- und Mindestlohngesetz LTMG zu einem guten 
Vergabe und Tariftreuegesetz gVTG weiterentwickeln.

 165

Hierzu gehört für uns, dass

der Geltungsbereich des Gesetzes auf alle Öffentliche Auftragsvergaben erweitert wird. 
(Baudienstleistungen, Dienstleistungen, Beschaffungen, Konzessionsvergaben, 
Zuwendungsempfänger öffentlicher Mittel, Nachunternehmerhaftung (keine Möglichkeit 
der Exkulpation)

 166

bei öffentlichen Vergaben, bei denen keine Tarifvertrag angewendet werden kann, ein 
vergabespezifischer Mindestlohn vorgeschrieben wird. Dieser soll zunächst mit 12 €/H 
beginnen und jährlich an die Lebenshaltungskosten in BW angepasst werden.

die Aufnahme sozialer Vergabekriterien (Förderung behinderter Menschen, 
Frauenförderung, Bereitstellung von Ausbildungsplätzen, Equal Pay für Leiharbeitnehmer, 
Beschäftigung Langzeitarbeitsloser, UN Nachhaltigkeitsziele SDG 1,3,5,8…)

die Aufnahme umwelt- und klimarelevanter Kriterien (Verwendung umwelt- 
ressourcenschonender, klimafreundlicher Materialien/Fertigungsmethoden, UN 
Nachhaltigkeitsziele SDG 3,7,11,12,13,14.…)

 167

der bisherige Schwellenwert von 20.000 € ab dem das Gesetz angewendet wird auf eine 
Bagatellgrenze von 500€ (Beispiel Kompromiss 5000) abgesenkt wird.

wir wirksame und effektive Kontrollen schaffen und die dafür benötigten 
Personalressourcen sicherstellen( z.B. Erweiterung der Servicestelle um Prüfauftrag, 
Schaffung von Kontrollgruppen in den Regierungspräsidien, etc.)

Verstöße gegen das Gesetz konsequent aufgedeckt, verfolgt und sanktioniert werden.
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Unternehmen, die sich auf öffentliche Aufträge bewerben, müssen nachweisen, dass sie der 
Tarifbindung in ihrer Branche unterliegen oder zumindest vergleichbare Bedingungen in 
einem Haustarifvertrag geregelt haben.
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Antrag  WP 01 -Ä168: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Mannheim
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 161

 160 Wir werden daher das Tariftreuegesetz[7] stärken und ausbauen. Hierzu gehört für uns, 

 161 dass bei öffentlichen Vergaben ein vergabespezifischer Mindestlohn in Höhe der 
Einstiegsstufe des TV-L (E1, Stufe 2) als Lohnuntergrenze in Höhe von derzeit 12 €/h 
festgesetzt,47 Euro/ Stunde festgelegt wird.  und künftige Tarifanpassungen automatisch 
berücksichtigt werden. 

 162 Unternehmen, die sich auf öffentliche Aufträge bewerben, müssen nachweisen, dass sie 
 163 der Tarifbindung in ihrer Branche unterliegen oder zumindest vergleichbare 
 164 Bedingungen in einem Haustarifvertrag geregelt haben.

Begründung

Bei Auftragnehmern der öffentlichen Hand ist es nicht akzeptabel, wenn diese schlechter 
bezahlen als es im öffentlichen Dienst und dem TV-L generell möglich ist. Eine dynamische 
Anpassung an künftige Tariferhöhungen gewährleistet zudem, dass die jeweiligen Beschäftigten 
an der allgemeinen Einkommensentwicklung teilhaben. Eine Anbindung an den TV-L folgt zudem 
einem Vorstoß der SPD-Landtagsfraktion, die sich bei der Tarifbindung und beim Mindestlohn 
darüber hinaus für eine Verstärkung der Kontrollen, eine Verschärfung der Sanktionen und ein 
Verbot der tariflichen Schlechterstellung im Falle der Neuvergabe von öffentlichen 
Dienstleistungsaufträgen bzw. Konzessionen ausgesprochen hat.
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Antrag  WP 01 -Ä172: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 164

 160 Wir werden daher das Tariftreuegesetz[7] stärken und ausbauen. Hierzu gehört für uns, 
 161 dass bei öffentlichen Vergaben ein Mindestlohn von 12 €/h festgesetzt wird. 
 162 Unternehmen, die sich auf öffentliche Aufträge bewerben, müssen nachweisen, dass sie 
 163 der Tarifbindung in ihrer Branche unterliegen oder zumindest vergleichbare 

 164 Bedingungen in einem Haustarifvertrag geregelt haben. Zudem knüpfen wir die 
Landesbeteiligung an Unternehmen an die Einhaltung sozialer Kriterien, wie das Zahlen von 
Tariflöhnen.

OpenSlides - Digitaler SPD-Landesparteitag
14.11.2020

35 / 277



Antrag  WP 01 -Ä232: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Stadt
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 164

 160 Wir werden daher das Tariftreuegesetz[7] stärken und ausbauen. Hierzu gehört für uns, 
 161 dass bei öffentlichen Vergaben ein Mindestlohn von 12 €/h festgesetzt wird. 
 162 Unternehmen, die sich auf öffentliche Aufträge bewerben, müssen nachweisen, dass sie 
 163 der Tarifbindung in ihrer Branche unterliegen oder zumindest vergleichbare 

 164 Bedingungen in einem Haustarifvertrag geregelt haben. Dies soll ausdrücklich auch für die in 
der Leiharbeit Beschäftigte und Arbeitnehmer*innen mit Werkverträgen gelten.
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Antrag  WP 01 -Ä233: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Stadt
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 170

 167 Arbeitnehmer*innenrechte werden bislang oft übergangen. Wir statten die Behörden für 
 168 Arbeitsschutz personell so aus, dass sie die notwendigen Kontrollen in den Betrieben 
 169 durchführen können. Häufigere Kontrollen sorgen dafür, dass Standards bei der 

 170 Unterbringung und Arbeitszeiten auch von in der Leiharbeit Beschäftigten und 
Arbeitnehmer*innen mit Werkverträgen z.B. in der Fleischindustrie und bei den 

 171 Saisonarbeiter*innen eingehalten werden. 

Begründung

In der Leiharbeit Beschäftige und Arbeitnehmerinnen mit Werkverträgen benötigen unseren 
besonderen Schutz, denn trotz der veränderten Bundesgesetze ist der Niedriglohnsektor und die 
Zahl atypischer und prekärer Beschäftigungsverhältnisse weiterhin zu hoch. Um den Grundsatz  
„Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ umzusetzen, bedarf es weiterhin Anstrengung auf Landesebene.
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Antrag  WP 01 -Ä173: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 192

 189 Das Land muss spitze werden auf dem Feld der Entwicklung und Nutzung alternativer 
 190 Antriebe bei PKW. Als Sozialdemokrat*innen wollen wir die Forschungsmittel für 
 191 batteriegestützte Elektro- und Wasserstoffmobilität sowie anderer Kraftstoffe 

 192 drastisch erhöhen. Wir sind überzeugt, dass der Staat einen klaren Rahmen vorgeben muss. 
Deshalb wollen wir ab 2030 keine Neuzulassung von Autos mit fossilem Verbrennungsmotor. 
Unternehmen der Automobilindustrie und deren Zuliefererbetriebe 

 193 unterstützen wir gezielt auf dem Weg zur Antriebswende. Mit einem landeseigenen Fonds 
 194 beteiligen wir uns an mittelständischen Zuliefererbetrieben, um deren finanzielle 
 195 Basis im technologischen Wandel zu sichern und damit Arbeitsplätze zu erhalten.
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Antrag  WP 01 -Ä88: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Tübingen
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 192

 189 Das Land muss spitze werden auf dem Feld der Entwicklung und Nutzung alternativer 
 190 Antriebe bei PKW. Als Sozialdemokrat*innen wollen wir die Forschungsmittel für 
 191 batteriegestützte Elektro- und Wasserstoffmobilität sowie anderer Kraftstoffe 

 192 drastisch erhöhen. Für uns ist klar: Der Verbrennungsmotor mit fossilen Kraftstoffen hat keine 
Zukunft. Um den richtigen ordnungspolitische Rahmen zu entwickeln, wollen wir auf 
Bundesebene die bestehenden Dialogprozesse - analog zur Kohlekommission - in eine 
Kommission für Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung in der Automobilbranche 
zusammenführen. In dieser sollen gemeinsam mit den betroffenen Ländern, der Automobil- 
und Zuliefererindustrie, den Gewerkschaften, Wissenschaft und den Umweltverbänden ein 
Konsens für den Ausstieg aus dem Verbrennungsmotor. Entsprechende Gespräche werden wir 
auf Landesebene ebenfalls anstoßen, setzen jedoch auf eine bundesweite Lösung. 
Unternehmen der Automobilindustrie und deren Zuliefererbetriebe 

 193 unterstützen wir gezielt auf dem Weg zur Antriebswende. Mit einem landeseigenen Fonds 
 194 beteiligen wir uns an mittelständischen Zuliefererbetrieben, um deren finanzielle 
 195 Basis im technologischen Wandel zu sichern und damit Arbeitsplätze zu erhalten.
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Antrag  WP 01 -Ä149: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Freiburg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 197

 196 Außerdem wollen wir klimaverträgliche Fahrzeuge durch die bessere finanzielle 

 197 Ausstattung von Förderprogrammen bezahlbar machen. Wir setzen uns für ein 
flächendeckendes Netz von E-Ladesäulen ein, um den Anreiz für eine klimaschonende 
Mobilität zu fördern. Wir stehen den Kommunen beim 

 198 Ausbau der nötigen Infrastruktur wie E-Ladesäulen zur Seite.

Begründung

Ein dichtes Netz von Ladesäulen ist das A und O für die Nutzung von E-Fahrzeugen. Die 
Energieversorger sind aktuell nicht in der Lage dieses Netz aufzubauen.
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Antrag  WP 01 -Ä234: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Stadt
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 212

 201 Die mittelständisch geprägte Wirtschaft in Baden-Württemberg braucht auch für die 
 202 kleinen und mittleren Betriebe einen Innovationstransfer[8]. Dadurch bleibt sie 
 203 wettbewerbsfähig. Politisch werden wir deshalb diese Unternehmen durch die 
 204 Einrichtung einer eigenen Landesinnovationsagentur unterstützen und stärken. Wir 
 205 wollen mit der Landesinnovationsagentur die Zusammenarbeit aller Akteure verbessern. 
 206 Wir erwarten auch eine gute und enge Zusammenarbeit zwischen Unternehmen und den 
 207 Zulieferern. Eine gemeinsame Veränderung der Produkte und die Einbindung der 
 208 Zulieferer muss die Regel werden. Wir wollen dafür sorgen, dass Baden-Württemberg zum 
 209 attraktivsten Standort für Gründer*innen und Start-ups mit hoher Innovationskraft 
 210 wird. Das gilt ausdrücklich auch für eine Landesoffensive für „Gründer*innenzentren

[9] im Handwerk“, bei denen die Verbindung zwischen Hightech, Digitalisierung und 

 212 Handwerk herausgestellt wird. Wir fördern die Etablierung von starken Gründerregionen und 
Spitzenclustern durch eine nachhaltige und langfristige Landesfinanzierung. Fokus soll 
zunächst auf der Verstetigung von bestehenden Startup-Finanzierungsmodellen wie Pre-Seed 
liegen.

Begründung

Startups erhalten in der frühen Gründungsphase über das landesweite Finanzierungsinstrument 
Start-up BW Pre-Seed eine Unterstützung für die Umsetzung 
aussichtsreicher Gründungsvorhaben. Für das Start-up BW Pre-Seed-Programm hat das Land 
Baden-Württemberg im Zeitraum 2018/2019 14 Millionen Euro zur Verfügung gestellt, wodurch in 
der ersten Tranche mehr als 60 Start-ups unterstützt werden konnten. Das Förderprogramm wird 
auch im Zeitraum 2020/2021 fortgesetzt. Wichtig für die Gründerszene ist das Bekenntnis der SPD, 
dass wir diesen Weg weiter beschreiten werden und nachhaltige Finanzierungen anstreben. 
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Antrag  WP 01 -Ä235: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Stadt
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 213 - 215

 213 Wir setzen auf den weiteren Ausbau der Kreativwirtschaft. Dabei liegt der Fokus auf 
Wir fördern gute Rahmenbedingungen für wirtschaftlich selbsttragenden 
mittelständischenselbsttragende mittelständische Unternehmen und deren 

 215 internationaler, auch zur Förderung ihrer internationalen Wettbewerbsfähigkeit. Ebenso 
werden wir im Dialog mit Soloselbständigen und FreiberuflerInnen Programme für sie 
entwickeln, um ihre wirtschaftliche Existenz zu sichern. Der Aufbau einer Förderung für den 

 216 Animationsfilm ist Dreh- und Angelpunkt des zukünftigen Wachstums in einem 
 217 aufstrebenden Wirtschaftsbereich.

Begründung

Der Fokus sollte nicht auf mittelständischen Unternehmen in der Kreativwirtschaft liegen. Denn 
auch Soloselbständige sind wichtige Säulen in der Kreativwirtschaft und tragen in hohem Maße 
zur Lebensqualität in unserer Gesellschaft bei. Gerade die Coronakrise hat gezeigt, dass 
Soloselbständige keine Lobby haben. Generell sind Frauen überdurchschnittlich in dieser Gruppe 
vertreten. Soloselbständige dürfen von der Sozialdemokratie nicht vergessen werden.

OpenSlides - Digitaler SPD-Landesparteitag
14.11.2020

42 / 277



Antrag  WP 01 -Ä35: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: OV Mannheim-Neckarstadt Ost
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 222

 222 Wir machen uns für eine Bundesratsinitiative stark, um die Regelungen für Homeoffice 
arbeitsrechtlich zu verankern.
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Antrag  WP 01 -Ä70: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Rhein-Neckar
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 226

 226 Wir wollen allen Kindernjungen Menschen gleiche Bildungschancen bieten. Das ist aktive 
 227 Zukunftspolitik für unser Land. Die Erkenntnis „auf den Anfang kommt es an“ nehmen 
 228 wir ernst. Grüne Sparwut und schwarze Desorganisation haben Baden-Württemberg in 
 229 Sachen Bildungsgerechtigkeit und Bildungsqualität zurückgeworfen. Für uns 
 230 Sozialdemokrat*innen ist eines klar: keine Kürzungen im Bereich Kinder - Jugend - 
 231 Bildung. Im Gegenteil: hier muss investiert werden.
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Antrag  WP 01 -Ä108: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Konstanz
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 232

 232 Lehrkräfte müssen konsequent weiter eingestellt werden, besonders im 
sonderpädagogischen Bereich. Dafür muss die Zahl der Studienplätze erhöht werden. Die 
bestehenden Lücken müssen 

 233 abgebaut werden, nicht nur an Grundschulen und sonderpädagogischen Bildungs- und 
 234 Beratungszentren. Hier wollen wir das Zwei-Pädagogen-Prinzip[10] in der Inklusion 
 235 umsetzen. Weniger Unterricht soll ausfallen durch eine größere Krankheitsreserve und 
 236 eine bessere Personalplanung. Angestellte Lehrer*innen und Referendar*innen, die 
 237 übernommen werden, müssen in den Sommerferien bezahlt werden.
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Antrag  WP 01 -Ä163: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Freiburg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 232

 232 Lehrkräfte müssen konsequent weiter ausgebildet und eingestellt werden. Die bestehenden 
Lücken müssen 

 233 abgebaut werden, nicht nur an Grundschulen und sonderpädagogischen Bildungs- und 
 234 Beratungszentren. Hier wollen wir das Zwei-Pädagogen-Prinzip[10] in der Inklusion 
 235 umsetzen. Weniger Unterricht soll ausfallen durch eine größere Krankheitsreserve und 
 236 eine bessere Personalplanung. Angestellte Lehrer*innen und Referendar*innen, die 
 237 übernommen werden, müssen in den Sommerferien bezahlt werden.
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Antrag  WP 01 -Ä45: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Land
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 235 - 236

 232 Lehrkräfte müssen konsequent weiter eingestellt werden. Die bestehenden Lücken müssen 
 233 abgebaut werden, nicht nur an Grundschulen und sonderpädagogischen Bildungs- und 
 234 Beratungszentren. Hier wollen wir das Zwei-Pädagogen-Prinzip[10] in der Inklusion 

 235 umsetzen. Weniger Unterricht soll ausfallen durch eine größere Krankheitsreserve und 
 236 eine bessere Personalplanung, eine größere Krankheitsreserve. Daher steht jeder 

Ganztagesschule eine interne Krankheitsvertretung zur Verfügung. Angestellte Lehrer*innen 
und Referendar*innen, die 

 237 übernommen werden, müssen in den Sommerferien bezahlt werden.
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Antrag  WP 01 -Ä46: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Land
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 238

 238 Um die Multiprofessionalität an Schulen zu fördern, können weitere pädagogische 
Berufsfelder an Schulen tätig werden.
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Antrag  WP 01 -Ä223: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Bodensee
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 247

 244 Pädagogische Konzepte für digitalen Unterricht und gut ausgebildete Lehrer*innen sind 
 245 die Voraussetzung für Schulen mit Zukunft. Hierfür werden wir ein breites Programm 
 246 der Aus- und Weiterbildung für alle Lehrer*innen auf den Weg bringen. Lehrkräfte 

 247 können so schnell und wirksam ihre Kompetenzen ausbauen. Im ersten Schritt wollen wir 
dabei die Weiterbildung für Lehrer*innen ausweiten und das Weiterbildungsprogramm auf 
die Bedürfnisse der Lehrkräfte ausrichten. Sofern dies gewährleistet werden kann, soll die 
Teilnahme an der Weiterbildung für alle Lehrkräfte in regelmäßigen Abständen verpflichtend 
werden. Wir werden dafür sorgen, 

 248 dass jede Schule bis zum Jahr 2023 über eine 1 GB/s-Datenleitung und gutes WLAN 
 249 verfügt. Über den Digitalpakt des Bundes (2019-23) hinaus müssen Gelder für die 
 250 Wartung der Hardware an Schulen vorhanden sein. So können zum Beispiel auch 
 251 Fachkräfte für die IT-Systemadministration eingestellt werden. Wir werden einen Topf 
 252 für Innovationen schaffen, damit Vorreiterschulen neue Ideen und digitale Projekte 
 253 umsetzen können. Lehrkräfte wollen wir mit eigenen Digitalgeräten ausstatten und 
 254 effektive Fortbildungen anbieten.
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Antrag  WP 01 -Ä06: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Göppingen, KV Ostalb, KV Rems-Murr
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 248 - 249

 244 Pädagogische Konzepte für digitalen Unterricht und gut ausgebildete Lehrer*innen sind 
 245 die Voraussetzung für Schulen mit Zukunft. Hierfür werden wir ein breites Programm 
 246 der Aus- und Weiterbildung für alle Lehrer*innen auf den Weg bringen. Lehrkräfte 
 247 können so schnell und wirksam ihre Kompetenzen ausbauen. Wir werden dafür sorgen, 

 248 dass jede Schule bis zum Jahr 2023 über eine 1 GB/s-Datenleitung und gutes WLAN 
 249 mindestens in allen Klassenräumen und Lehrerzimmern verfügt. Über den Digitalpakt des 

Bundes (2019-23) hinaus müssen Gelder für die 
 250 Wartung der Hardware an Schulen vorhanden sein. So können zum Beispiel auch 
 251 Fachkräfte für die IT-Systemadministration eingestellt werden. Wir werden einen Topf 
 252 für Innovationen schaffen, damit Vorreiterschulen neue Ideen und digitale Projekte 
 253 umsetzen können. Lehrkräfte wollen wir mit eigenen Digitalgeräten ausstatten und 
 254 effektive Fortbildungen anbieten.

Begründung

Eine 1 GBit/s-Datenleitung umfasst von der Begrifflichkeit nicht nur ein Glasfaseranschluss ins 
Gebäude, sondern auch ein TV-Kabelanschluss (HFC) auf Basis von DOCSIS 3.1, der zwar im 
Download 1 Gbit/s (=1000 Mbit/s) ermöglicht, aber im Upload derzeit nur 50 Mbit/s.
Die Corona-Pandemie hat durch den Einsatz von Online-Unterricht und Videokonferenzen deutlich 
gemacht, wie elementar wichtig auch die Geschwindigkeit des Sendens von Daten ins Internet 
(=Upload) ist. Die Kultusministerkonferenz (KMK) hat vor wenigen Wochen selbst vorgeschlagen, 
dass an Schulen von einem Mindestbedarf von symmetrischen 1 Mbit/s pro Schüler*in 
auszugehen ist. Die Tatsache, dass selbst eine Dorfgrundschule mit 100 Schülern mit einem HFC-
Anschluss den von der KMK formulierten Mindestbedarf nicht erfüllen, macht deutlich, dass diese 
Technologie für die Anbindung von Schulen nicht zu-kunftssicher ist.
Mit der für Anfang 2021 angekündigten Novellierung der Breitbandförderung des Bundes, die 
erstmalig auch die Förderung in „Grauen Flecken“ umfassen wird, werden (nahezu) alle Schulen 
förderfähig. Damit wird das Ziel, jede Schule in Baden-Württemberg mit einem Glas-
faseranschluss auszustatten, leistbar und bis 2023 auch realistisch. Insofern ist es an dieser Stelle 
nur konsequent auch eine symmetrische 1 Gbit/s-Datenleitung zu fordern und sich ins-besondere 
bei den Schulen nicht mit einer minderwertigen Versorgung zufrieden zu geben.
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Antrag  WP 01 -Ä36: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: OV Mannheim-Neckarstadt Ost
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 248

 244 Pädagogische Konzepte für digitalen Unterricht und gut ausgebildete Lehrer*innen sind 
 245 die Voraussetzung für Schulen mit Zukunft. Hierfür werden wir ein breites Programm 
 246 der Aus- und Weiterbildung für alle Lehrer*innen auf den Weg bringen. Lehrkräfte 
 247 können so schnell und wirksam ihre Kompetenzen ausbauen. Wir werden dafür sorgen, 

 248 dass jede Schule bis zum Jahr 2023schnellstmöglich über eine 1 GB/s-Datenleitung und gutes 
WLAN 

 249 verfügt. Über den Digitalpakt des Bundes (2019-23) hinaus müssen Gelder für die 
 250 Wartung der Hardware an Schulen vorhanden sein. So können zum Beispiel auch 
 251 Fachkräfte für die IT-Systemadministration eingestellt werden. Wir werden einen Topf 
 252 für Innovationen schaffen, damit Vorreiterschulen neue Ideen und digitale Projekte 
 253 umsetzen können. Lehrkräfte wollen wir mit eigenen Digitalgeräten ausstatten und 
 254 effektive Fortbildungen anbieten.
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Antrag  WP 01 -Ä236: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Stadt
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 249

 244 Pädagogische Konzepte für digitalen Unterricht und gut ausgebildete Lehrer*innen sind 
 245 die Voraussetzung für Schulen mit Zukunft. Hierfür werden wir ein breites Programm 
 246 der Aus- und Weiterbildung für alle Lehrer*innen auf den Weg bringen. Lehrkräfte 
 247 können so schnell und wirksam ihre Kompetenzen ausbauen. Wir werden dafür sorgen, 
 248 dass jede Schule bis zum Jahr 2023 über eine 1 GB/s-Datenleitung und gutes WLAN 

 249 verfügt. Wir sorgen für eine souveräne digitale Infrastruktur für die Schulen im Land. Dabei 
können wir im Land auf einen Hersteller zurückgreifen, der seine Produkte entsprechen der 
Datenschutzgrundverordnung anbietet. Ziel ist, dass kritische Infrastrukturen (wie die digitale 
Schule) im Zugriff der nationalen/ europäischen Grenzen liegen und öffentliche Investitionen 
auch zum Ausbau eigener nationaler und europäischer Softwareanbieter genutzt wird. Mit 
einer klaren Strategie und notwendiger finanzieller Ausstattung können Softwaresysteme 
mittelständiger deutscher IT Anbieter zur digitalen Online Infrastruktur auf- und ausgebaut 
werden. Entsprechende Anbieter gibt es auch in der Region. Über den Digitalpakt des Bundes 
(2019-23) hinaus müssen Gelder für die 

 250 Wartung der Hardware an Schulen vorhanden sein. So können zum Beispiel auch 
 251 Fachkräfte für die IT-Systemadministration eingestellt werden. Wir werden einen Topf 
 252 für Innovationen schaffen, damit Vorreiterschulen neue Ideen und digitale Projekte 
 253 umsetzen können. Lehrkräfte wollen wir mit eigenen Digitalgeräten ausstatten und 
 254 effektive Fortbildungen anbieten.
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Antrag  WP 01 -Ä104: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Tuttlingen
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 250

 244 Pädagogische Konzepte für digitalen Unterricht und gut ausgebildete Lehrer*innen sind 
 245 die Voraussetzung für Schulen mit Zukunft. Hierfür werden wir ein breites Programm 
 246 der Aus- und Weiterbildung für alle Lehrer*innen auf den Weg bringen. Lehrkräfte 
 247 können so schnell und wirksam ihre Kompetenzen ausbauen. Wir werden dafür sorgen, 
 248 dass jede Schule bis zum Jahr 2023 über eine 1 GB/s-Datenleitung und gutes WLAN 
 249 verfügt. Über den Digitalpakt des Bundes (2019-23) hinaus müssen Gelder für die 

 250 Wartung der Hardware an Schulen vorhanden sein. So könnenmüssen zum Beispiel auch 
 251 Fachkräfte für die IT-Systemadministration eingestellt werden. Wir werden einen Topf 
 252 für Innovationen schaffen, damit Vorreiterschulen neue Ideen und digitale Projekte 
 253 umsetzen können. Lehrkräfte wollen wir mit eigenen Digitalgeräten ausstatten und 
 254 effektive Fortbildungen anbieten.

Begründung

Die Aufgabe der IT-Verwaltung, kann und darf nicht auf die, bereits knappen, Lehrer abgewälzt 
werden. Es kann nicht sein das zum Teil Lehrer mehr als 3/4 ihres Deputats vom Unterricht für die 
Betreuung des Netzes befreit werden. Dieses Fachwissen könnte im Unterricht gut gebraucht 
werden.
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Antrag  WP 01 -Ä89: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Tübingen
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 251

 244 Pädagogische Konzepte für digitalen Unterricht und gut ausgebildete Lehrer*innen sind 
 245 die Voraussetzung für Schulen mit Zukunft. Hierfür werden wir ein breites Programm 
 246 der Aus- und Weiterbildung für alle Lehrer*innen auf den Weg bringen. Lehrkräfte 
 247 können so schnell und wirksam ihre Kompetenzen ausbauen. Wir werden dafür sorgen, 
 248 dass jede Schule bis zum Jahr 2023 über eine 1 GB/s-Datenleitung und gutes WLAN 
 249 verfügt. Über den Digitalpakt des Bundes (2019-23) hinaus müssen Gelder für die 
 250 Wartung der Hardware an Schulen vorhanden sein. So können zum Beispiel auch 

 251 Fachkräfte für die IT-Systemadministration eingestellt werden. Zur Entlastung der Kommunen 
muss das Land die finanziellen Mittel dafür zumindest anteilig zur Verfügung stellen. Wir 
werden einen Topf 

 252 für Innovationen schaffen, damit Vorreiterschulen neue Ideen und digitale Projekte 
 253 umsetzen können. Lehrkräfte wollen wir mit eigenen Digitalgeräten ausstatten und 
 254 effektive Fortbildungen anbieten.
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Antrag  WP 01 -Ä109: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Konstanz
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 253

 244 Pädagogische Konzepte für digitalen Unterricht und gut ausgebildete Lehrer*innen sind 
 245 die Voraussetzung für Schulen mit Zukunft. Hierfür werden wir ein breites Programm 
 246 der Aus- und Weiterbildung für alle Lehrer*innen auf den Weg bringen. Lehrkräfte 
 247 können so schnell und wirksam ihre Kompetenzen ausbauen. Wir werden dafür sorgen, 
 248 dass jede Schule bis zum Jahr 2023 über eine 1 GB/s-Datenleitung und gutes WLAN 
 249 verfügt. Über den Digitalpakt des Bundes (2019-23) hinaus müssen Gelder für die 
 250 Wartung der Hardware an Schulen vorhanden sein. So können zum Beispiel auch 
 251 Fachkräfte für die IT-Systemadministration eingestellt werden. Wir werden einen Topf 
 252 für Innovationen schaffen, damit Vorreiterschulen neue Ideen und digitale Projekte 

 253 umsetzen können. Die digitale Ausstattung von Lehrkräften sowie digitale Lehr- und 
Lernstrukturen sehen wir als Grundvoraussetzung. Lehrkräfte wollen wir mit eigenen 
Digitalgeräten ausstatten und 

 254 effektive Fortbildungen anbieten.
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Antrag  WP 01 -Ä237: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Stadt
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 254

 244 Pädagogische Konzepte für digitalen Unterricht und gut ausgebildete Lehrer*innen sind 
 245 die Voraussetzung für Schulen mit Zukunft. Hierfür werden wir ein breites Programm 
 246 der Aus- und Weiterbildung für alle Lehrer*innen auf den Weg bringen. Lehrkräfte 
 247 können so schnell und wirksam ihre Kompetenzen ausbauen. Wir werden dafür sorgen, 
 248 dass jede Schule bis zum Jahr 2023 über eine 1 GB/s-Datenleitung und gutes WLAN 
 249 verfügt. Über den Digitalpakt des Bundes (2019-23) hinaus müssen Gelder für die 
 250 Wartung der Hardware an Schulen vorhanden sein. So können zum Beispiel auch 
 251 Fachkräfte für die IT-Systemadministration eingestellt werden. Wir werden einen Topf 
 252 für Innovationen schaffen, damit Vorreiterschulen neue Ideen und digitale Projekte 
 253 umsetzen können. Lehrkräfte wollen wir mit eigenen Digitalgeräten ausstatten und 

 254 effektive Fortbildungen nach einheitlichen Standards anbieten.

Begründung

Bei einem (bisher vorgesehenen) Einsatz von Microsoft-365-Komponenten besteht neben 
Datenschutzbedenken auch die Gefahr einer Abhängigkeit der Schulen von außereuropäischen  
Herstellern. Es gibt ausreichend funktionierende Open Source Alternativen zu Microsoft-365-
Komponenten. Entsprechend könnten mittelständische deutsche IT Anbieter wie IServ, Nextcloud 
aus Stuttgart oder alfaview aus Karlsruhe oder das an der preisgekrönten baden-
württembergischen Alemannenschule Wutöschingen entwickelte DiLer, ein Open Source Learning 
Management System für kompetenzbasiertes Lernen, eingesetzt bzw. weiterentwickelt werden. 
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Antrag  WP 01 -Ä90: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Tübingen
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 260

 260 Die Ungleichheit in der Bildung hat sich weiter verschärft. Mit gemeinsamem Lernen und 
individueller Förderung leistet die Gemeinschaftsschule einen Beitrag zu mehr 
Chancengerechtigkeit. Wir wollen die Gemeinschaftsschule als Alternative zum gegliederten 
Schulsystem weiter ausbauen und stärken. Wo es bedarfsgerecht ist, wird eine eigene 
Oberstufe ermöglicht. Die benachteiligenden höheren Notenanforderungen beim Übergang in 
die Oberstufe der Gemeinschaftsschule im Vergleich zum Wechsel beispielsweise an ein 
berufliches Gymnasium werden wir abschaffen. Die aktuelle Lehrer*innenausbildung 
zementiert das gegliederte Schulsystem. Wir fordern eine gemeinsame modulare 
Lehrer*innenausbildung mit pädagogischem und sonderpädagogischem Grundwissen für alle. 
Im „Homeschooling“ 2020 

 261 hatten diejenigen Nachteile, die nicht über die nötige digitale Ausstattung 
 262 verfügten. Wir werden jede*n Schüler*in spätestens ab der weiterführenden Schule mit 
 263 einem Tablet samt Softwarepaket ausstatten. Dabei müssen persönliche und schulische 
 264 Daten sicher sein. Im Bundesrat wollen wir eine Initiative starten, damit in Zukunft 
 265 jede Familie einen Zugang zum Breitband-Internet hat.
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Antrag  WP 01 -Ä37: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: OV Mannheim-Neckarstadt Ost
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 262

 260 Die Ungleichheit in der Bildung hat sich weiter verschärft. Im „Homeschooling“ 2020 
 261 hatten diejenigen Nachteile, die nicht über die nötige digitale Ausstattung 

 262 verfügten. Wir werden jede*n Schüler*in spätestens ab der weiterführenden Schule mit im 
Rahmen der Lehrmittelfreiheit mit dem notwendigen Gerät mit 

 263 einem Tablet samt Softwarepaket ausstatten. Dabei müssen persönliche und schulische 
 264 Daten sicher sein. Im Bundesrat wollen wir eine Initiative starten, damit in Zukunft 
 265 jede Familie einen Zugang zum Breitband-Internet hat.
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Antrag  WP 01 -Ä110: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Konstanz
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 266

 266 SchulsozialarbeitWir bauen wir weiter die Schulsozialarbeit aus, genauso wie und sehen darin 
ein wichtiges Puzzleteil der für unsere Gesellschaft so wichtigen Demokratiebildung. 
Individuelle Voraussetzungen benötigen eine gezielte individuelle Förderung . Und zwar 

 267 an allen Schularten. Gemeinschaftsschulen und Ganztagsschulen werden wir 
 268 weiterentwickeln. Wir streben eine Ganztagsgarantie vom ersten Geburtstag bis zum 
 269 letzten Schultag an - wer Betreuung ganztägig braucht, soll sie auch bekommen. Bis 
 270 2028 sollen 70 Prozent der Grundschulen Ganztagsschulen sein. Das neunjährige 
 271 Gymnasium (G 9) zu wählen soll möglich sein.

OpenSlides - Digitaler SPD-Landesparteitag
14.11.2020

59 / 277



Antrag  WP 01 -Ä174: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 267 - 268

 266 Schulsozialarbeit bauen wir weiter aus, genauso wie gezielte individuelle Förderung 

 267 an allen Schularten. Wir bekennen uns zur Gemeinschaftsschule und wollen diese weiter 
stärken. Dazu braucht es flächendecke gymnasiale Oberstufen an Gemeinschaftsschulen und 
Ganztagsschulen werden wir 
in ganz Baden-Württemberg. Wir wollen das teure und sozial ungerechte dreigliedrige 
Schulsystem in ein 2-Säulen-Modell mit Gymnasium und Gemeinschaftsschule 
weiterentwickeln. Die bisherige Gliederung von Haupt-, Werkreal- und Realschulen geht in der 
Gemeinschaftsschule auf, die alle Schulabschlüsse anbietet. Hierdurch stellen wir eine gute 
Versorgung auch in ländlichen Regionen her. Wir streben eine Ganztagsgarantie vom ersten 
Geburtstag bis zum 

 269 letzten Schultag an - wer Betreuung ganztägig braucht, soll sie auch bekommen. Bis 
 270 2028 sollen 70 Prozent der Grundschulen Ganztagsschulen sein. Das neunjährige 
 271 Gymnasium (G 9) zu wählen soll möglich sein.
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Antrag  WP 01 -Ä91: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Tübingen
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 267

 266 Schulsozialarbeit bauen wir weiter aus, genauso wie gezielte individuelle Förderung 

 267 an allen Schularten. Gemeinschaftsschulen und Ganztagsschulen werden wir 
 268 weiterentwickeln. Wir streben eine Ganztagsgarantie vom ersten Geburtstag bis zum 
 269 letzten Schultag an - wer Betreuung ganztägig braucht, soll sie auch bekommen. Bis 
 270 2028 sollen 70 Prozent der Grundschulen Ganztagsschulen sein. Das neunjährige 
 271 Gymnasium (G 9) zu wählen soll möglich sein.
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Antrag  WP 01 -Ä111: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Konstanz
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 268

 266 Schulsozialarbeit bauen wir weiter aus, genauso wie gezielte individuelle Förderung 
 267 an allen Schularten. Gemeinschaftsschulen und Ganztagsschulen werden wir 

 268 weiterentwickeln. Es wird keine Begrenzung für Oberstufen an Gemeinschaftsschulen geben. 
Gemeinschaftsschulen mit Potential zur Bildung einer eigenen Oberstufe werden von uns 
unterstützt. Die Übertrittsregelungen werden den Gymnasien in Aufbauform angepasst. Wir 
streben eine Ganztagsgarantie vom ersten Geburtstag bis zum 

 269 letzten Schultag an - wer Betreuung ganztägig braucht, soll sie auch bekommen. Bis 
 270 2028 sollen 70 Prozent der Grundschulen Ganztagsschulen sein. Das neunjährige 
 271 Gymnasium (G 9) zu wählen soll möglich sein.
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Antrag  WP 01 -Ä155: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Freiburg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 268

 266 Schulsozialarbeit bauen wir weiter aus, genauso wie gezielte individuelle Förderung 
 267 an allen Schularten. Gemeinschaftsschulen und Ganztagsschulen werden wir 

 268 weiterentwickeln und als Schule der gerechten Chancen gleichberechtigt ausbauen. 
Grundsätzlich halten wir am Ziel flächendeckender Gemeinschaftsschule für alle fest. 
Langfristig werden wir alle Schulen zu gebundenen Ganztagsschulen entwickeln. Wir 
ermöglichen mehr Gemeinschaftsschulen die Einrichtung einer gymnasialen Oberstufe. Wir 
streben eine Ganztagsgarantie vom ersten Geburtstag bis zum 

 269 letzten Schultag an - wer Betreuung ganztägig braucht, soll sie auch bekommen. Bis 
 270 2028 sollen 70 Prozent der Grundschulen Ganztagsschulen sein. Das neunjährige 
 271 Gymnasium (G 9) zu wählen soll möglich sein.

Begründung

Die Gemeinschaftsschule muss gestärkt werden. Das kann sie nur, wenn sie dort, wo es 
zielführend ist, mit einer gymnasialen Oberstufe ausgestattet ist.
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Antrag  WP 01 -Ä224: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Bodensee
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 268

 266 Schulsozialarbeit bauen wir weiter aus, genauso wie gezielte individuelle Förderung 
 267 an allen Schularten. Gemeinschaftsschulen und Ganztagsschulen werden wir 

 268 weiterentwickeln. und werden die Einführung von gymnasialen Oberstufen an 
Gemeinschaftsschulen im ganzen Land stärker fördern. Wir streben eine Ganztagsgarantie 
vom ersten Geburtstag bis zum 

 269 letzten Schultag an - wer Betreuung ganztägig braucht, soll sie auch bekommen. Bis 
 270 2028 sollen 70 Prozent der Grundschulen Ganztagsschulen sein. Das neunjährige 
 271 Gymnasium (G 9) zu wählen soll möglich sein.
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Antrag  WP 01 -Ä225: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Bodensee
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 269

 266 Schulsozialarbeit bauen wir weiter aus, genauso wie gezielte individuelle Förderung 
 267 an allen Schularten. Gemeinschaftsschulen und Ganztagsschulen werden wir 
 268 weiterentwickeln. Wir streben eine Ganztagsgarantie vom ersten Geburtstag bis zum 

 269 letzten Schultag an - wer Betreuung ganztägig braucht, soll sie auch bekommen. Das gilt auch 
für ein Ganztagsangebot in Ferienzeiten. Solche Angebote wollen wir schrittweise im Land 
einführen. Bis 

 270 2028 sollen 70 Prozent der Grundschulen Ganztagsschulen sein. Das neunjährige 
 271 Gymnasium (G 9) zu wählen soll möglich sein.
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Antrag  WP 01 -Ä175: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 270 - 271

 266 Schulsozialarbeit bauen wir weiter aus, genauso wie gezielte individuelle Förderung 
 267 an allen Schularten. Gemeinschaftsschulen und Ganztagsschulen werden wir 
 268 weiterentwickeln. Wir streben eine Ganztagsgarantie vom ersten Geburtstag bis zum 
 269 letzten Schultag an - wer Betreuung ganztägig braucht, soll sie auch bekommen. Bis 

 270 2028 sollen 70 Prozent der Grundschulen Ganztagsschulen sein. Das neunjährige 
 271 Gymnasium (G 9) zuJede*r in Baden-Württemberg soll zwischen G8 und G9 wählen soll 

möglich seinkönnen. Deshalb werden Gemeinschaftschulen und berufliche Gymnasien G9, 
das allgemeinbildene Gymnasium G8 anbieten.
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Antrag  WP 01 -Ä112: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Konstanz
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 271

 266 Schulsozialarbeit bauen wir weiter aus, genauso wie gezielte individuelle Förderung 
 267 an allen Schularten. Gemeinschaftsschulen und Ganztagsschulen werden wir 
 268 weiterentwickeln. Wir streben eine Ganztagsgarantie vom ersten Geburtstag bis zum 
 269 letzten Schultag an - wer Betreuung ganztägig braucht, soll sie auch bekommen. Bis 
 270 2028 sollen 70 Prozent der Grundschulen Ganztagsschulen sein. Das neunjährige 

 271 Gymnasium (G 9) zu wählen soll möglich sein, sofern es die regionale Schulentwicklung 
zulässt.
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Antrag  WP 01 -Ä92: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Tübingen
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 276 - 277

 272 Gegen die Benachteiligungen aus der Corona-Krise müssen Unterstützungsangebote an 
 273 Schulen durch ergänzendes Personal angeboten werden. Für diese kostenlosen Angebote 
 274 werden wir 10 Mio. Euro bereitstellen. Die Schulen können darüber flexibel verfügen. 
 275 Die Volkshochschulen und weitere Bildungsträger sollen in die Unterstützungsangebote 

 276 einbezogen werden. Zur Entlastung der Familien wollen wir die Kosten für die 
 277 Schülerbeförderung Schülerbeförderungskosten müssen vom Land komplett 

übernehmenübernommen werden. Es darf keine versteckten Schulgebühren durch die 
Schülerbeförderung geben. Familien dürfen bei der Wahl der besten Schule nicht 
eingeschränkt, sondern müssen entlastet werden.

Begründung

Nach Artikel 11 Abs. 1 der Verfassung des Landes Baden-Württemberg besteht ein Anspruch auf 
Recht auf eine der Begabung entsprechende Erziehung und Ausbildung ohne Rücksicht auf 
Herkunft oder wirtschaftliche Lage. Die Höhe der Schülerbeförderungskosten in Baden-
Württemberg ist abhängig von der Tarifgestaltung der jeweiligen Verkehrsverbünde und der 
Regelungen zu Bezuschussungen auf kommunaler Ebene. Insbesondere bei Familien mit geringen 
und mittleren Einkommen und mehreren Kindern können die Beförderungskosten die 
Entscheidung für den Besuch einer Schule dahingehend beeinflussen, dass nicht die für das Kind 
geeignetste Schule sondern die räumlich naheste Schule gewählt wird. Das Recht von Kindern und 
Jugendlichen auf eine Schulbildung, die allein aufgrund der eigenen Interessen und Fähigkeiten 
gewählt wird, darf nicht durch zusätzliche Kosten beeinträchtigt werden. Das Land Baden-
Württemberg stellt für diesen Zweck im Rahmen des Finanzausgleichs mit den Kommunen bereits 
über 190 Mio. Euro jährlich bereit. Bei diesen Landesmitteln ist sicherzustellen, dass sie von den 
Kommunen auch für diesen Zweck eingesetzt werden. Darüber hinaus sind ggf. weitere 
Landesmittel aufzubringen, um zu gewährleisten, dass keine Kosten für die Familien entstehen.

Eine kostenfreie Schülerbeförderung ist zudem ein wichtiger Beitrag zur sozialen und 
ökologischen Verkehrswende, denn Mobilitätsverhalten wird bereits in Kindheit und Jugend 
geprägt. Das selbstverständliche Nutzen des ÖPNV ist die Grundlage für eine nachhaltige, 
ökologische und soziale Mobilitätskultur. Deshalb sollten Freizeitregelungen in den 
Schülerbeförderungstarifen der Verkehrsverbünde erhalten, ausgebaut oder ggf. eingeführt 
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werden.
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Antrag  WP 01 -Ä126: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Heidelberg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 278

 278 Grundschullehrer*innen werden nicht nur in Baden-Württemberg händeringend gesucht. Um 
diesen Beruf aufzuwerten, wollen wir alle Grundschullehrkräfte gleich wie ihre Kolleg*innen 
in den Sekundarstufen mit A13 bezahlen.
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Antrag  WP 01 -Ä93: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Tübingen
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 292

 280 Mit uns ist Bildung kostenfrei und qualitätsvoll: Von der Kita bis zur Meisterprüfung 
 281 oder zum Studienabschluss. Hier wird nicht gespart, trotz kleinerem finanziellem 
 282 Spielraum. Damit wollen wir die Ungleichheit in der Bildung beseitigen. Wir halten 
 283 daran fest, Familien zu entlasten und die Kita-Gebühren abzuschaffen. Jede*r soll 
 284 sich den Zugang zu frühkindlicher Bildung leisten können. Denn auch die Vereinbarkeit 
 285 von Familie und Beruf darf keine Frage des Einkommens sein. Studiengebühren werden 
 286 wir insgesamt abschaffen und verhindern, dass diese indirekt durch hohe 
 287 Verwaltungsgebühren ersetzt werden. Auch den Weg zum Meisterabschluss wollen wir 
 288 gebührenfrei gestalten und Ausbildung im Land dadurch weiter aufwerten.Mit der 
 289 verbindlichen Umsetzung des Orientierungsplans[11] in jeder Kita wollen wir hohe 
 290 Qualität sichern und Sprachdiagnose und Sprachförderung ausbauen. Dem 
 291 Fachkräftemangel in der Kinderbetreuung begegnen wir mit dem Aufbau von 

 292 Studienplätzen sowie der praxisintegrierten Ausbildung (PiA)[12]. Diese soll langfristig die 
herkömmliche Erzieher*innenausbildung ablösen.
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Antrag  WP 01 -Ä47: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Land
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 293

 293 In Schulkantinen soll nach dem Prinzip der Nachhaltigkeit gewirtschaftet werden und für alle 
bezahlbar sein. Die Landesregierung muss die Mittagsmahlzeit zu mind. 50% bezuschussen.
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Antrag  WP 01 -Ä146: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Schwäbisch Hall, KV Hohenlohe
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 295

 295 Zu einer förderlichen Bildungslandschaft gehören für uns die vielfältigen Angebote der 
Kinder- und Jugendarbeit. Der Zukunftsplan Jugend muss Fahrt aufnehmen und die 
Förderpraxis überarbeitet werden. Die Volkshochschulen leisten als Weiterbildungszentren 
einen wichtigen Beitrag zur 

 296 Bildung vor allem Erwachsener. Deshalb fordern wir langfristig die 
 297 Drittelfinanzierung[13] der Volkshochschulen, wie sie im Weiterbildungspakt 
 298 vorgesehen ist. Alle Weiterbildungsträger sind für uns zentral für die positive 
 299 Gestaltung des Wandels in Gesellschaft und Wirtschaft.

Begründung

Die außerschulische Kinder- und Jugendbildung in einer vielfältigen Breite leisten einen 
grundlegenden Beitrag für den Erhalt einer solidarischen Gemeinschaft und einer Identifikation 
mit einem demokratischen Gemeinwesen. Kinder- und Jugendbildung wirken 
persönlichkeitsbildend und fördern verantwortliches Handeln. Die Vielzahl von Akteuren in 
Vereinen und Verbänden, ob haupt- oder ehrenamtlich, erwarten von der SPD, dass sie 
wahrgenommen und unterstützt werden. Die Förderstrukturen des Landesjugendplans sind 
dringend zu überarbeiten. Der Zukunftsplan Jugend hat immer noch Startschwierigkeiten. Das 
Vorläuferkonzept „Ganztagesbildung“ wurde nicht weiterverfolgt.
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Antrag  WP 01 -Ä71: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Rhein-Neckar
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 295

 295 DieAnerkannte Bildungsträger wie die Volkshochschulen leisten als Weiterbildungszentren 
einen wichtigen Beitrag zur 

 296 Bildung vor allem Erwachsener. Deshalb fordern wir langfristig die 
 297 Drittelfinanzierung[13] der Volkshochschulen, wie sie im Weiterbildungspakt 
 298 vorgesehen ist. Alle Weiterbildungsträger sind für uns zentral für die positive 
 299 Gestaltung des Wandels in Gesellschaft und Wirtschaft.
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Antrag  WP 01 -Ä131: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Heidelberg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 307

 304 Die Corona-Pandemie zeigt ganz deutlich: Eine flächendeckende, wohnortnahe und gute 
 305 medizinische Versorgung muss für alle zu jeder Zeit und in hoher Qualität da sein. 
 306 Sie gehört zur öffentlichen Daseinsvorsorge und darf weder von Gewinnen noch von 

 307 Krisen abhängen. Alle sollen das Recht haben sich solidarisch an Gesundheit und Pflege zu 
beteiligen. Daher wollen wir für neue Beamtinnen und Beamte ein Wahlrecht zwischen 
Beihilfe und hälftigem Zuschuss des Dienstherrn zur Krankenversicherung.
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Antrag  WP 01 -Ä38: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: OV Mannheim-Neckarstadt Ost
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 312

 308 Sozialdemokratische Gesundheits- und Pflegepolitik rückt den Menschen in den 
 309 Mittelpunkt - seien es Patient*innen, Gepflegte, pflegende Angehörige oder 
 310 medizinisches Personal. Diese Fachkräfte ermöglichen die würdige gesundheitliche 
 311 Versorgung aller. Wer in der Kranken- oder Altenpflege arbeitet, verdient Anerkennung 

 312 durch gute Löhne "(durch einen allgemeinverbindlichen Pflegetarifvertrag mit Löhnen, welche 
über dem Mindestlohn liegen und so die stark gestiegenen fachlichen und psychischen 
Anforderungen widerspiegeln), klare Personalschlüssel (hierbei unterstützen wir das von DKG, 
deutschem Pflegerat und ver.di vorgestellte Personalmindestbemessungsinstrument PPR 2.0), 
bessere Arbeitsbedingungen, gute 

 313 Ausbildung und Zugang zu Kinderbetreuung. Applaus allein reicht nicht. An den 
 314 privaten Ausbildungsstätten für Gesundheitsberufe soll das Schulgeld abgeschafft 
 315 werden. Der Pflegeberuf muss attraktiver werden.
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Antrag  WP 01 -Ä67: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Breisgau-Hochschwarzwald
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 316

 316 Wir fordern, dass alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Gesundheitswesen streng nach 
dem Tarifvertrag des öffentlichen Dienstes vergütet werden und die Vergütung der 
Entgeltgruppen für die Beschäftigten in Bereichen der Pflege, Betreuung und medizinische 
Versorgung einheitlich angepasst wird. Des Weiteren sollen die Beschäftigten in den 
Bereichen der Pflege und Betreuung grundsätzlich höher eingruppiert werden.
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Antrag  WP 01 -Ä66: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Ostalb
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 318 - 324

 318 Den Mangel an Fach- und Hausärzt*innen spürt man besonders im ländlichen Raum. Praxen 
 319 schließen, weil Ärzt*innen niemanden zur Nachfolge finden. Diesem Trend stellen wir 
 320 uns entgegen. Wir wollen Modelle wie Zweig- und Gemeinschaftspraxen[14] und 
 321 telemedizinische[15] Behandlung fördern. Wir setzen auf finanzielle Anreize bei der 
 322 Niederlassung in unterversorgten Regionen. Mehr Studienplätze in der Medizin sollen 
 323 mehr jungen Menschen ermöglichen Ärzt*innen zu werden. So sichern wir die Versorgung 
 324 auch außerhalb der Städte.

Den Mangel an Fach- und Hausärzt*innen spürt man besonders im ländlichen Raum. Praxen 
schließen, weil Ärzt*innen niemanden zur Nachfolge finden. Diesem Trend stellen wir uns 
entgegen. Wir wollen Modelle wie Zweig- und Gemeinschaftspraxen sowie kommunale 
medizinische Versorgungszentren (kMVZ) und telemedizinische Behandlungen besonders 
fördern. Wir setzen auf finanzielle Anreize bei der Niederlassung in unterversorgten Regionen. 
Mehr Studienplätze in der Medizin sollen mehr jungen Menschen ermöglichen Ärzt*innen zu 
werden. So sichern wir die Versorgung auch außerhalb der Städte.
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Antrag  WP 01 -Ä176: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 333

 325  Die Finanzierung von Krankenhäusern und Zentren für Psychiatrie stellen wir wieder 
 326 auf starke Beine: Wir unterstützen die Kommunen und Landkreise dabei, Kliniken in 
 327 eigener Hand zu behalten und treten für fachlich exzellente und wirtschaftlich 
 328 stabile Krankenhäuser in öffentlicher oder gemeinnütziger Trägerschaft ein. Wir 
 329 sichern notwendige Versorgungsangebote inklusive einer stationären Grund- und 
 330 Akutversorgung in allen Regionen des Landes. Die Hochleistungsmedizin an unseren 
 331 Unikliniken und spezialisierten Zentren fördern wir. Wir wollen mehr Investitionen 
 332 auch in die Digitalisierung von Krankenhäusern und ihre Vernetzung in den ambulanten 

 333 Bereich. Wir setzen uns dafür ein, dass Apotheken auf dem Land die Versorgung sicherstellen 
und unterstützen deren Betreiber*innen finanziell und strukturell.
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Antrag  WP 01 -Ä39: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: OV Mannheim-Neckarstadt Ost
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 336

 334 Die Versorgung mit Medikamenten und Schutzausstattung muss sicher sein, in 
 335 Krisenzeiten und danach. Herstellungs- und Lieferketten wollen wir prüfen und falls 

 336 nötig einwirken. Außerdem machen wir uns dafür stark, die Produktion wieder mehr nach 
Europa zu verlagern. Ebenso fordern wir die Errichtung eines europäischen Zentrallagers für 
Medikamente, Antibiotika und Schutzausstattung.Die Bedeutung der Gesundheitsbehörden 
und -ämter wurden in der 

 337 Corona-Pandemie besonders deutlich. Wir werden den Öffentlichen Gesundheitsdienst 
 338 stärken. Er braucht mehr Personal, gute Weiterbildung, technische Ausstattung und 
 339 Vernetzung. So kann er auch in Zukunft die Gesundheit der Bevölkerung schützen und 
 340 fördern. Neben seinen hoheitlichen Aufgaben soll er zum Berater und Ideengeber in 
 341 Sachen Gesundheit werden.
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Antrag  WP 01 -Ä40: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: OV Mannheim-Neckarstadt Ost
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 350

 343 Wir sorgen bei den Universitätskliniken für eine ausreichende Finanzierung der 
 344 nötigen Neubauten, Sanierungen und Ersatzanschaffungen. Es darf nicht wie in der 
 345 Vergangenheit am Personal gespart werden, um den hohen Eigenanteil der Kliniken an 
 346 diesen Ausgaben aufzubringen. Wir wollen eine Personal-Offensive starten, die an den 
 347 Kliniken gute Arbeitsbedingungen ermöglicht. Unikliniken sollen auch als Arbeitgeber 
 348 spitze sein, nicht nur in der Forschung und Versorgung. Um die Stammbelegschaft zu 
 349 stärken, muss in die Aus- und Weiterbildung der Mitarbeiter*innen investiert werden. 

 350 Wir stehen zum eigenen Tarifvertrag der Unikliniken. Outsourcing lehnen wir ab.
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Antrag  WP 01 -Ä145: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: OV Herrenberg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 351

 351

Ergänzend zur Stärkung der stationären Versorgung für Menschen mit einer psychischen 
Erkrankung, möchten wir die bestehenden gemeindepsychiatrischen Versorgungsstrukturen 
in Zukunft stärken und weiter auf niederschwellige Angebote für die Bedarfe der Menschen 
zuschneiden.

Begründung

Die Zahl der psychischen Erkrankungen nimmt in den letzten Jahren weiter zu und die Anzahl der 
Krankschreibungen aufgrund seelischer Belastungen und Störungen haben sich in den letzten 
zwanzig Jahren mehr als verdreifacht[1]. Für eine sozialdemokratische Gesundheitspolitik ist es 
deshalb notwendig, dass auch in der Zukunft die ambulanten Versorgungsstrukturen in Baden-
Württemberg auf den Bedarf der Menschen mit einer psychischen Erkrankung zugeschnitten 
werden. Die Grundsätze „ambulant vor stationär“ und „gemeindenah“ sind dabei bei der 
Versorgung von Menschen mit einer psychischen Erkrankung von großer Bedeutung.

Das ambulante gemeindepsychiatrische Hilfe- und Versorgungssystem umfasst viele 
Einrichtungen und Angebote, die von der Prävention bis zur Nachsorge und der langfristigen 
Begleitung reichen und die klinische teilstationäre und stationäre Versorgung ergänzen. Vor allem 
niederschwellige Angebote im Bereich der sozialpsychiatrischen Versorgung sind für viele 
Menschen mit einer psychischen Erkrankung eine erste Anlaufstelle und Zugang zur 
sozialpsychiatrischen Versorgungslandschaft und bilden daher einen wichtigen Bestandteil der 
ambulanten Versorgung. Tagesstätten sowie Sozialpsychiatrische Dienste sind wichtige 
Grundpfeiler der ambulanten Versorgung. In Zukunft sollte es aus diesem Grund das Ziel sein, 
diese niederschwelligen und ambulanten Angebote der gemeindepsychiatrischen Versorgung in 
den Stadt- und Landkreisen zu stärken und abgesicherte Finanzierungsstrukturen jenseits von 
Freiwilligkeitsleistungen der Stadt- und Landkreisen zu gewährleisten. Einheitliche landesweite 
Qualitätsstandards zur Ausgestaltung der Tagesstätten sind dabei notwendig. Für Menschen mit 
einer psychischen Erkrankung müssen die Angebote niederschwellig und im Zugang leicht 
erreichbar sein um gerade auch die Menschen zu erreichen, die sich in einer schweren 
Krankheitssituation befinden. Dabei sollte der Ausbau von aufsuchenden Strukturen besonders in 
den Blick genommen werden. Wir sehen die Chance darin, bestehende Strukturen der 
Wohnungsnotfallhilfe, der Suchthilfe und der Sozialpsychiatrie zu stärken, um eine bessere 
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Vernetzung zu forcieren und Schnittstellenproblematiken zu beheben.

[1] DAK Psychoreport 2019 – Abrufbar unter: https://www.dak.de/dak/bundesthemen/dak-
psychoreport-2019-dreimal-mehr-fehltage-als-1997-2125486.html#/
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Antrag  WP 01 -Ä238: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Stadt
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 352

 352 Geburtshilfe stärken 

Geburtshilfe stärken - Kindeswohl und Kindesgesundheit nehmen wir ernst

 353

Die Geburtszahlen steigen wieder. Fehlende bedarfsgerechte Verfügbarkeit durch 
Hebammenversorgung im direkten Umfeld werdender Mütter vor während aber vor allem 
nach der Geburt hat vielfältige Gründe, die Frauen vor große Herausforderungen stellt. Sei es 
in der Stadt oder im ländlichen Raum. Dem vielfältigen Mangel stellen wir uns entschieden 
entgegen. Wie bei vielen sozialen Berufen muss die tarifliche Bezahlung von angestellten 
Hebammen steigen und Vereinbarkeit  von Familie und Beruf im Fokus stehen. Die klinische 
Betreuung von mehreren Geburten gleichzeitig setzt Gebärende und Hebammen unter 
enormen Druck. Wir fordern einen  1:1 Betreuungsschlüssel während der Geburt in 
Krankenhäusern. Frauen sollen selbst entscheiden können auf welche Weise Sie gebären 
wollen, daher wollen wir lokale Geburtsstationen im ganzen Land ausbauen.

Immer mehr selbstständige Hebammen geben Ihre Berufung aufgrund zu hoher 
Haftpflichtprämien auf. Im Rahmen einer Bundesratsinitiative wollen wir die 
Haftpflichtprämien für Hebammen überprüfen lassen.

Zeile 353 - 357

 353 Die Geburtenzahlen steigen wieder. Trotzdem kann in manchen Regionen die Versorgung 
 354 Schwangerer vor, bei und nach der Geburt kaum mehr geleistet werden. Wir treten dem 
 355 Hebammenmangel entschlossen entgegen – wie bei vielen Gesundheitsberufen muss die 
 356 tarifliche Bezahlung steigen. Überall im Bundesland muss der Bedarf an 
 357 Geburtsstationen gedeckt sein.
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Antrag  WP 01 -Ä23: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: OV Mannheim-Neckarau-Almenhof-Niederfeld
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 356

 353 Die Geburtenzahlen steigen wieder. Trotzdem kann in manchen Regionen die Versorgung 
 354 Schwangerer vor, bei und nach der Geburt kaum mehr geleistet werden. Wir treten dem 
 355 Hebammenmangel entschlossen entgegen - wie bei vielen Gesundheitsberufen muss die 

 356 tarifliche Bezahlung steigen. Dazu gehört auch ein finanzierbarer Versicherungsschutz für 
Hebammen. Überall im Bundesland muss der Bedarf an 

 357 Geburtsstationen gedeckt sein.

Begründung

Wie bekannt, ist der Versicherungsschutz für Hebammen horrend. Damit diese ihren Beruf 
auskömmlich ausüben können, bedarf es einer Unterstützung beim Versicherungsschutz.
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Antrag  WP 01 -Ä41: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: OV Mannheim-Neckarstadt Ost
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 356

 353 Die Geburtenzahlen steigen wieder. Trotzdem kann in manchen Regionen die Versorgung 
 354 Schwangerer vor, bei und nach der Geburt kaum mehr geleistet werden. Wir treten dem 
 355 Hebammenmangel entschlossen entgegen - wie bei vielen Gesundheitsberufen muss die 

 356 tarifliche Bezahlung steigen. Desweiteren beteiligt sich das Land Baden-Württemberg an den 
Haftpflichtprämien für selbstständige Hebammen mit 25%. Überall im Bundesland muss der 
Bedarf an 

 357 Geburtsstationen gedeckt sein.
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Antrag  WP 01 -Ä177: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 358

 358

 359

Schwangerschaftsabbrüche auch weiterhin ermöglichen
Die Zahl der Praxen und Kliniken, die Schwangerschaftsabbrüche durchführen, sinkt 
bundesweit. Wir setzten uns dafür ein, dass es in unserem Bundesland ausreichend Praxen 
und Kliniken gibt, die Schwangerschaftsabbrüche flächendeckend sicher und zuverlässig 
ausführen.
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Antrag  WP 01 -Ä94: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Tübingen
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 366 - 368

 366 Wir wollen, dass Baden-Württemberg wieder in die Förderung der Pflegeinfrastruktur 
 367 einsteigt und Stadt- und Landkreise bei der Pflegeplanung unterstützt, umUm moderne 
 368 Konzepte, wohnortnahe Versorgung und Quartiersentwicklung voranzubringen, werden wir 

Stadt- und Landkreise bei der Pflegeplanung unterstützen und wieder in die Förderung des 
Baus von Pflegeeinrichtungen einsteigen.
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Antrag  WP 01 -Ä113: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Konstanz
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 369

 369 Die Pflege muss durch weitere Aufstiegsmöglichkeiten und bessere Rahmenbedingungen 
attraktiver gestaltet werden. Wir fordern die dringende Einführung der Pflegekammer. Diese 
darf nicht aufgrund massiver Blockierung der Arbeitgeberverbände verhindert werden. Sie 
sichert eine fundierte Aus- und Weiterbildung, führt zu mehr Transparenz aller Pflegeberufe 
und verbessert langfristig die Arbeitsbedingungen in der Pflege.

 370 Schon heute kann der steigende Bedarf an Kurzzeit- und Tagespflege nicht gedeckt 
 370 werden. Wir erhöhen die Landesförderung für Kurzzeit- und Tagespflege massiv. So 
 371 entlasten wir Familien, die kurzfristig eine Pflegemöglichkeit für ihre Angehörigen 
 372 suchen. Ambulante Dienste bauen wir aus, damit Pflegebedürftige und ihre Angehörigen 
 373 ihre Rechtsansprüche aus der Pflegeversicherung nicht nur auf dem Papier haben, 
 374 sondern auch einlösen können.
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Antrag  WP 01 -Ä24: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: OV Mannheim-Neckarau-Almenhof-Niederfeld
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 377

 375 Pflegestützpunkte mit ihren vielfältigen Leistungen haben sich bewährt, weshalb wir 
 376 diese weiter ausbauen und um Pflegelots*innen ergänzen. Diese beraten als 

 377 Ansprechpartner*innen und Begleiter*innen pflegende Angehörige. Das Land Baden-
Württemberg verbessert bzw. baut das Angebot an psychiatrischen Tageskliniken aus. Damit 
stellen wir sicher, dass jede*r ein ambulantes Therapieangebot in Wohnraumnähe annehmen 
kann.

Begründung

(Begründung erfolgt mündlich)
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Antrag  WP 01 -Ä226: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Bodensee, SGK
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 381 - 391

 381  Wohnen ist zu einer der großen sozialen Fragen unserer Zeit geworden. Der Anstieg 
 382 der Mieten und Immobilienpreise in Baden-Württemberg geht ununterbrochen weiter und 
 383 macht heute vor keiner Region halt. Der Markt allein ist nicht in der Lage, 
 384 bezahlbaren Wohnraum für alle Menschen zu schaffen. Der Markt schafft auch keine 
 385 lebenswerten Quartiere.[16] Wohnen ist für die Menschen Sicherheit, Zuhause und 
 386 Lebensqualität. Die SPD macht Wohnen im Land bezahlbar für alle und plant schonend 
 387 für das Klima. Die Wohnformen sollen den Zusammenhalt unter den Nachbar*innen 
 388 stärken. Unser Ziel ist es, dass niemand mehr als 30% des Nettoeinkommens für seine 
 389 Nettokaltmiete aufwenden muss. Wir beenden den unkontrollierten Flächenfraß unter der 
 390 jetzigen Landesregierung und erschließen versiegelte[17] Flächen für bezahlbaren 
 391 Wohnungsbau.

 Wohnen ist zu einer der großen sozialen Fragen unserer Zeit geworden. Der Anstieg der 
Mieten und Immobilienpreise in Baden-Württemberg geht ununterbrochen weiter und macht 
heute vor keiner Region halt. Der Markt allein ist nicht in der Lage, bezahlbaren Wohnraum 
für alle Menschen zu schaffen. Der Markt schafft auch keine lebenswerten Quartiere.[16]

 Wohnen ist für die Menschen Sicherheit, Zuhause und Lebensqualität. Die SPD macht Wohnen 
im Land bezahlbar für alle und plant schonend für das Klima. Die Wohnformen sollen den 
Zusammenhalt unter den Nachbar*innen stärken. Unser Ziel ist es, dass niemand mehr als 
30% des Nettoeinkommens für seine Nettokaltmiete aufwenden muss. Wir wollen den 
kopflosen Flächenfraß der jetzigen Landesregierung beenden. Um unserer Verantwortung für 
Natur und Umwelt gerecht zu werden, erschließen wir vorrangig versiegelte Flächen für 
bezahlbaren Wohnungsbau. Dort, wo zusätzliche Flächen für die Schaffung von bezahlbarem 
Wohnungsbau unabdingbar sind, koppeln wir diese an eine hohe Einwohnerdichte je 
zusätzlich ausgewiesenem Hektar.
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Antrag  WP 01 -Ä147: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Schwäbisch Hall, KV Hohenlohe
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 385

 381  Wohnen ist zu einer der großen sozialen Fragen unserer Zeit geworden. Der Anstieg 
 382 der Mieten und Immobilienpreise in Baden-Württemberg geht ununterbrochen weiter und 
 383 macht heute vor keiner Region halt. Der Markt allein ist nicht in der Lage, 
 384 bezahlbaren Wohnraum für alle Menschen zu schaffen. Der Markt schafft auch keine 

 385 lebenswerten Quartiere und Siedlungen.[16] Wohnen ist für die Menschen Sicherheit, Zuhause 
und 

 386 Lebensqualität. Die SPD macht Wohnen im Land bezahlbar für alle und plant schonend 
 387 für das Klima. Die Wohnformen sollen den Zusammenhalt unter den Nachbar*innen 
 388 stärken. Unser Ziel ist es, dass niemand mehr als 30% des Nettoeinkommens für seine 
 389 Nettokaltmiete aufwenden muss. Wir beenden den unkontrollierten Flächenfraß unter der 
 390 jetzigen Landesregierung und erschließen versiegelte[17] Flächen für bezahlbaren 
 391 Wohnungsbau.

Begründung

So erstreckt sich die Formulierung auch auf ländliche Räume.
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Antrag  WP 01 -Ä85: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: OV Ditzingen
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 386

 381  Wohnen ist zu einer der großen sozialen Fragen unserer Zeit geworden. Der Anstieg 
 382 der Mieten und Immobilienpreise in Baden-Württemberg geht ununterbrochen weiter und 
 383 macht heute vor keiner Region halt. Der Markt allein ist nicht in der Lage, 
 384 bezahlbaren Wohnraum für alle Menschen zu schaffen. Der Markt schafft auch keine 
 385 lebenswerten Quartiere.[16] Wohnen ist für die Menschen Sicherheit, Zuhause und 

 386 Lebensqualität. Die SPD machtwill Wohnen im Land bezahlbar für allemachen und plant 
schonend 

 387 für das Klima. Die Wohnformen sollen den Zusammenhalt unter den Nachbar*innen 
 388 stärken. Unser Ziel ist es, dass niemand mehr als 30% des Nettoeinkommens für seine 
 389 Nettokaltmiete aufwenden muss. Wir beenden den unkontrollierten Flächenfraß unter der 
 390 jetzigen Landesregierung und erschließen versiegelte[17] Flächen für bezahlbaren 
 391 Wohnungsbau.

Begründung

Hier wird ein absolutes Versprechen abgegeben, dass so schwer umsetzbar ist. Somit besteht aus 
unserer Sicht die Gefahr, dass wir an dieser Formulierung gemessen werden und unser gesamtes 
Anliegen diskreditiert wird. Es erscheint uns unmöglich für alle BürgerInnen in Baden-
Württemberg bezahlbare Wohnungen zu schaffen. Wichtig ist, dass wir den politischen Willen klar 
formulieren und zeigen, dass wir konkret an der Umsetzung arbeiten zum Wohle aller BürgerInnen 
in Baden-Württemberg.
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Antrag  WP 01 -Ä178: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 389

 381  Wohnen ist zu einer der großen sozialen Fragen unserer Zeit geworden. Der Anstieg 
 382 der Mieten und Immobilienpreise in Baden-Württemberg geht ununterbrochen weiter und 
 383 macht heute vor keiner Region halt. Der Markt allein ist nicht in der Lage, 
 384 bezahlbaren Wohnraum für alle Menschen zu schaffen. Der Markt schafft auch keine 
 385 lebenswerten Quartiere.[16] Wohnen ist für die Menschen Sicherheit, Zuhause und 
 386 Lebensqualität. Die SPD macht Wohnen im Land bezahlbar für alle und plant schonend 
 387 für das Klima. Die Wohnformen sollen den Zusammenhalt unter den Nachbar*innen 
 388 stärken. Unser Ziel ist es, dass niemand mehr als 30% des Nettoeinkommens für seine 

 389 Nettokaltmiete aufwenden muss. Deshalb machen wir uns für einen landesweiten 
Mietendeckel stark - sprich eine gesetzliche Mietobergrenze für Neuvermietungen und einen 
Mietenstopp für die nächsten fünf Jahre. Wir beenden den unkontrollierten Flächenfraß unter 
der 

 390 jetzigen Landesregierung und erschließen versiegelte[17] Flächen für bezahlbaren 
 391 Wohnungsbau.
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Antrag  WP 01 -Ä86: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: OV Ditzingen
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 394

 394 Wir setzen uns als Ziel, bis zum Jahr 2026in den nächsten Jahren in Baden-Württemberg 
500.000 neue 

 395 Wohnungen zu bauen. Dafür gründen wir die Landeswohnraumgesellschaft BWohnen. Die 
 396 landeseigene GmbH versteht sich als Partnerin unserer Kommunen. Mit diesen zusammen 
 397 werden Flächen für den Wohnungsbau erschlossen und Bauprojekte umgesetzt. Die BWohnen 

 398 baut bezahlbare Wohnungen in Baden-Württemberg und vermietet eigene Wohnungen. 
Zudem 

 399 tritt sie als Partnerin für kommunale Wohnungsbaugesellschaften, Genossenschaften,  
 400 das Mietshäusersyndikat[18], Baugemeinschaften und Privatinvestoren auf. Die BWohnen 
 401 trägt zu einer positiven Quartiersentwicklungund -gestaltung bei: Beratung und 
 402 Austausch für Kommunen und Bauträger werden gebündelt.
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Antrag  WP 01 -Ä128: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Heidelberg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 397

 394 Wir setzen uns als Ziel, bis zum Jahr 2026 in Baden-Württemberg 500.000 neue 
 395 Wohnungen zu bauen. Dafür gründen wir die Landeswohnraumgesellschaft BWohnen. Die 
 396 landeseigene GmbH versteht sich als Partnerin unserer Kommunen. Mit diesen zusammen 

 397 werden Flächen für den Wohnungsbau erschlossen und Bauprojekte umgesetzt. Die BWohnen 
Neue Arbeits- und Lebensformen werden wir beim Bauen beachten, um möglichst vielen 
Wohnraum zu ermöglichen. Die BWohnen 

 398 baut bezahlbare Wohnungen in Baden-Württemberg und vermietet eigene Wohnungen. 
Zudem 

 399 tritt sie als Partnerin für kommunale Wohnungsbaugesellschaften, Genossenschaften,  
 400 das Mietshäusersyndikat[18], Baugemeinschaften und Privatinvestoren auf. Die BWohnen 
 401 trägt zu einer positiven Quartiersentwicklungund -gestaltung bei: Beratung und 
 402 Austausch für Kommunen und Bauträger werden gebündelt.
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Antrag  WP 01 -Ä165: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: SGK
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 400

 394 Wir setzen uns als Ziel, bis zum Jahr 2026 in Baden-Württemberg 500.000 neue 
 395 Wohnungen zu bauen. Dafür gründen wir die Landeswohnraumgesellschaft BWohnen. Die 
 396 landeseigene GmbH versteht sich als Partnerin unserer Kommunen. Mit diesen zusammen 
 397 werden Flächen für den Wohnungsbau erschlossen und Bauprojekte umgesetzt. Die BWohnen 

 398 baut bezahlbare Wohnungen in Baden-Württemberg und vermietet eigene Wohnungen. 
Zudem 

 399 tritt sie als Partnerin für kommunale Wohnungsbaugesellschaften, Genossenschaften, 

 400  das Mietshäusersyndikat[18], Baugemeinschaften und Privatinvestoren auf. Die BWohnen 
 401 trägt zu einer positiven Quartiersentwicklungund -gestaltung bei: Beratung und 
 402 Austausch für Kommunen und Bauträger werden gebündelt.

Begründung

Private Bauträger sind professionell aufgestellt und brauchen keine Unterstützung einer 
öffentlichen Wohnbaugesellschaft. Die BWohnen soll ihren Fokus auf die anderen genannten 
Akteure legen.
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Antrag  WP 01 -Ä127: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Heidelberg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 403

 403

 404

Wohnen nicht dem Markt überlassen
Wir unterstützen Kommunen dabei, sich aktiv an der Schaffung von bezahlbarem Wohnraum 
zu beteiligen. Dort, wo sie nicht über ausreichende Mittel verfügen, um Flächen oder 
Wohnobjekte aufzukaufen, soll ein Landesfonds für bezahlbaren Wohnraum entstehen. Dieser 
stellt unter der Maßgabe der Wirtschaftlichkeit Mittel mit langfristiger Finanzierung bereit, 
damit sich Kommunen vor Ort gegen finanzstarke Investoren behaupten können.

OpenSlides - Digitaler SPD-Landesparteitag
14.11.2020

98 / 277



Antrag  WP 01 -Ä48: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Land
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 413

 413 Die SPD unterstützt Kommunen beim Wohnraummanagement, um Leerstandsakquise zu 
betreiben und moderne Wohnraumkonzepte zu ermöglichen.
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Antrag  WP 01 -Ä141: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: AfA
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 426

 423 Unser Ziel bleibt es, in allen Gebieten ausreichend Mietwohnraum für alle Einkommen 
 424 anzubieten. Das bedeutet sowohl Angebote beim sozialen Wohnungsbau für Mieter*innen 
 425 mit geringem Einkommen als auch frei finanzierter Wohnungsbau für Normalverdienende. 

 426 Wir werden deshalb den Mietenanstieg stoppen. Dazu verschärfen wir die Instrumente des 
Mietrechts, insbesondere in dem wir die Gebietskulisse der Mietpreisbremse, 
Kappungsgrenze und Kündigungssperrfrist auf alle Kommunen ausweiten. Wie viele 
Wohnungen in jedem Bereich zur Verfügung stehen, muss sich nach dem 

 427 regionalen Bedarf richten. Wir fordern eine landesweite Mindestquote für geförderten 
 428 Wohnraum für Bauvorhaben ab einer gewissen Größe.

Begründung

Neben dem Mangel an Sozialmietwohnungen stellen die steigenden Mieten in Baden-
Württemberg im Wohnungsbestand wie auch bei Neuvermietungen ein zentrales Problem dar. 
Deshalb kommen Instrumenten wie der Mietpreisbremse (beschränkt die zulässige Miethöhe bei 
Neuverträgen auf maximal über 10 Prozent gegenüber der ortsüblichen Vergleichsmiete), der 
Kappungsgrenze (reduziert Mieterhöhungen bei Bestandsmieten von den ansonsten geltenden 20 
Prozent innerhalb von drei Jahren auf 15 %) und der Kündigungssperrfrist (verlängert die Frist von 
Kündigungen zur Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen auf fünf Jahre. Hier kann und 
muss das Land auf zehn Jahre verschärfen) eine große Bedeutung zu, um Bestands- und 
Angebotsmieten leistbar zu gestalten.

Das Land legt die Gebietskulissen für die mietrechtlichen Instrumente fest. Das Gutachten der 
Mietpreisbremse wurde auch auf die anderen Instrumente angewandt. Zuletzt wurde die 
Mietpreisbremse reformiert und gilt nun in 89 Kommunen. Der Geltungsbereich der 
Mietpreisbremse kommt auch in der neuen Verordnung einem Flickenteppich gleich, der für 
Mieterinnen und Mieter zur Unklarheit über die Anwendung des Instruments beiträgt. Für 
Wohnungssuchende ist wenig ersichtlich, warum die beiden nebeneinander liegenden Städte 
Sindelfingen und Böblingen ungleich in der Verordnung berücksichtigt werden und die 
Mietpreisbremse in Sindelfingen Geltung erlangt, in Böblingen hingegen nicht. Im nordbadischen 
Raum werden die direkt an Heidelberg angrenzenden Kommunen Leimen, Eppelheim und 
Dossenheim, die bislang im Geltungsbereich erfasst waren, fortan nicht mehr dazu zählen, 
obgleich Wohnungs- und Arbeitsmarkt mit der Groß- und Universitätsstadt eng verflochten sind. 
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Zudem ist der Wohnungsmarkt in Baden-Württemberg insgesamt stark angespannt, so dass die 
flächendeckende Einführung dieser Instrumente angemessen ist.
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Antrag  WP 01 -Ä144: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: OV Herrenberg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 428

 423 Unser Ziel bleibt es, in allen Gebieten ausreichend Mietwohnraum für alle Einkommen 
 424 anzubieten. Das bedeutet sowohl Angebote beim sozialen Wohnungsbau für Mieter*innen 
 425 mit geringem Einkommen als auch frei finanzierter Wohnungsbau für Normalverdienende. 
 426 Wie viele Wohnungen in jedem Bereich zur Verfügung stehen, muss sich nach dem 
 427 regionalen Bedarf richten. Wir fordern eine landesweite Mindestquote für geförderten 

 428 Wohnraum für Bauvorhaben ab einer gewissen Größe. Wir setzen uns dafür ein, dass in den 
Stadt- und Landkreisen sowohl das Wohngeld als auch die Mietobergrenzen im Sozialrecht 
zeitnah an die Entwicklungen auf dem Wohnungsmarkt angepasst werden.

Begründung

Explodierende Mieten gerade in Ballungsgebieten werden nur durch die Ausweitung des sozialen 
Wohnungsbaus gestoppt. Bis durch Neubauten eine Entspannung auf dem Wohnungsmarkt 
eintritt, sind Mieter im Besonderen auf staatliche Hilfeleistungen wie Wohngeld und 
Wohnzuschüsse im Rahmen des Sozialrechts angewiesen. Wichtig ist, dass diese Leistungen 
zeitnah an die aktuelle Marktlage angepasst werden. Auf Ebene der Stadt- und Landkreise sind 
teilweise nur zögerliche Anpassungen der sogenannten „Kosten der Unterkunft“ festzustellen und 
der vorgeschriebene Überprüfungszeitraum von 2 Jahren wird deutlich überschritten. U.a. auch 
deshalb reichen bundesweit bei ca. 17 Prozent der Bedarfsgemeinschaften die gewährten Mieten 
nicht aus, um die tatsächlichen Unterkunftskosten zu decken. Dadurch entsteht für 500.000 
Bedarfsgemeinschaften ein Fehlbetrag von 518 Millionen Euro / Jahr. Dieser Effekt ist auch für 
Bedarfsgemeinschaften in Baden-Württemberg festzustellen.
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Antrag  WP 01 -Ä114: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Konstanz
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 429 - 432

 429 Unser Ziel ist eine Durchmischung von Miet- und Eigentumswohnungen in allen Gebieten. 
 430 Wir streben eine Sozialbindung[20] der Mietraumförderung von mindestens 30 Jahren an. 
 431 Langfristig soll die Dauer der Sozialbindung auf bis zu 60 Jahre ausgeweitet werden 
 432 können.

Unser Ziel ist eine Durchmischung von Miet- und Eigentumswohnungen in allen Gebieten.

 433

Sozialen Wohnungsbau wiederbeleben

Die Förderung des sozialen Wohnungsbaus ist in erster Linie Aufgabe der Länder. Wir wollen, 
dass Baden-Württemberg diese wichtige Aufgabe endlich wieder erfüllt. Bis 2031 müssen in 
Baden-Württemberg mindestens 30.000 neue mietpreisgebundene Sozialwohnungen 
entstehen. Dazu bauen wir das Landeswohnungsbauprogramm so um, dass es für kommunale 
Baugesellschaften, Baugenossenschaften und andere nach gemeinnützigen Kriterien 
wirtschaftende Baugesellschaften attraktiv ist, in den sozialen Wohnungsbau zu investieren. 
Wir wollen, dass sich der soziale Wohnungsbau wieder an breite Schichten der Bevölkerung 
richtet.

 434

Dazu werden wir die Fördermittel für den sozialen Wohnungsbau nachhaltig erhöhen und für 
flexible und anwendbare Regeln in den Förderprogrammen sorgen. Wir streben langfriste 
Sozial- und Preisbindungen von 25 bis 30 Jahren an, die langfristig mit attraktiven 
Förderbedingungen auf 50 bis 60 Jahren ausgedehnt werden. Förderprogramme brauchen 
Träger, die die Mittel abrufen: Wir werben für die Gründung von Wohnungsbaugesellschaften, 
die ihre Bestände über die Dauer von Sozialbindungen hinaus gemeinwohlorientiert 
bewirtschaften. Bei der Förderung von Betriebswohnungen achten wir darauf, dass 
Mieter*innen bei Arbeitsplatzverlust nicht zugleich der Wohnungsverlust droht. Wer sozial- 
und preisgebundene Wohnungen mit langfristigen Bindungen baut, wird von der 
Grunderwerbsteuer befreit. Wenn Städte und Gemeinden Sozialwohnungen bauen, erhalten 
sie Vorzugspreise bei der Vergabe landeseigener Grundstücke.
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Antrag  WP 01 -Ä166: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: SGK
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 431

 429 Unser Ziel ist eine Durchmischung von Miet- und Eigentumswohnungen in allen Gebieten. 
 430 Wir streben eine Sozialbindung[20] der Mietraumförderung von mindestens 30 Jahren an. 

 431 Langfristig soll die Dauer der Sozialbindung auf bis zu 60 Jahredeutlich ausgeweitet werden 
 432 können.

Begründung

Wir teilen das Ziel einer Ausweitung der Sozialbindungsdauer. Jedoch halten wir eine Festlegung 
auf 60 Prozent für falsch. Die künftige Dauer der Sozialbindung muss im Rahmen eines 
wohnbaupolitischen Gesamtpakets ausgehandelt und festgelegt werden.
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Antrag  WP 01 -Ä49: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Land
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 433

 433

 434

Die Grundsteuer C muss kommen
Die SPD BW setzt sich dafür ein, die Grundsteuer C auf baureife Grundstücke anzuwenden. 
Damit gibt man den Kommunen die Möglichkeit Bauland zu mobilisieren, Baulücken zu 
schließen, Spekulationen entgegenzuwirken und eine gute Stadtentwicklung zu betreiben.

Begründung

Die neue Grundsteuer soll zum 1.1.2025 in Kraft treten.

Die Kommunen sollen damit baureife Grundstücke höher besteuern können und somit Bewegung 
auf den Wohnungsmarkt bringen.
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Antrag  WP 01 -Ä129: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Heidelberg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 439

 435 Der Traum von den eigenen vier Wänden muss in Baden-Württemberg wieder eine 
 436 realistische Perspektive für breite Teile der Bevölkerung werden. Durch Modelle wie 
 437 Genossenschaften, Miethäusersyndikat und Bürger*innenvereine kann es möglich werden, 
 438 dass auch weniger wohlhabende Menschen die Chance auf Eigentum erhalten.[21] Wir 

 439 planen diese Modelle im Rahmen der Förderprogramme zu unterstützen. Heimarbeitsplätze 
sollen bei der Förderung von Eigentum beachtet werden
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Antrag  WP 01 -Ä130: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Heidelberg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 441

 440 Um Familien den Eigentumserwerb zu erleichtern, werden wir die Grunderwerbssteuer 

 441 beim erstmaligen Erwerb zur eigenen Nutzung halbierenbezuschussen. Dadurch wollen wir 
gerade Familien mit geringerem und mittlerem Einkommen unterstützen. Das Land erstattet 
den Stadt- 

 442 und Landkreisen die hierbei entstehenden Steuerausfälle.
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Antrag  WP 01 -Ä227: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Bodensee
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 450 - 451

 445 Ein weiterer Schwerpunkt ist für uns das attraktive Wohnen für den dritten und 
 446 vierten Lebensabschnitt, also von der Rente bis ins hohe Alter. In der Regel bewohnen 
 447 Paare oder Einzelpersonen auch dann noch die Häuser, in denen sie vorher mit einer 
 448 ganzen Familie gelebt haben. Mit Wohnungswechselprogrammen wollen wir Angebote 
 449 schaffen, die auf die veränderten Bedürfnisse von Senior*innen eingehen und zugleich 

 450 Wohnraum für Familien schaffen. Dabei wollen wir barrierefreie und 
generationengemischte Wohnmöglichkeiten fördern. Der Bedarf und das Angebot an 
barrierefreiem Wohnraum klaffen stark auseinander. Wir wollen die Landesbauordnung daher 
weiterentwickeln und bei Quotenregelungen auch die Barrierefreiheit und barrierefreie 
Zugänglichkeit von Parkflächen stärker fördern. Mit der Landeswohnraumgesellschaft wollen 
wir zudem fördern, dass barrierefreies Wohnen auch bezahlbar ist und nicht auf teurere 
Luxus-Wohnungen beschränkt wird.
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Antrag  WP 01 -Ä228: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Bodensee
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 451

 445 Ein weiterer Schwerpunkt ist für uns das attraktive Wohnen für den dritten und 
 446 vierten Lebensabschnitt, also von der Rente bis ins hohe Alter. In der Regel bewohnen 
 447 Paare oder Einzelpersonen auch dann noch die Häuser, in denen sie vorher mit einer 
 448 ganzen Familie gelebt haben. Mit Wohnungswechselprogrammen wollen wir Angebote 
 449 schaffen, die auf die veränderten Bedürfnisse von Senior*innen eingehen und zugleich 
 450 Wohnraum für Familien schaffen. Dabei wollen wir barrierefreie und 

 451 generationengemischte Wohnmöglichkeiten fördern.

Die modulare Bauweise wollen wir fördern, damit eine einfache, nachträgliche Anpassung von 
Wohnraum auf die Bedürfnisse älterer Menschen einfacher möglich ist. ([X] Erklärblase: 
„Durch modulares Bauen können Wohnungen ohne großen Aufwand nachträglich neu 
zugeschnitten werden, weil einzelne Räume („Module“) einer anderen Wohnung zugeteilt 
werden können, wenn die Wohnung etwa zu groß oder zu klein wird).
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Antrag  WP 01 -Ä115: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Konstanz
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 452

 452

 453

Landeskompetenzen im Mietrecht nutzen
Die Mietpreisbremse und die maximal zulässige Mieterhöhung von 15 Prozent (verringerte 
Kappungsgrenze) darf nicht nur in wenigen Kommunen, sondern muss überall dort gelten, wo 
es nötig ist. Dazu erweitern wir den Geltungsbereich der Verordnung. Der Schutz vor 
Eigenbedarfskündigungen nach Wohnungsumwandlung muss auf zehn Jahre verlängert 
werden.
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Antrag  WP 01 -Ä239: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Stadt
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 464

 464 Wir werden die rechtlichenuns dafür einsetzen, dass die bundesrechtlichen Voraussetzungen 
schaffengeschaffen werden, damit die Kommunen mehr 

 465 Möglichkeiten für Ankäufe, Entwicklung und vergünstigte Abgabe von Grundstücken und 
 466 Immobilien haben.

Begründung

So richtig und wichtig die Forderung auch ist: Die bestehende Formulierung suggeriert 
fälschlicherweise, dass wir auf Landesebene dafür die Voraussetzungen schaffen könnten. 
Geändert werden müssen hier jedoch Bundesgesetze, insbesondere das BauGB (s.a. Antrag IR 05 
im Antragsbuch). Sollte auch landesgesetzliche Maßnahmen möglich sein, die wir nicht im Blick 
haben, könnte man natürlich auch „landes- und bundesgesetzliche Regelungen“ schreiben.
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Antrag  WP 01 -Ä179: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 475

 475 Wir haben das Ziel, dass niemand in Baden-Württemberg mehr von Wohnungslosigkeit 
betroffen ist. Durch die bevorstehende Wohnungslosen-Statistik bekommen wir einen 
besseren Überblick 

 476 darüber, wie viele Menschen ohne Wohnung sind und wie viele in entsprechenden 
 477 Notunterkünften leben. Wir wollen die Ergebnisse der Statistik nutzen, um passende 
 478 Maßnahmen zur Prävention von Wohnungslosigkeit zu ergreifen. Dabei stehen besonders 
 479 junge Frauen und junge Erwachsene im Fokus. Das Modellprojekt „Verbesserung der 
 480 medizinischen Versorgung Wohnungsloser“ wollen wir verstetigen.
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Antrag  WP 01 -Ä229: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Bodensee
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 481

 481

 482

Digitales Bauen fördern - auf dem Weg zur Baustelle 4.0
Die Digitalisierung gewinnt im Bausektor zunehmend an Bedeutung. Wir wollen diese 
Entwicklung fördern und Baden-Württemberg zum Vorreiter bei der Baustelle 4.0 machen. 
Dies soll unter anderem durch Building Information Modeling (BIM) [X] als kooperative 
Arbeitsmethodik gelingen, die wir gezielt fördern wollen. Durch eine bessere Vernetzung aller 
beteiligten Gewerke in allen Lebensphasen von Bauwerken können so Ressourcen geschont 
und Kosten reduziert werden. Wir wollen Handwerker, Bauunternehmen, Architekten und 
Auftraggeber bei der Nutzung digitaler Lösungen schulen und fördern. Unser Baden-
Württemberg kann dadurch das Bauland der Zukunft werden.

[x] Durch digitale Modelle können Daten zu allen Phasen im Lebenszyklus von Bauwerken 
erfasst werden und dadurch beim Bau, bei der Sanierung und beim Rückbau relevante 
Informationen für beteiligte Architekten, Handwerker, Statiker und weitere Beteiligte 
bereitgestellt werden.
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Antrag  WP 01 -Ä240: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Stadt
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 488

 488 Nachhaltig und , modern und gerecht - Musterland Baden-Württemberg 
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Antrag  WP 01 -Ä42: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: OV Mannheim-Neckarstadt Ost
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 489

 489 Klimaschutz ist eine zwingende Notwendigkeit für die Zukunftsfähigkeit des Landes BW. 
Klimaschutz bedeutet aber auch Chancen: Chancen, den Wirtschaftsstandort Baden-
Württemberg und 

 490 uns als Gesellschaft in eine nachhaltige Zukunft zu führen. Als SPD schauen wir nicht 
 491 einseitig auf die Herausforderungen des Klimawandels. Neben Ökologie und 
 492 Nachhaltigkeit haben wir auch die Interessen von Arbeitnehmer*innen fest im Blick.

OpenSlides - Digitaler SPD-Landesparteitag
14.11.2020

115 / 277



Antrag  WP 01 -Ä241: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Stadt
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 492

 489 Klimaschutz bedeutet Chancen: Chancen, den Wirtschaftsstandort Baden-Württemberg und 
 490 uns als Gesellschaft in eine nachhaltige Zukunft zu führen. Als SPD schauen wir nicht 
 491 einseitig auf die Herausforderungen des Klimawandels. Neben Ökologie und 

 492 Nachhaltigkeit haben wir auch die Interessen von Arbeitnehmer*innen fest im Blick.
 Klimawandel bedeutet Mitwirkung aller: Deshalb setzen wir uns dafür ein, dass auch 
Menschen mit geringem Einkommen Teil der Klimawende sein können.
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Antrag  WP 01 -Ä132: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Heidelberg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 499

 499 Unsere Vision - Zukunftsfonds, CO2-Budget und Kreislaufwirtschaft
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Antrag  WP 01 -Ä133: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Heidelberg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 516

 512 Wir prüfen genau, an welchen Stellen bei öffentlichen Anschaffungen und in der 
 513 Produktion CO2 gespart werden kann. Wir stoßen eine Diskussion über Maßnahmen zur 
 514 CO2-Kompensation in anderen Ländern an. Diese Kompensation darf jedoch nicht auf die 
 515 Reduzierung im Land angerechnet werden. Wir führen in den Verwaltungen CO2-

 516 Schattenpreise, um den CO2 Ausstoß im Budget zu halten, ein. Damit werden ökologische 
Folgekosten schon heute berücksichtigt.
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Antrag  WP 01 -Ä95: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Tübingen
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 516

 512 Wir prüfen genau, an welchen Stellen bei öffentlichen Anschaffungen und in der 
 513 Produktion CO2 gespart werden kann. Wir stoßen eine Diskussion über Maßnahmen zur 
 514 CO2-Kompensation in anderen Ländern an. Diese Kompensation darf jedoch nicht auf die 
 515 Reduzierung im Land angerechnet werden. Wir führen in den Verwaltungen CO2-

 516 Schattenpreise ein. Damit werden ökologische Folgekosten schon heute berücksichtigt. Wir 
werden ein Klimaschutzgesetz mit einem funktionierenden Kontrollsystem schaffen, das die 
Landesregierung auf die Klimaziele verpflichtet und automatische Mechanismen bei 
Nichteinhaltung etabliert.
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Antrag  WP 01 -Ä134: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Heidelberg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 518

 518 Die Digitalisierung für den Klima- und Umweltschutz nutzen

Zeile 519 - 523

 519 Die Digitalisierung hat große Auswirkungen auf Umwelt und Natur. Unverändert 
 520 fortgesetzt wird sie zum Brandbeschleuniger für die ökologischen und sozialen Krisen 
 521 unseres Planeten: mehr Energie- und Rohstoffverbrauch, mehr Konsum und mehr Verkehr. 
 522 Deswegen brauchen wir eine Trendwende der Digitalisierung. Eine Trendwende, mit der 
 523 wir Wohlstand, Gerechtigkeit und Umweltschutz zusammenbringen.
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Antrag  WP 01 -Ä150: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Freiburg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 519 - 523

 519 Die Digitalisierung hat große Auswirkungen auf Umwelt und Natur. Unverändert 
 520 fortgesetzt wird sie zum Brandbeschleuniger fürGerade weil die ökologischen und sozialen 

Krisen 
 521 unseres Planeten: mehr Energie- und Rohstoffverbrauch, mehr Konsum und mehr Verkehr. 
 522 Deswegen brauchen wir eine Trendwende der Digitalisierung. Eine Trendwende, mit der 
 523 wir Wohlstand, Gerechtigkeit und Umweltschutz zusammenbringenDigitalisierung Ressourcen 

benötigt, wollen wir sie so einsetzen, dass Umwelt und Klima geschützt werden.

Begründung

Bisherige Ausführung passt wenig zur Überschrift. Digitalisierung wird sich noch weiter entwickeln 
– den negativen Folgen muss entgegengetreten werden.
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Antrag  WP 01 -Ä07: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: OV Stuttgart-Vaihingen/Rohr
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 529

 528 Wir brauchen die Energiewende jetzt. Für eine verlässliche, bezahlbare und 

 529 nachhaltige StromversorgungEnergie- und Wärmeversorgung müssen wir auch in Baden-
Württemberg Verantwortung 

 530 übernehmen.
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Antrag  WP 01 -Ä180: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 532

 531 Allerdings kommt der Ausbau erneuerbarer Energien im Land aktuell noch langsamer 

 532 voran als bundesweit. Das muss sich ändern. Bis 2030 sollen mindestens 685 % des 
 533 Stroms durch erneuerbare Energiequellen erzeugt werden. Wir möchten daran 
 534 mitarbeiten, den Ausstieg aus der Atom- und der Kohlekraft so schnell wie möglich zu 
 535 meistern.
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Antrag  WP 01 -Ä72: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Rhein-Neckar
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 532

 531 Allerdings kommt der Ausbau erneuerbarer Energien im Land aktuell noch langsamer 

 532 voran als bundesweit. Das muss sich ändern. Bis 2030 sollen mindestens 675 % des 
 533 Stroms durch erneuerbare Energiequellen erzeugt werden. Wir möchten daran 
 534 mitarbeiten, den Ausstieg aus der Atom- und der Kohlekraft so schnell wie möglich zu 
 535 meistern.

Begründung

Dies erfolgt analog zum SPD-Energiewende-Appell.
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Antrag  WP 01 -Ä116: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Konstanz
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 533 - 535

 531 Allerdings kommt der Ausbau erneuerbarer Energien im Land aktuell noch langsamer 
 532 voran als bundesweit. Das muss sich ändern. Bis 2030 sollen mindestens 65 % des 

 533 Stroms durch erneuerbare Energiequellen erzeugt werden. Wir möchten daran 
 534 mitarbeiten, den Ausstieg aus der Atom- und der Kohlekraft somöglichst schnell wie möglich 

zu 
 535 meisterverwirklichen.
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Antrag  WP 01 -Ä08: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: OV Stuttgart-Vaihingen/Rohr
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 534

 531 Allerdings kommt der Ausbau erneuerbarer Energien im Land aktuell noch langsamer 
 532 voran als bundesweit. Das muss sich ändern. Bis 2030 sollen mindestens 65 % des 
 533 Stroms durch erneuerbare Energiequellen erzeugt werden. Wir möchten daran 

 534 mitarbeiten, den Ausstieg aus der Atom-Atomkraft, aus Kohle, Erdöl und der KohlekraftErdgas
 so schnell wie möglich zu 

 535 meistern.
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Antrag  WP 01 -Ä181: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 534

 531 Allerdings kommt der Ausbau erneuerbarer Energien im Land aktuell noch langsamer 
 532 voran als bundesweit. Das muss sich ändern. Bis 2030 sollen mindestens 65 % des 
 533 Stroms durch erneuerbare Energiequellen erzeugt werden. Wir möchten daran 

 534 mitarbeiten, den Ausstieg aus der Atom- und der Kohlekraft so schnell wie möglichbis 
spätestens 2030 zu 

 535 meistern.
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Antrag  WP 01 -Ä09: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: OV Stuttgart-Vaihingen/Rohr
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 536

 536 Transformationsschritte gestalten: Der Ausstieg aus den fossilen Quellen und die 
Transformation hin zu erneuerbaren Energien lässt sich nicht mit einer großen Entscheidung 
erreichen. Auch wenn sich auch unsere Hoffnungen auf die Wasserstofftechnologie richten, 
ist es nicht absehbar, ob sie bald und unmittelbar an die fossilen Technologien anschließen 
kann. Wegen des hohen Klimarisikos dürfen wir aber nicht riskieren, evtl. die fossile Basis 
unserer Wärme- und Energieversorgung noch Jahrzehnte aufrechtzuerhalten, bis die 
Wasserstofftechnologie so weit ist. Daher ist es notwendig, Übergangsschritte und -szenarien 
zu erarbeiten und mit den großen Akteuren verbindlich zu vereinbaren: Wie lange noch wird 
welche Quelle beibehalten, wann löst z.B. Biogas und synthetisches Gas das Erdgas ab?
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Antrag  WP 01 -Ä50: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Land
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 536

 536 Wir unterstützen daher Bürgerkraftwerke und fördern damit die Dezentralität von 
verlässlichen Energiequellen.
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Antrag  WP 01 -Ä117: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Konstanz
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 539

 538 Neuen Schub vor allem für das lokale Handwerk kann eine Pflicht zum Einbau von 

 539 Photovoltaikanlagen und/oder thermische Solaranlagen beim Neubau und bei der 
Dachsanierung geben. Konkret müssen die 

 540 Verfahren zur Genehmigung von Photovoltaik-, Wasser- und Windkraftanlagen vereinfacht 
 541 und beschleunigt werden. Es braucht vermehrt geeignete Flächen für große Solaranlagen 
 542 wie auch Förderprogramme für Photovoltaik an Fassaden von Gewerbe- und Wohngebäuden. 
 543 Die Nutzung von Photovoltaik auf Dächern von Privathäusern wollen wir durch 
 544 Kooperationen von Hausbesitzer*innen und Stadtwerken deutlich attraktiver gestalten. 
 545 Innovative Lösungen wie die Überbauung von Autobahnen mit Solarpanels prüfen wir. Das 
 546 Erschließen von Tiefengeothermie[26] im Oberrheingraben werden wir fördern.

OpenSlides - Digitaler SPD-Landesparteitag
14.11.2020

130 / 277



Antrag  WP 01 -Ä182: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 539

 538 Neuen Schub vor allem für das lokale Handwerk kann eine Pflicht zum Einbau von 

 539 Photovoltaikanlagen beim Neubaubei allen Neubauten und bei der Dachsanierung geben. 
Konkret müssen die 

 540 Verfahren zur Genehmigung von Photovoltaik-, Wasser- und Windkraftanlagen vereinfacht 
 541 und beschleunigt werden. Es braucht vermehrt geeignete Flächen für große Solaranlagen 
 542 wie auch Förderprogramme für Photovoltaik an Fassaden von Gewerbe- und Wohngebäuden. 
 543 Die Nutzung von Photovoltaik auf Dächern von Privathäusern wollen wir durch 
 544 Kooperationen von Hausbesitzer*innen und Stadtwerken deutlich attraktiver gestalten. 
 545 Innovative Lösungen wie die Überbauung von Autobahnen mit Solarpanels prüfen wir. Das 
 546 Erschließen von Tiefengeothermie[26] im Oberrheingraben werden wir fördern.
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Antrag  WP 01 -Ä96: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Tübingen
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 539

 538 Neuen Schub vor allem für das lokale Handwerk kann eine Pflicht zum Einbau von 

 539 Photovoltaikanlagen beim Neubau und bei der Dachsanierung geben. Nach Hamburger 
Vorbild wollen wir eine verpflichtende Installation von Solaranlagen auf allen Dächern im 
Neubau einführen und einen verpflichtenden Anteil Erneuerbarer Energien bei einer 
Gebäudesanierung vorschreiben. Dafür werden wir das Erneuerbare-Wärme-Gesetz 
novellieren. Konkret müssen die 

 540 Verfahren zur Genehmigung von Photovoltaik-, Wasser- und Windkraftanlagen vereinfacht 
 541 und beschleunigt werden. Es braucht vermehrt geeignete Flächen für große Solaranlagen 
 542 wie auch Förderprogramme für Photovoltaik an Fassaden von Gewerbe- und Wohngebäuden. 
 543 Die Nutzung von Photovoltaik auf Dächern von Privathäusern wollen wir durch 
 544 Kooperationen von Hausbesitzer*innen und Stadtwerken deutlich attraktiver gestalten. 
 545 Innovative Lösungen wie die Überbauung von Autobahnen mit Solarpanels prüfen wir. Das 
 546 Erschließen von Tiefengeothermie[26] im Oberrheingraben werden wir fördern.
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Antrag  WP 01 -Ä183: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 545

 538 Neuen Schub vor allem für das lokale Handwerk kann eine Pflicht zum Einbau von 
 539 Photovoltaikanlagen beim Neubau und bei der Dachsanierung geben. Konkret müssen die 
 540 Verfahren zur Genehmigung von Photovoltaik-, Wasser- und Windkraftanlagen vereinfacht 
 541 und beschleunigt werden. Es braucht vermehrt geeignete Flächen für große Solaranlagen 
 542 wie auch Förderprogramme für Photovoltaik an Fassaden von Gewerbe- und Wohngebäuden. 
 543 Die Nutzung von Photovoltaik auf Dächern von Privathäusern wollen wir durch 
 544 Kooperationen von Hausbesitzer*innen und Stadtwerken deutlich attraktiver gestalten. 

 545 Letztlich braucht es aber auch eine Pflicht zur Installation entsprechender Anlagen im 
Bestand. Dabei lassen wir niemanden finanziell alleine. Innovative Lösungen wie die 
Überbauung von Autobahnen mit Solarpanels prüfen wir. Das 

 546 Erschließen von Tiefengeothermie[26] im Oberrheingraben werden wir fördern.
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Antrag  WP 01 -Ä242: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Stadt
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 545

 538 Neuen Schub vor allem für das lokale Handwerk kann eine Pflicht zum Einbau von 
 539 Photovoltaikanlagen beim Neubau und bei der Dachsanierung geben. Konkret müssen die 
 540 Verfahren zur Genehmigung von Photovoltaik-, Wasser- und Windkraftanlagen vereinfacht 
 541 und beschleunigt werden. Es braucht vermehrt geeignete Flächen für große Solaranlagen 
 542 wie auch Förderprogramme für Photovoltaik an Fassaden von Gewerbe- und Wohngebäuden. 
 543 Die Nutzung von Photovoltaik auf Dächern von Privathäusern wollen wir durch 
 544 Kooperationen von Hausbesitzer*innen und Stadtwerken deutlich attraktiver gestalten. 

 545 Innovative Lösungen wie die Überbauung von Autobahnen mit Solarpanels prüfen wir. Wir 
wollen Kooperationen unterstützen, die durch „Mietstrommodelle“ ihren Mieter*innen 
nachhaltigen Strom vom eigenen Dach, kostengünstig verfügbar macht. Das 

 546 Erschließen von Tiefengeothermie[26] im Oberrheingraben werden wir fördern.
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Antrag  WP 01 -Ä151: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Freiburg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 555

 552 Die Energiewende kann nur mit der nötigen Infrastruktur gelingen. Wir stehen dafür 
 553 ein, die Leitungsnetze auszubauen und die Förderung von intelligenten Netzen und 
 554 Speichertechnologien zu erhöhen. Von großer Bedeutung ist erneuerbar erzeugter 

 555 („grüner“) Wasserstoff[27]. Dieser liefert zuverlässig und klimaneutral speichert transportabel 
Energie und muss klimaneutral erzeugt werden, auch 

 556 wenn die Sonne nicht scheint und der Wind nicht weht. Wir werden das Zentrum für 
 557 Sonnenenergie- und Wasserstoff-Forschung Baden-Württemberg (ZSW) stärken. Darüber 
 558 hinaus wollen wir ein Netzwerk der Wasserstoffwirtschaft aufbauen und die Anwendung 
 559 in der Praxis beschleunigen.

Begründung

Wasserstoff ist ein Speichermedium. Dies sollte korrekt wiedergegeben werden.

OpenSlides - Digitaler SPD-Landesparteitag
14.11.2020

135 / 277



Antrag  WP 01 -Ä51: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Land
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 557

 552 Die Energiewende kann nur mit der nötigen Infrastruktur gelingen. Wir stehen dafür 
 553 ein, die Leitungsnetze auszubauen und die Förderung von intelligenten Netzen und 
 554 Speichertechnologien zu erhöhen. Von großer Bedeutung ist erneuerbar erzeugter 
 555 („grüner“) Wasserstoff[27]. Dieser liefert zuverlässig und klimaneutral Energie, auch 
 556 wenn die Sonne nicht scheint und der Wind nicht weht. Wir werden das Zentrum für 

 557 Sonnenenergie- und Wasserstoff-Forschung Baden-Württemberg (ZSW) stärken und dabei die 
Forschung im Bereich power-to-gas ausweiten. Darüber 

 558 hinaus wollen wir ein Netzwerk der Wasserstoffwirtschaft aufbauen und die Anwendung 
 559 in der Praxis beschleunigen.
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Antrag  WP 01 -Ä97: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Tübingen
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 563

 560 Keine Energiewende ohne Wärmewende: Bei der Wärmeversorgung setzen wir auf dezentrale 
 561 Strukturen und erneuerbare Energien. Die Stadtkreise, großen Kreisstädte und 
 562 Landkreise werden wir bei der Umsetzung unterstützen. Auch das komplette 

 563 Fernwärmenetz muss auf erneuerbare Energien umgestellt werden. Wir werden dazu die neue 
Kommunale Wärmeplanung weiterentwickeln und um konkrete Zielsetzungen für die 
Kommunen ergänzen.
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Antrag  WP 01 -Ä184: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 564

 564 Um die Wärmewende zu schaffen, reicht es nicht, dass nur die größten Kommunen eine 
kommunale Wärmeplanung vorlegen. Wir wollen alle weiteren Kommunen dabei ebenfalls in 
die Pflicht nehmen, aber wo nötig auch finanziell unterstützen. Dabei werden wir verbindliche 
Zielmarken festschreiben. Wir streben den klimaneutralen Gebäudebestand bis Anfang der 
2030er Jahre an.
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Antrag  WP 01 -Ä98: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Tübingen
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 564

 564 Wir wollen Klimamobilitätspläne für Kommunen und Klimaschutzvereinbarungen mit 
Unternehmen durch stärkere Anreize und, wo möglich, auch durch verbindliche Vorgaben zu 
wirksamen Instrumenten des Klimaschutzes weiterentwickeln.
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Antrag  WP 01 -Ä10: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: OV Stuttgart-Vaihingen/Rohr
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 567

 566 Schluss mit dem Einbau von Öl- und fossilen Gasheizungen in Neubauten - das hat die 

 567 Bundesregierung schon beschlossen. Schluss mit dem Fokus auf Einzelhausstrategien, d.h. 
mit privaten Entscheidung von einem Häusle-Besitzer zum nächsten. Wir legen unseren 
Schwerpunkt auf Kooperationen und quartiersbezogene Lösungen - d.h. ganze 
Nachbarschaften und Straßenzüge können zunächst kleine, dann vernetzte größere 
Nahwärmenetze in einem Stadtteil gemeinsam entwickeln. Diese werden dem Klima mehr 
nutzen als ein Flickenteppich von Einzellösungen und sind zudem wirtschaftlicher.Wir werden 
dort wie bei Bestandsgebäuden 

 568 klimafreundliche Alternativen wie Solarthermie, Wärmepumpen und Holzpellets fördern. 
 569 Unser Ziel ist eine klimaneutrale Wärmeversorgung bis zum endgültigen Kohleausstieg.
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Antrag  WP 01 -Ä52: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Land
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 571

 570 Energieeffizientes Bauen hat enormes Potenzial und muss zur Selbstverständlichkeit 

 571 werdenwerden. Wir fördern die Speicherung von Energie in Privathaushalten. 
Förderprogramme für nachhaltige Bauprojekte sollen unbürokratisch 

 572 ausgestaltet werden.
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Antrag  WP 01 -Ä243: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Stadt
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 572

 570 Energieeffizientes Bauen hat enormes Potenzial und muss zur Selbstverständlichkeit 
 571 werden. Förderprogramme für nachhaltige Bauprojekte sollen unbürokratisch 

 572 ausgestaltet werden. Der energetischen Sanierung im Bestand kommt eine zentrale 
Schlüsselrolle zu. Um dort die Klimawende sozialgerecht zu gestalten, müssen wir durch 
Förderprogramme dafür sorgen, dass Nebenkostensenkungen nach energetischen 
Sanierungen von Mietshäusern nicht von Mietpreiserhöhungen übertroffen werden.

Begründung

In der Präambel des Wahlprogramms steht (Zeilen 67 ff.):

 „Nachhaltigkeit ist eine soziale Frage. [...] Klimaschutz muss Akzeptanz finden und konsequent 
Menschen mitdenken. Es darf weder Menschen mit geringem Einkommen weiter benachteiligen, 
noch die Verantwortung nur bei den Verbraucher*innen suchen.“
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Antrag  WP 01 -Ä11: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: OV Stuttgart-Vaihingen/Rohr
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 575

 573 Momentan stehen kaum Gelder zur energetischen Sanierung von Gebäuden zur Verfügung, 
 574 außer für die eigenen Landesgebäude. Wir wollen die finanziellen und steuerlichen 

 575 Anreize für energetische Sanierungen verbessern und gleichzeitig nachbarschaftliche, 
quartierbezogene Lösungen fördern.
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Antrag  WP 01 -Ä244: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Stadt
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 578

 578 Bisher werden die Potentiale der Kreislaufwirtschaft für den Klimaschutz sowie für die 
Rohstoffversorgungssicherheit, die Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit, die Innovation und 
wachsende Beschäftigung noch nicht 

 579 ausreichend in den Blick genommen. Durch den Einsatz recycelter Rohstoffe lassen sich 
 580 enorme Mengen CO2 einsparen. Wir wollen dafür sorgen, dass Rohstoffe sinnvoll genutzt 
 581 und im Kreislauf wiederverwendet werden. Bis 2025 wollen wir eine Verdopplung der 
 582 „echten Recyclingquote“[28] erreichen. Insbesondere die Kreise und fünf Modell-
 583 Kommunen können bei der Einführung der Kreislaufwirtschaft eine große Rolle spielen. 
 584 Wir wollen im Land fünf Modellversuche „Kreislaufwirtschaft“ unter möglichst 
 585 unterschiedlichen örtlichen Bedingungen durchführen.
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Antrag  WP 01 -Ä245: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Stadt
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 585

 578 Bisher werden die Potentiale der Kreislaufwirtschaft für den Klimaschutz noch nicht 
 579 ausreichend in den Blick genommen. Durch den Einsatz recycelter Rohstoffe lassen sich 
 580 enorme Mengen CO2 einsparen. Wir wollen dafür sorgen, dass Rohstoffe sinnvoll genutzt 
 581 und im Kreislauf wiederverwendet werden. Bis 2025 wollen wir eine Verdopplung der 
 582 „echten Recyclingquote“[28] erreichen. Insbesondere die Kreise und fünf Modell-
 583 Kommunen können bei der Einführung der Kreislaufwirtschaft eine große Rolle spielen. 
 584 Wir wollen im Land fünf Modellversuche „Kreislaufwirtschaft“ unter möglichst 

 585 unterschiedlichen örtlichen Bedingungen und in verschiedenen Wirtschaftszweigen 
durchführen.

Begründung

Die Kreislaufwirtschaft birgt enorme Potentiale und könnte sich als das Zukunftsmodell für unser 
gesamtes Wirtschaften erweisen. Insofern ist es sinnvoll , ein Modellprojekt auf möglichst 
verschiedene Wirtschaftsbereiche auszudehnen und zu erproben, damit Kreislaufwirtschaft nicht 
verengt wird auf die Lösung des Umweltproblems in einzelnen typischen Bereichen.
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Antrag  WP 01 -Ä53: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Land
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 586

 586 Die SPD BW setzt sich für ein bundesweites Verbot von Einmalplastik ein.
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Antrag  WP 01 -Ä185: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 591

 588 Neben dem rasanten Klimawandel schreitet der Artenverlust dramatisch voran. Wir 
 589 Menschen sind von einer gesunden und vielfältigen Natur abhängig: Wälder, Moore und 
 590 Flussauen tragen zu Klimaschutz und Klimaanpassung[29] bei. Der Verlust an gesunden 

 591 Ökosystemen und biologischer Vielfalt muss gestoppt und wo möglich rückgängig gemacht 
werden. Nur so können wir die 

 592 notwendigen Ressourcen und genug Kraft bewahren, zukünftige Krisen zu bewältigen, 
 593 widerstansfähig gegenüber neuen Risiken zu sein und uns zu einer sozial und 
 594 wirtschaftlich nachhaltigen Gesellschaft zu entwickeln. Deshalb werden wir zusammen 
 595 mit Naturschutzverbänden und den Kommunen 10 Prozent der Landesfläche unter 
 596 Naturschutz stellen.
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Antrag  WP 01 -Ä152: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Freiburg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 595

 588 Neben dem rasanten Klimawandel schreitet der Artenverlust dramatisch voran. Wir 
 589 Menschen sind von einer gesunden und vielfältigen Natur abhängig: Wälder, Moore und 
 590 Flussauen tragen zu Klimaschutz und Klimaanpassung[29] bei. Der Verlust an gesunden 
 591 Ökosystemen und biologischer Vielfalt muss gestoppt werden. Nur so können wir die 
 592 notwendigen Ressourcen und genug Kraft bewahren, zukünftige Krisen zu bewältigen, 
 593 widerstansfähig gegenüber neuen Risiken zu sein und uns zu einer sozial und 
 594 wirtschaftlich nachhaltigen Gesellschaft zu entwickeln. Deshalb werden wir zusammen 

 595 mit den Naturschutzverbänden und den Kommunen 10 Prozent derdie Landesfläche von 2,45 
auf 10 Prozent unter 

 596 Naturschutz stellen.
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Antrag  WP 01 -Ä25: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: OV Mannheim-Neckarau-Almenhof-Niederfeld
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 598

 597 Den Bestand an öffentlichen Grün- und Erholungsanlagen werden wir aufwerten und 

 598 pflegen sowie weiteren Flächenversiegelungen entgegentreten, um so Städte für 
Klimaanpassung und Artenvielfalt in der Stadt 

 599 weiterzuentwickeln und zu sichern.

Begründung

(Begründung erfolgt mündlich)
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Antrag  WP 01 -Ä54: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Land
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 600

 600 Bei neuen Gesetzen, Verordnungen und Durchführungsbestimmungen, 
Wirtschaftsförderungsmaßnahmen und bei staatlichen Subventionen, muss eine 
grundsätzliche Nachhaltigkeit- und Biodiversitätsprüfung vorgenommen werden.
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Antrag  WP 01 -Ä186: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 608 - 609

 606 Mobilität heißt Teilhabe. Wir wollen, dass alle Baden-Württemberger*innen die 
 607 Möglichkeit haben, verlässlich von A nach B zu kommen. Wir werden klimaschonende 

 608 Verkehrskonzepte ausbauen mit mit dem Ziel, die Treibhausgasemissionen bis 2030 um 4085
 609  % zu senken. Der ÖPNV muss vor allem für alle bezahlbar und barrierefrei sein.  und als 

attraktive Alternative die Reduzierung des Individualverkehrs fördern.
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Antrag  WP 01 -Ä73: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Rhein-Neckar
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 608

 606 Mobilität heißt Teilhabe. Wir wollen, dass alle Baden-Württemberger*innen die 
 607 Möglichkeit haben, verlässlich von A nach B zu kommen. Wir werden klimaschonende 

 608 Verkehrskonzepte ausbauen mit mit dem Ziel, die Treibhausgasemissionen bis 2030 um 40 
 609 % zu senken. Der ÖPNV muss vor allem für alle bezahlbar und barrierefrei sein. 
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Antrag  WP 01 -Ä187: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 614

 613 Der öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) braucht massive Investitionen. Denn wir 

 614 verfolgen das Ziel, innerhalb der nächsten zehn Jahre mindestens doppelt so viele Menschen 
durch 

 615 Züge, Busse, S- und Straßenbahnen zu transportieren wie heute. Dabei soll gelten: 
 616 Schienenausbau vor Straßenausbau. Bestehende Straßen und Brücken müssen saniert 
 617 werden. Darauf ist besonders die Bevölkerung im ländlichen Raum angewiesen, um mit 
 618 Auto, Bus und Fahrrad mobil zu bleiben.
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Antrag  WP 01 -Ä99: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Tübingen
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 631

 629 Der baden-württembergische ÖPNV ist durch 22 Verkehrsverbünde ein Flickenteppich. 
 630 Fahrten durchs Ländle sind hierdurch oft umständlich und teuer. Als SPD wollen wir 

 631 dem entgegentreten und die Verkehrsverbünde schrittweise reduzieren. Unser Ziel ist ein 
einziger Baden-Württembergischer Verkehrsverbund. Schon jetzt 

 632 brauchen wir jedoch eine Online-Plattform für die Planung und Buchung von Fahrkarten 
 633 - einheitlich und für das ganze Bundesland. Die Plattform vereinfacht die Nutzung des 
 634 ÖPNV und fördert die Vernetzung des Verkehrs: Neben Bus- und Bahnrouten sollen auch 
 635 Car-, Bike- und Ride-Sharing angezeigt und so kombiniert werden. Eben diese Sharing-
 636 Angebote möchten wir ausbauen und die Bahnhöfe entsprechend weiterentwickeln. Unsere 
 637 Bahnhöfe der Zukunft verbinden möglichst unkompliziert Züge mit Bussen, Park+Ride 
 638 oder Sharing-Möglichkeiten.
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Antrag  WP 01 -Ä188: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 640 - 642

 640 ÖPNV muss erschwinglich sein: Ob für Pendler*innen, Azubis, Studierende, 
 641 Schüler*innen, Rentner*innen oder Freizeitfahrgäste. Wir fordern deshalb die 
 642 Einführung eines 365 €-Jahrestickets für alle.

Wir fordern die Einführung eines landesweiten 365 €-Jahrestickets für alle. Zudem setzen wir 
uns für einen komplett kostenfreien bzw. ticketlosen ÖPNV für Schüler*innen, Azubis und 
Studierende ein."
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Antrag  WP 01 -Ä74: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Rhein-Neckar
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 642

 640 ÖPNV muss erschwinglich sein: Ob für Pendler*innen, Azubis, Studierende, 
 641 Schüler*innen, Rentner*innen oder Freizeitfahrgäste. Wir fordern deshalb die 

 642 Einführung eines verbundübergreifenden 365 €-Jahrestickets für alle.
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Antrag  WP 01 -Ä84: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: OV Ditzingen
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 644 - 646

 644 Um die Finanzierung des ÖPNV zu sichern, wollen wir unseren Kommunen eine weitere 
 645 Einnahmequelle ermöglichen: eine einkommensabhängige Nahverkehrsabgabe. Über 
 646 Einführung und Höhe der Abgabe können die Städte und Gemeinden selbst entscheiden.

Begründung

Wir begrüßen grundsätzlich neue Möglichkeiten der Finanzierung der Gemeinden, halten diese 
Nahverkehrsabgabe aber für rechtlich schwierig umsetzbar. Im Gegensatz zu anderen 
kommunalen Abgaben, bei denen bestimmte Gruppen Abgaben bezahlen, die einen Bezug zum 
Eigentum oder bezogenen Leistungen haben (Hundebesitzer – Hundesteuer, Hausbesitzer – 
Grundsteuer etc.) gibt es hier keine direkte Verbindung. Alle Bürger bezahlen für den ÖPNV auch 
wenn sie den nicht nutzen. Hier sehen wir die Gefahr, von etlichen Klagen.
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Antrag  WP 01 -Ä246: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Stadt
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 646

 644 Um die Finanzierung des ÖPNV zu sichern, wollen wir unseren Kommunen eine weitere 
 645 Einnahmequelle ermöglichen: eine einkommensabhängige Nahverkehrsabgabe. Über 

 646 Einführung und Höhe der Abgabe können die Städte und Gemeinden selbst entscheiden.
 Dazu werden wir eine entsprechende Bundesratsinitiative auf den Weg bringen.“

Begründung

Auch wird fälschlicherweise suggeriert, dass das Land Baden-Württemberg selbst eine solche 
Nahverkehrsabgabe beschließen könnte.
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Antrag  WP 01 -Ä189: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 647

 647 Wir wollen, dass sich alle Kommunen in Abstimmung mit ihren Landkreisen einen 
Mobilitätsplan geben. Diese sollen festschreiben wie das Emissionsziel für den 
Verkehrssektor vor Ort erreicht werden soll.
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Antrag  WP 01 -Ä135: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Heidelberg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 652

 649 Wir nehmen die Entlastung der Straßen, Lärm und Klimaschutz ernst. Deshalb wollen wir 
 650 mehr Güter von der Straße auf die Schiene bringen. Die Infrastruktur hierfür bauen 
 651 wir konsequent aus. Die baden-württembergischen Binnenwasserstraßen für Güterschiffe 

 652 sollen besseffizienter ausgelastet und ausgebaut werden.
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Antrag  WP 01 -Ä55: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Land
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 652

 649 Wir nehmen die Entlastung der Straßen, Lärm und Klimaschutz ernst. Deshalb wollen wir 
 650 mehr Güter von der Straße auf die Schiene bringen. Die Infrastruktur hierfür bauen 
 651 wir konsequent aus. Die baden-württembergischen Binnenwasserstraßen für Güterschiffe 

 652 sollen besser ausgelastet und ausgebaut werden. Dabei sollen die Güterschiffe nach und 
nach klimaneutral werden.
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Antrag  WP 01 -Ä190: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 654

 654 Unterwegs mit dem Fahrrad und zu Fuß - Verkehr ohne Motor fördern
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Antrag  WP 01 -Ä26: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: OV Mannheim-Neckarau-Almenhof-Niederfeld
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 661

 655 Das Fahrrad sollte in der Stadt und auch im ländlichen Raum alltägliches 
 656 Verkehrsmittel werden. E-Bikes und Pedelecs bieten eine große Chance, dass auch 
 657 längere Strecken, die heute mit dem Auto gefahren werden, in Zukunft bequem und 
 658 schnell mit dem Fahrrad zurückgelegt werden. Mit sicheren und gut ausgebauten 
 659 Radwegen wollen wir diese Entwicklung nach Kräften unterstützen. Wir unterstützen 
 660 Städte und Gemeinden dabei, den Umstieg auf Fahrrad oder Wege zu Fuß attraktiver zu 

 661 machen. Dies erfordert sichere Fußwege. Dazu gehört auch die bessere finanzielle Förderung 
durch das Land beim Aufbau der kommunalen Infrastruktur.Unser Ziel ist ein gut 
ausgebautes, 

 662 lückenloses und beschildertes Rad- und Fußwegenetz in Baden-Württemberg.

Begründung

Der Ausbau der kommunalen Radinfrastruktur ist ein wesentlicher Bestandteil der vom Land und 
Bund gewünschten, umweltgerechten Verkehrswende und Mobilität. Deshalb sollte sich die 
finanzielle Förderung des Landes nicht nur auf den Ausbau von Radschnellwegen zwischen den 
Kommunen und entlang der Landesstraßen beschränken, sondern auch die Verbesserung und den 
Ausbau der Radwege innerhalb der Kommunen komplementär (ähnlich wie beim Ausbau des 
ÖPNV) finanzieren.
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Antrag  WP 01 -Ä136: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Heidelberg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 680

 677 Bis heute steht eine zu Recht geforderte Reform des Landtagswahlrechts aus. Wir 
 678 wollen ein Baden-Württemberg, in dem über 100 Jahren nach Einführung des allgemeinen 
 679 Wahlrechts für Frauen auch der Landtag endlich paritätisch mit Frauen und Männern 

 680 besetzt ist. Wir garantieren, die Reformseit langem geforderte Wahlrechtsreform innerhalb 
der ersten Hälfte der kommenden 

 681 Legislaturperiode umzusetzen. So findet sie bei der nächsten Landtagswahl Anwendung, 
 682 um den Anteil von Frauen im Parlament zu erhöhen. Wir machen uns stark für ein 
 683 verfassungskonformes Paritégesetz.
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Antrag  WP 01 -Ä83: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: OV Ditzingen
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 680

 677 Bis heute steht eine zu Recht geforderte Reform des Landtagswahlrechts aus. Wir 
 678 wollen ein Baden-Württemberg, in dem über 100 Jahren nach Einführung des allgemeinen 
 679 Wahlrechts für Frauen auch der Landtag endlich paritätisch mit Frauen und Männern 

 680 besetzt ist. Wir garantierensetzen uns als Ziel, die Reform innerhalb der ersten Hälfte der 
kommenden 

 681 Legislaturperiode umzusetzen. So findet sie bei der nächsten Landtagswahl Anwendung, 
 682 um den Anteil von Frauen im Parlament zu erhöhen. Wir machen uns stark für ein 
 683 verfassungskonformes Paritégesetz.

Begründung

Wir sind der Meinung, dass wir die Durchsetzung dieses komplexen Sachverhalts, das alle Parteien 
betrifft nicht in einem Zeitraum von gut 2 Jahren garantieren können. Einschlägige Gerichtsurteile 
und Widerstände aus weiten Teilen der anderen Parteien zeigen aktuell, wie schwer dieses 
wichtige Unterfangen ist. Mit dieser Garantie besteht aus unserer Sicht die Gefahr, dass wir an 
dieser Formulierung gemessen werden und unser gesamtes Anliegen diskreditiert wird. Wichtig 
ist, dass wir den politischen Willen klar formulieren und zeigen, dass wir konkret an der 
Umsetzung arbeiten zum Wohle aller BürgerInnen in Baden-Württemberg.
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Antrag  WP 01 -Ä118: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Konstanz
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 703

 702 Weitere Faktoren sind kulturelle Unterschiede, Mehrfachbenachteiligung durch 

 703 Diskriminierung sowie SprachhürdenSprachbarrieren. Hier gilt es, die Maßnahmen 
realitätsnah, 

 704 entschlossen und tolerant zu gestalten und dabei die individuellen 
 705 Entwicklungsprozesse zu berücksichtigen.
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Antrag  WP 01 -Ä148: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Schwäbisch Hall, KV Hohenlohe
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 705

 702 Weitere Faktoren sind kulturelle Unterschiede, Mehrfachbenachteiligung durch 
 703 Diskriminierung sowie Sprachhürden. Hier gilt es, die Maßnahmen realitätsnah, 
 704 entschlossen und tolerant zu gestalten und dabei die individuellen 

 705 Entwicklungsprozesse zu berücksichtigen. Um Integration aktiv und strukturell 
voranzubringen, wollen wir eine kommunale Förderpraxis aufrechterhalten und verstetigen.

Begründung

Vom Land geförderte Integrationsmanager unterstützen die Geflüchteten und Kommunen bei der 
Integration. Ihre Förderung durch das Land gilt es zu verstetigen. Gleichzeitig sollten wir offen sein 
für andere Modelle.
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Antrag  WP 01 -Ä56: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Land
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 705

 702 Weitere Faktoren sind kulturelle Unterschiede, Mehrfachbenachteiligung durch 
 703 Diskriminierung sowie Sprachhürden. Hier gilt es, die Maßnahmen realitätsnah, 
 704 entschlossen und tolerant zu gestalten und dabei die individuellen 

 705 Entwicklungsprozesse zu berücksichtigen. Die Vorbereitungsklassen im Land sind mit einem 
höheren Personalschlüssel zu stärken.

Begründung

Momentan werden VKL in altersgemischten Gruppen unterrichtet. Die SchülerInnen haben 
unterschiedliche Deutschkenntnisse, während die einen rudimentär sprechen können, können 
andere wiederum noch nicht einmal lesen und schreiben. Durch die Entwurzelung der Kinder und 
traumatische Erfahrungen sind die Herausforderungen extrem hoch.
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Antrag  WP 01 -Ä75: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Rhein-Neckar
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 712 - 714

 708 Unser Ziel ist es, alle Kinder für die Kita zu gewinnen. Sie ist ein wichtiger Raum 
 709 der sozialen und kulturellen Bildung und Sprachförderung. Die von uns geforderte 
 710 Abschaffung der Kitagebühren ist der erste Schritt zu mehr Bildungsgerechtigkeit. 
 711 Mehrsprachigkeit und kulturelle Sensibilität muss von der Kita über die Schule bis 

 712 hin zur Ausbildung und Uni gewürdigt und gefördert werden. Wir wollen den Menschen 
 713 ihrDie sprachliche und kulturelle Vielfalt nicht absprechen. Diese Vielfalt ist ein 

der Menschen in Baden-Württemberg ist elementarer Teil unseres Landes. Mit Hilfe von 
Chancengleichheit in der Bildung kann diese Vielfalt als Bereicherung und Mehrwert und kein 
Problemzur vollen Entfaltung kommen.
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Antrag  WP 01 -Ä32: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: AG Migration und Vielfalt Ba-Wü
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 721

 717 Geflüchtete, die sich in Ausbildung befinden oder einer 
 718 sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung nachgehen, sollen ein sicheres 
 719 Bleiberecht erhalten. Baden-Württemberg ist auf gute Arbeitskräfte angewiesen und 
 720 Menschen, die bei uns leben, brauchen Rechtssicherheit durch Bleiberecht - ebenso wie 

 721 die Unternehmen, die sie einstellen.

Viele Migranten aus sogenannten C-Ländern arbeiten bereits oder machen eine Ausbildung, 
auch wenn sie derzeit nur wenig gefördert werden. Die Förderung muss verbessert werden, 
vor allem durch einen intensiven Sprachunterricht und erleichterte Praktika in verschiedenen 
Berufsfeldern, um eine gute wirtschaftliche und soziale Integration zu erreichen. Die hier 
arbeitenden Migranten überweisen regelmäßig hohe Geldbeträge in ihre Herkunftsländer und 
helfen damit, die Wirtschaft dieser Länder zu stabilisieren. Dies ist ein unverzichtbarer 
Beitrag zur Bekämpfung von Fluchtursachen.

Deshalb müssen diese Menschen ohne Angst vor Abschiebung in Ba-Wü leben und arbeiten 
können.
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Antrag  WP 01 -Ä76: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Rhein-Neckar
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 721

 717 Geflüchtete, die sich in Ausbildung befinden oder einer 
 718 sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung nachgehen, sollen ein sicheres 
 719 Bleiberecht erhalten. Baden-Württemberg ist auf gute Arbeitskräfte angewiesen und 
 720 Menschen, die bei uns leben, brauchen Rechtssicherheit durch Bleiberecht - ebenso wie 

 721 die Unternehmen, die sie einstellen. Geflüchtete in Ausbildung oder Arbeit sollen vor 
Abschiebung geschützt werden.
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Antrag  WP 01 -Ä33: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: AG Migration und Vielfalt Ba-Wü
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 725

 722 Unternehmen und Geflüchtete profitieren von Beratungs- und Qualifizierungsangeboten, 
 723 die ein aktives Vermitteln zwischen freien (Ausbildungs-)Stellen und Geflüchteten 
 724 ermöglichen. Die Verfahren zur Anerkennung ausländischer Abschlüsse wollen wir 

 725 vereinfachen und effizienter gestalten, sowie Nachqualifizierung ermöglichen. 

Ba-Wü hat mehr als 11.000 Menschen aus Gambia aufgenommen. Gambia ist ein kleines Land 
mit wirtschaftlichen Schwierigkeiten und nach einer erfolgreichen, unblutigen Revolution auf 
dem Weg zu einer Demokratie. Wir wollen eine Entwicklungspartnerschaft mit Gambia 
aufbauen. Wir schlagen vor, eine Vernetzungsplattform ähnlich dem Kompetenzzentrum 
Burundi der Stiftung Entwicklungszusammenarbeit Ba.-Wü einzurichten. 
Ein erster Schritt für eine enge Zusammenarbeit ist die Einrichtung eines Kontaktbüros in 
Gambia, vorrangig mit Mitarbeitern aus Gambia. Außerdem sollen 
Unternehmenspartnerschaften zwischen Unternehmen aus Ba.-Wü. und Gambia gefördert 
werden, die sich um die Ausbildung junger Menschen und den Aufbau touristischer, 
industrieller und landwirtschaftlicher Strukturen in Gambia kümmern.

Begründung

Die sachliche Begründung ist im Textvorschlag bereits enthalten. Diesen Text aufzunehmen 
verdeutlicht den Willen der SPD Ba-Wü aktiv und zielgerichtet die hier lebenden Migranten besser 
zu integrieren und ihnen Sicherheit zu geben. Die Maßnahmen zu Gambia sind konkrete und 
sofort wirksame Mittel zur Bekämpfung von Fluchtursachen.
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Antrag  WP 01 -Ä119: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Konstanz
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 732 - 733

 728 Die gemeinsame Sprache zu sprechen hat eine Schlüsselrolle bei der Integration in die 
 729 Gesellschaft und in den Arbeitsmarkt. Wir sorgen für bessere Unterstützung beim 
 730 Erlernen der deutschen Sprache für aus dem Ausland Zugezogene und Geflüchtete mit 
 731 Bleibeperspektive in der Kita, in der Schule und während der Berufsausbildung - 

 732 gleich zu Beginn ihres Lebens in Deutschland. Sprachförderung muss ohne größere 
 733 Hürden in verschiedenen Lebenslagen und für jedes Alter frei zugänglich sein.
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Antrag  WP 01 -Ä77: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Rhein-Neckar
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 733

 728 Die gemeinsame Sprache zu sprechen hat eine Schlüsselrolle bei der Integration in die 
 729 Gesellschaft und in den Arbeitsmarkt. Wir sorgen für bessere Unterstützung beim 
 730 Erlernen der deutschen Sprache für aus dem Ausland Zugezogene und Geflüchtete mit 
 731 Bleibeperspektive in der Kita, in der Schule und während der Berufsausbildung - 
 732 gleich zu Beginn ihres Lebens in Deutschland. Sprachförderung muss ohne größere 

 733 Hürden in verschiedenen Lebenslagen und für jedes Alter zugänglich sein. Der Zugang zu den 
Sprach-, und Integrationskursen soll für alle, unabhängig welchen Aufenthaltsstatus sie 
haben, einfacher zugänglich sein.
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Antrag  WP 01 -Ä220: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Reutlingen
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 740

 736 Wir fordern, dass der öffentliche Dienst die Diversität[31] der Gesellschaft 
 737 widerspiegelt. Das schafft Potential für Identifikation und Sensibilität. Hürden in 
 738 Auswahlverfahren müssen abgebaut und gleichzeitig Menschen dazu ermutigt werden, 
 739 Berufe wie Polizist*in, Lehrer*in, Professor*in oder Verwaltungsbeamt*in anzustreben. 

 740 Um vorschnelle Urteile zu vermeiden, wollen wir anonymisierte Bewerbungsverfahren 
erproben, in denen persönliche Angaben zu Alter, Familienstand, Geschlecht oder Herkunft 
ausgeblendet werden. Der Staat muss eine Vorbildrolle bei der Besetzung eigener Stellen, 
auch bei 

 741 Führungspositionen, annehmen.
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Antrag  WP 01 -Ä78: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Rhein-Neckar
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 741

 736 Wir fordern, dass der öffentliche Dienst die Diversität[31] der Gesellschaft 
 737 widerspiegelt. Das schafft Potential für Identifikation und Sensibilität. Hürden in 
 738 Auswahlverfahren müssen abgebaut und gleichzeitig Menschen dazu ermutigt werden, 
 739 Berufe wie Polizist*in, Lehrer*in, Professor*in oder Verwaltungsbeamt*in anzustreben. 
 740 Der Staat muss eine Vorbildrolle bei der Besetzung eigener Stellen, auch bei 

 741 Führungspositionen, annehmen. Bewerbungsunterlagen für den öffentlichen Dienst sollen 
grundsätzlich anonymisiert eingefordert werden.

OpenSlides - Digitaler SPD-Landesparteitag
14.11.2020

176 / 277



Antrag  WP 01 -Ä191: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 752

 746 Wie der öffentliche Dienst, so müssen auch Medien- und Kulturangebote die 
 747 Gesellschaft widerspiegeln. Die Stimmen und Erfahrungen von Migrant*innen, Menschen 
 748 aus Einwandererfamilien und Geflüchteten müssen Gehör und Repräsentation finden. Sie 
 749 sollen Inhalte in Medien, Kultur und Politik entwickeln und gestalten. Wir fördern 
 750 aktiv Diversität in der Medienlandschaft. Wir unterstützen Vereine und 
 751 Organisationen, die sich in ihrer täglichen Arbeit für kulturellen oder religiösen 

 752 Austausch und (post-)migrantische[32] Interessen einsetzen. Wir werden unabhängige 
Beschwerdestellen für Diskriminierung aller Arten im öffentlichen Dienst einrichten. Sie 
leisten einen 

 753 wichtigen Beitrag dazu, Vorurteile und daraus resultierende Diskriminierung 
 754 abzubauen.
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Antrag  WP 01 -Ä120: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Konstanz
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 757

 757 Rassismus ist für viele Baden-Württemberger*innenMenschen erlebte Realität. Er beginnt bei 
 758 unbewusstem Misstrauen, unbemerkt rassistischen Denkmustern und ausgrenzenden 
 759 Kommentaren. Er zeigt sich zunehmend sichtbarer in verbaler und körperlicher Gewalt. 
 760 Alle Bürger*innen haben ein Recht auf Freiheit von Diskriminierung aufgrund ihres 
 761 Namens, ihres Aussehens, ihrer Sprache oder ihrer Religion, ob bei der Arbeits- oder 
 762 Wohnungssuche oder im Alltag.
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Antrag  WP 01 -Ä222: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: ASF
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 778

 771 Wir ernennen eine*n Antidiskriminierungsbeauftragt*n, um die Arbeit der 
 772 Antidiskriminierungsstelle des Landes zu stärken. Schon jetzt leisten 
 773 Beratungsstellen und Netzwerke für Betroffene von rassistischer Diskriminierung und 
 774 Gewalt einen wertvollen Beitrag. Dieses Engagement muss finanziell mehr unterstützt 
 775 werden, auch um Zugang und Sichtbarkeit zu verbessern. Im Rahmen der von uns 
 776 geplanten Kooperationen zwischen Bildungsstätten und Vereinen sollen diese 
 777 Organisationen Schulen bei der Aufklärung über alle Formen von Diskriminierung und 

 778 Mechanismen der Ausgrenzung unterstützen. Hierzu gehört auch die stark ansteigen 
sexistischen und antifeministischen Angriffe gegen Frauen, ob im Netz oder im realen Leben. 
Auch eine Sensibilisierung für den Begrifflichkeit, dass es keine „Beziehungstaten“ sind, 
sondern „Frauenmorde“ gehört in das Aufklärungsspektrum mit hinein. Diese Kooperationen 
wollen wir auch auf 

 779 Unternehmen und Behörden ausweiten.
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Antrag  WP 01 -Ä69: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: SPDqueer
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 796

 794 Schulen sollen sichtbar für Diversität und gegen Homo- und Transphobie im Alltag 
 795 arbeiten. Der Bildungsplan muss entsprechend umgesetzt werden und es muss 

 796 Weiterbildungsangebote für Lehrer*innen und Schulleitungen geben, inklusive aller nötigen 
Unterrichtsmaterialien. Eine 

 797 selbstbestimmte Namens- und Geschlechterwahl muss für alle Schüler*innen in allen 
 798 Schulprogrammen möglich sein.
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Antrag  WP 01 -Ä192: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 802

 802

Dieses Siegel soll den Einsatz für Toleranz und Vielfalt anerkennen und unterstützen.
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Antrag  WP 01 -Ä12: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Neckar-Odenwald
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 814

 814 Wir wollen eine Offensive für Demokratie in unseren Bildungseinrichtungen, die auch ein 
grundlegendes Verständnis für unseren Rechtsstaat enthält. Dazu 

 815 gehören zum Beispiel Demokratie-Kitas und Demokratie-Tage an Schulen und Unis. Ebenso 
 816 verleihen wir engagierten Schulen ein neues Siegel „Demokratische Schule“, wenn sie 
 817 sich besonders für politische Teilhabe einsetzen. Die Landeszentrale für politische 
 818 Bildung stärken wir. Wir legen ein besonderes Augenmerk auf die Arbeit der 
 819 Gedenkstätten im Land und auf die Lern- und Dokumentationszentren zum 
 820 Nationalsozialismus. Die Erinnerungskultur muss Teil unserer Identität sein und 
 821 Frieden und Toleranz fördern. 

Begründung

Die Demokratie in unserem Land versteht sich auf der Grundlage unseres Grundgesetzes und des 
darin enthaltenen Verständnisses von Rechtsstaatlichkeit.

Unsere Freiheitsrechte gibt es in vielen Demokratien nicht. Daher unterscheidet sich unser 
Demokratiebegriff von denen in anderen Ländern – und sollte daher immer zusammen mit der ihr 
zugrundeliegenden Rechtsstaatlichkeit benannt werden.

Dies erleichtert es, in den Bildungs-Curricula auch Vergleiche mit anderen Demokratien 
aufzunehmen und sich deutlich davon abzugrenzen.
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Antrag  WP 01 -Ä121: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Konstanz
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 814 - 821

 814 Wir wollen eine Offensive für Demokratie in unseren Bildungseinrichtungen. Dazu 
 815 gehören zum Beispiel Demokratie-Kitas und Demokratie-Tage an Schulen und Unis. Ebenso 
 816 verleihen wir engagierten Schulen ein neues Siegel „Demokratische Schule“, wenn sie 
 817 sich besonders für politische Teilhabe einsetzen. Die Landeszentrale für politische 
 818 Bildung stärken wir. Wir legen ein besonderes Augenmerk auf die Arbeit der 
 819 Gedenkstätten im Land und auf die Lern- und Dokumentationszentren zum 
 820 Nationalsozialismus. Die Erinnerungskultur muss Teil unserer Identität sein und 
 821 Frieden und Toleranz fördern.  

Wir wollen eine Offensive für die demokratische Entwicklung in unseren 
Bildungseinrichtungen. Dazu gehören die Vermittlung demokratischer Werte, die Etablierung 
demokratischer Strukturen und vor allem das Einüben demokratischer Verhaltensweisen 
auch schon in der Kita und der Grundschule.

 822

Besonders engagierten Einrichtungen soll ein neues Siegel „Demokratische Kita“ und 
„Demokratische Schule“ verliehen werden, wenn sie sich besonders für demokratische 
Strukturen bzw. politische Teilhabe einsetzen. Die Landeszentrale für politische Bildung 
stärken wir. Wir legen ein besonderes Augenmerk auf die Arbeit der Gedenkstätten im Land 
und auf die Lern- und Dokumentationszentren zum Nationalsozialismus. Die 
Erinnerungskultur muss Teil unserer Identität sein und Frieden und Toleranz fördern.  
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Antrag  WP 01 -Ä13: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Neckar-Odenwald
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 818

 814 Wir wollen eine Offensive für Demokratie in unseren Bildungseinrichtungen. Dazu 
 815 gehören zum Beispiel Demokratie-Kitas und Demokratie-Tage an Schulen und Unis. Ebenso 
 816 verleihen wir engagierten Schulen ein neues Siegel „Demokratische Schule“, wenn sie 
 817 sich besonders für politische Teilhabe einsetzen. Die Landeszentrale für politische 

 818 Bildung stärken wir. Auch Vereine, Initiativen und Ehrenamtliche, die sich für die Stärkung der 
Demokratie oder den für den Zusammenhalt der Gesellschaft einsetzen, wollen wir strukturell 
und monetär fördern. Wir wollen die finanziellen Mittel für das Demokratiezentrum Baden-
Württemberg anheben und mehr „Kompetent vor Ort“-Stellen schaffen. Wir legen ein 
besonderes Augenmerk auf die Arbeit der 

 819 Gedenkstätten im Land und auf die Lern- und Dokumentationszentren zum 
 820 Nationalsozialismus. Die Erinnerungskultur muss Teil unserer Identität sein und 
 821 Frieden und Toleranz fördern. 

Begründung

Der Extremismus in Europa, in Deutschland, aber auch in Baden-Württemberg hat zugenommen, 
ebenso die Verrohung der Sprache. Mit der AfD ist eine rechtspopulistische Partei in viele 
Parlamente und Gremien eingezogen, die die Würde von viele Menschen in Deutschland mit Füßen 
tritt.

Dem muss etwas entgegengesetzt werden.

Dies gelingt aber nur, wenn die Demokratie gestärkt und nicht weiter ausgehöhlt wird.

Hierfür setzen sich viele Vereine Initiativen und Ehrenamtliche direkt vor Ort ein. Diese Expertise 
und Erfahrung muss genutzt und gefördert werden. Nur dort kann eine lokale Struktur geschaffen 
werden, in der Toleranz und Mitmenschlichkeit gefördert werden.

Als wichtiger Bündnis- und Vernetzungspartner ist hier das Demokratiezentrum Baden-
Württemberg zu verstehen. Die Bildungsangebote müssen allen angeboten werden, die sich gegen 
Extremismus einsetzen.

Mehr „Kompetent vor Ort“-Stellen sind wichtig. Vor allem in Landkreisen in denen diese noch 
nicht etabliert sind. Sie bieten in der Fläche, dezentral und vor Ort Beratungen und Hilfestellung 
an, wenn es zu rechtsextremen Äußerungen oder Handlungen kommt.
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Antrag  WP 01 -Ä137: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Heidelberg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 821

 814 Wir wollen eine Offensive für Demokratie in unseren Bildungseinrichtungen. Dazu 
 815 gehören zum Beispiel Demokratie-Kitas und Demokratie-Tage an Schulen und Unis. Ebenso 
 816 verleihen wir engagierten Schulen ein neues Siegel „Demokratische Schule“, wenn sie 
 817 sich besonders für politische Teilhabe einsetzen. Die Landeszentrale für politische 
 818 Bildung stärken wir. Wir legen ein besonderes Augenmerk auf die Arbeit der 
 819 Gedenkstätten im Land und auf die Lern- und Dokumentationszentren zum 
 820 Nationalsozialismus. Die Erinnerungskultur muss Teil unserer Identität sein und 

 821 Frieden und Toleranz fördern. Es soll jeder*m Schüler*in ermöglicht werden, mit der Schule 
eine KZ-Gedenkstätte besuchen zu können.
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Antrag  WP 01 -Ä57: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Land
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 821

 814 Wir wollen eine Offensive für Demokratie in unseren Bildungseinrichtungen. Dazu 
 815 gehören zum Beispiel Demokratie-Kitas und Demokratie-Tage an Schulen und Unis. Ebenso 
 816 verleihen wir engagierten Schulen ein neues Siegel „Demokratische Schule“, wenn sie 
 817 sich besonders für politische Teilhabe einsetzen. Die Landeszentrale für politische 
 818 Bildung stärken wir. Wir legen ein besonderes Augenmerk auf die Arbeit der 
 819 Gedenkstätten im Land und auf die Lern- und Dokumentationszentren zum 
 820 Nationalsozialismus. Die Erinnerungskultur muss Teil unserer Identität sein und 

 821 Frieden und Toleranz fördern. Dazu sollen Lernorte für Demokratie im Land entstehen. 
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Antrag  WP 01 -Ä247: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Stadt
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 825

 822 Das Fach Gemeinschaftskunde wird an weiterführenden Schulen mindestens zweistündig 
 823 unterrichtet. In der gymnasialen Oberstufe der Gemeinschaftsschule sollen 
 824 Schüler*innen in Zukunft einen gesellschaftswissenschaftlichen Schwerpunkt wählen 

 825 können - statt wie bisher nur zwischen sprachlich oder naturwissenschaftlich.

Die SPD Baden-Württemberg fordert im Rahmen der gymnasialen Oberstufe:

- die Möglichkeit, auch zwei Gesellschaftswissenschaften als Leistungsfächer wählen zu 
können.

- getrennte mündliche Abiturprüfungen auch in den Fächern Gemeinschaftskunde und 
Geographie

Begründung

Der Antrag knüpft an den Beschluss „Gleichstellung der Gesellschaftswissenschaften“ des 
Landesparteitags in Pforzheim (06. Juli 2019) an und erweitert diesen um zwei Punkte. „Weimarer 
Verhältnisse?“, fragte das Institut für Zeitgeschichte München 2017 in einem Sammelband. 
Angesichts der tiefgreifenden politischen Entwicklungen auf nationaler und internationaler Ebene 
sind in den letzten Jahren zahlreiche Gewissheiten ins Wanken geraten und immer mehr wird 
 deutlich, dass eine fundierte politische, historische und sozioökonomische Bildung unabdingbar 
für die Zukunftsfähigkeit unserer Gesellschaft und den Erhalt der Demokratie sind. Die neue 
gymnasiale Oberstufe trägt dem jedoch in keiner Weise Rechnung: Während die 
Naturwissenschaften gestärkt werden, kommt den Gesellschaftswissenschaften und insbesondere 
den Fächern Gemeinschaftskunde und Geographie nur eine nachrangige Rolle zu. Dabei werden 
nur einige Schülerinnen und Schüler nach der Schule Biologen oder Physiker werden, 
Staatsbürgerinnen und Staatsbürger werden sie jedoch alle sein. Auch der Bildungsplan selbst 
stellt fest: „Die Schülerinnen und Schüler zu demokratischem Denken und Handeln zu befähigen 
und zu ermutigen, ist die wichtigste Aufgabe der politischen Bildung, aber auch der Schule 
insgesamt.“ Vor diesem Hintergrund hat der Landesparteitag 2019 in Pforzheim Folgendes 
beschlossen: „In der Oberstufe sollen die Fächer Gemeinschaftskunde und Erdkunde fünf- und 
zweistündig an geboten werden, anstatt fünf- und einstündig, wie es in der Oberstufenreform 
bisher geplant ist. Um das umzusetzen sollen die Fächer Biologie, Physik, Chemie sowie 
Fremdsprachen, die zusätzlich zu Englisch gewählt werden, fünf- und zweistündig angeboten 
werden, anstatt fünf- und dreistündig.“ Im Bereich der Leistungsfächer verspricht die neue 
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gymnasiale Oberstufe ein Mehr an Wahlfreiheit, schließt die Gesellschaftswissenschaften hiervon 
jedoch aus: Während es möglich ist, zwei Naturwissenschaften oder zwei Fremdsprachen als 
Leistungsfächer zu wählen, kann maximal nur eine Gesellschaftswissenschaft gewählt werden. In 
Kombination mit Mathematik oder Deutsch ist es sogar möglich, alle drei Leistungsfächer aus 
dem mathematisch-naturwissenschaftlichen oder sprachlich-literarischen Bereich zu wählen. Von 
wirklicher Wahlfreiheit und individueller Schwerpunktsetzung kann jedoch nur gesprochen 
werden, wenn auch die Möglichkeit besteht, zwei Gesellschaftswissenschaften zu wählen. Dies 
entspricht – wie auch die Aufstockung des Basisfaches Gemeinschaftskunde – den Wünschen der 
Schülerinnen und Schüler, wie es der Landesschülerbeirat deutlich zum Ausdruck gebracht hat. 
Darüber hinaus wird die geringe Stundenzahl der Basisfächer Gemeinschaftskunde und 
Geographie in der Folge auch noch als Begründung dafür genannt, gemeinsame mündliche 
Abiturprüfungen einzuführen. Diese haben sich jedoch schon in der Vergangenheit als ineffizient 
erwiesen. Eine fundierte Überprüfung der fachspezifischen Kompetenzen zweier Fächer sowie eine 
Abdeckung aller Anforderungsbereiche sind in einer zwanzigminütigen Prüfung schlicht 
unmöglich.

OpenSlides - Digitaler SPD-Landesparteitag
14.11.2020

188 / 277



Antrag  WP 01 -Ä193: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 830

 828 Wir wollen ein Baden-Württemberg, in dem die Bürger*innen mitbestimmen. Eine starke 
 829 Demokratie lebt vom Mitmachen. Mitsprache darf auch dann nicht enden, wenn sie etwas 

 830 kostet. Wir fordern bei Landtagswahlen die Absenkung des passiven und aktiven Wahlalters 
auf 16 Jahre. So Außerdem soll die Umsetzung der in der Kommunalordnung 
vorgeschriebenen Jugendbeteiligung in den Kommunen durch das zuständige 
Regierungspräsidium kontrolliert und darüber in einem jährlichen Bericht informiert werden. 
Wir wollen die Jugendarbeit stärker fördern und ehrenamtliche Tätigkeiten beispielweise als 
Ersatzleistungen in Schule und Studium anerkennen. So 

 831 können sich junge Menschen Gehör verschaffen und politisch aktiv werden. Wir setzen 
 832 uns für die Direktwahl der Landräte ein und fordern die Einführung von 
 833 Einwohner*innenanträgen, Bürger*innenbegehren und -entscheiden auch auf der Ebene der 
 834 Landkreise. So stärken wir dort Mitsprache und Beteiligung. Wir wollen eine 
 835 Überarbeitung des Gesetzes zur Volksabstimmung, um Elemente der direkten Demokratie 
 836 wie zum Beispiel Volksbegehren einfacher zu gestalten.
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Antrag  WP 01 -Ä79: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Rhein-Neckar
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 831

 828 Wir wollen ein Baden-Württemberg, in dem die Bürger*innen mitbestimmen. Eine starke 
 829 Demokratie lebt vom Mitmachen. Mitsprache darf auch dann nicht enden, wenn sie etwas 
 830 kostet. Wir fordern bei Landtagswahlen die Absenkung des Wahlalters auf 16 Jahre. So 

 831 können sich junge Menschen Gehör verschaffen und politisch aktiv werden. Wir stehen auch 
weiterhin für das Kommunalwahlrecht für alle Bürgerinnen und Bürger einer Kommune ein. 
Ausländerinnen und Ausländer aus Drittstaaten sollen bei Wahlen in Kreisen und Gemeinden 
wahlberechtigt und wählbaren sein. Das fördert die Integration umfassend. Wir setzen 

 832 uns für die Direktwahl der Landräte ein und fordern die Einführung von 
 833 Einwohner*innenanträgen, Bürger*innenbegehren und -entscheiden auch auf der Ebene der 
 834 Landkreise. So stärken wir dort Mitsprache und Beteiligung. Wir wollen eine 
 835 Überarbeitung des Gesetzes zur Volksabstimmung, um Elemente der direkten Demokratie 
 836 wie zum Beispiel Volksbegehren einfacher zu gestalten.
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Antrag  WP 01 -Ä194: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 836

 828 Wir wollen ein Baden-Württemberg, in dem die Bürger*innen mitbestimmen. Eine starke 
 829 Demokratie lebt vom Mitmachen. Mitsprache darf auch dann nicht enden, wenn sie etwas 
 830 kostet. Wir fordern bei Landtagswahlen die Absenkung des Wahlalters auf 16 Jahre. So 
 831 können sich junge Menschen Gehör verschaffen und politisch aktiv werden. Wir setzen 
 832 uns für die Direktwahl der Landräte ein und fordern die Einführung von 
 833 Einwohner*innenanträgen, Bürger*innenbegehren und -entscheiden auch auf der Ebene der 
 834 Landkreise. So stärken wir dort Mitsprache und Beteiligung. Wir wollen eine 
 835 Überarbeitung des Gesetzes zur Volksabstimmung, um Elemente der direkten Demokratie 

 836 wie zum Beispiel Volksbegehren einfacher zu gestalten. Die parlamentarische Demokratie lebt 
außerdem vom Wechsel. Deshalb setzen wir uns für eine Amtszeitbegrenzung im Landtag von 
15 Jahren ein.
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Antrag  WP 01 -Ä221: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: ASF
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 876

 876 Abschnitt verschieben nach Z. 93

 877 Gleiches Recht, gleicher Lohn für Frauen 
 877 Über 100 Jahre nach Einführung des Frauenwahlrechts sind wir in Deutschland und 
 878 Baden-Württemberg in Sachen Gleichstellung ein großes Stück vorangekommen. Allerdings 
 879 bleibt auch noch viel zu tun. Wir werden die nächste Legislaturperiode zu einer 
 880 Legislatur der Gleichstellung machen.

Begründung

Der Grundsatz „Gleiches Recht, gleicher Lohn“ ist eine Kernaussage der Ausgestaltung von 
Bezahlung von Arbeitskraft am Arbeitsmarkt und keine Frage der Ausgestaltung des Sozialstaats. 
Daher gehört dieser Absatz auch dem Themenfeld „Arbeit“ vorangestellt und nicht dem 
Themenfeld „Soziales Land“.
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Antrag  WP 01 -Ä195: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 887

 887 Familien gibt es in vielen verschiedenen bunten Konstellationen. Familienfreundlich ist 
unsere Sozialpolitik, weil sie an vielen Stellen besondere 

 888 Vorteile und Anreize für Familien vorsieht. Wir wollen Familien finanziell und 
 889 zeitlich entlasten: vor allem bei der Betreuung, aber auch in den Bereichen Wohnen 
 890 und Mobilität. Sie sollen beim Zugang zu bezahlbarem Wohnraum und günstigem ÖPNV 
 891 besonders unterstützt werden. 
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Antrag  WP 01 -Ä196: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 892

 892

 893

Tafeln nicht allein lassen
Wir unterstützen die Tafelläden, die einen wichtigen Beitrag zur Verteilung von Lebensmitteln 
leisten. Wir werden diese unterstützen und Initiativen auf den Weg bringen, die es Tafeln 
leichter macht, Lebensmitteln von Supermärkten zu bekommen, die ansonsten weggeworfen 
werden.
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Antrag  WP 01 -Ä251: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Tübingen
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 928

 927 Wir setzen einen kräftigen und zeitnahen Ausbau des Kinderschutzes in Baden-

 928 Württemberg durch. DieSchulen und Vereine müssen beim Kinderschutz stärkerbei der 
Entwicklung von Schutzkonzepten gegen Missbrauch und Gewalt besser unterstützt werden.

Zeile 930

 929 Die Nachverfolgung digitaler Anhaltspunkte bei Verbrechen gegen Kinder wollen wir 

 930 ausbauen. Die elternunabhängigen Beratungsstellen gegen sexuellalisierte Gewalt stärken 
wir.
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Antrag  WP 01 -Ä138: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Heidelberg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 951 - 952

 948 Es ist ein Auftrag für die ganze Gesellschaft häuslicher und sexueller Gewalt 
 949 entgegen zu treten. Unterstützungsangebote müssen auch für Frauen mit Behinderungen, 
 950 psychisch kranke oder suchtkranke Frauen und Nicht-Muttersprachler*innen zugänglich 

 951 sein. Wir sorgen für eine ausreichende Zahl und langfristige Ausfinanzierung an Frauen- und 
Kinderschutzhäusern, 

 952 Schutzwohnungen und Gewaltambulanzen und ambulanten psychosozialen Angeboten für 
Gewaltbetroffene (gemäß der Istanbul-Konvention).
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Antrag  WP 01 -Ä248: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Stadt
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 953 - 954

 953 Für Ausstiegswillige aus der Prostitution werden wir qualifizierte niedrigschwellige 
Beratungsangebote 

 954 bereitstellen. Darüber hinaus initiieren wir ein Modellprojekt an vier Standorten, um den 
Ausstieg aus der Prostitution mit sinnvollen Angeboten zu flankieren. Zu einem solchen 
Ausstiegsprogramm gehören Sprach- und Qualifikationsprogramme sowie Opferschutz. Wo es 
möglich ist, werden wir im Rahmen des Projekts gemeinsam mit Trägern und Kommunen 
Ausstiegswohnungen finanzieren. 

Begründung

Ausstieg aus der Prostitution ist aufgrund der  Komplexität der Problemlage extrem schwer. 
Studien gehen von 80 - 90 Prozent Ausstiegswilligen aus, von denen es nur ein Bruchteil schafft - 
mangels Berufsalternativen und drohender Obdachlosigkeit. Insbesondere Zwangs- und 
Armutsprostituierte - die meisten davon Migrantinnen - benötigen neben niedrigschwelliger 
Beratung v.a. Begleitung und Angebote, mit denen sie sich realistische Perspektiven für ein 
selbständiges Leben aufbauen können. 
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Antrag  WP 01 -Ä197: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 968

 962 Wir fordern eine gute Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes und einen Ausgleich für 
 963 die damit verbundenen Mehrausgaben der Kommunen. Dem neuen Leistungsrecht muss die 
 964 Umsetzung in der Praxis etwa beim Wohnen folgen. Das Budget für Arbeit wollen wir 
 965 attraktiver ausgestalten und gemeinsam mit den Integrationsämtern und den Agenturen 
 966 für Arbeit weiterentwickeln. So werden Betriebe und Beschäftigte umfassend begleitet 
 967 und unterstützt, um mehr Menschen mit wesentlichen Behinderungen den Zugang zum 

 968 Arbeitsmarkt zu erleichtern. Außerdem werden wir dafür sorgen, dass Menschen mit 
Behinderung in Inklusionswerkstätten einen angemessenen Lohn erhalten. Wir werden diese 
Ausnahmeregelungen abschaffen.
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Antrag  WP 01 -Ä80: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Rhein-Neckar
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 977

 973 Sozialpolitik wird in der Regel von unseren Kommunen - den Landkreisen und 
 974 kreisfreien Städten - umgesetzt. Das soll auch so bleiben, denn wir brauchen 
 975 bürgernahe und niedrigschwellige Angebote vor Ort. Gerade bei der Beratung über 
 976 soziale Hilfen kommt es vor allem auf die Qualität der Gespräche und den Aufbau von 

 977 Vertrauen an. Lehrer*innen und Sozialarbeiter*innen - insbesondere in sozial schwächeren 
Stadtvierteln und Gemeinden - sind mit finanzielle Mittel für interkulturelle Bildung und 
Antidiskriminierungstraining auszustatten. Deshalb wollen wir unsere Kommunen noch 
besser dabei unterstützen, für 

 978 eine hohe Qualität der Beratung und der Angebote zu sorgen und diese immer wieder zu 
 979 verbessern.
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Antrag  WP 01 -Ä169: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Mannheim
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 979

 973 Sozialpolitik wird in der Regel von unseren Kommunen - den Landkreisen und 
 974 kreisfreien Städten - umgesetzt. Das soll auch so bleiben, denn wir brauchen 
 975 bürgernahe und niedrigschwellige Angebote vor Ort. Gerade bei der Beratung über 
 976 soziale Hilfen kommt es vor allem auf die Qualität der Gespräche und den Aufbau von 
 977 Vertrauen an. Deshalb wollen wir unsere Kommunen noch besser dabei unterstützen, für 
 978 eine hohe Qualität der Beratung und der Angebote zu sorgen und diese immer wieder zu 

 979 verbessern. Damit alle Kinder gleiche Chancen haben, muss die Landesregierung 
unbürokratische und fächerübergreifende Konzepte mit dem Städtetag entwickeln. Die 
Lebenschancen von Kindern dürfen nicht durch ihr Wohnquartier vorbestimmt sein.

Begründung

In unseren Städten treffen die größten sozialen, kulturellen und wirtschaftlichen Unterschiede 
unmittelbar aufeinander. Sortiert nach Quartieren führen die Unterschiede nach Herkunft, 
Kaufkraft,Einkommen, Gesundheit, Lebenserwartung, Wohnungsangebot vor allem zu völlig 
ungleichen Lebenschancen der Kinder und Jugendlichen.Deren Aufstiegschancen durch Bildung  
fällt in diesen Quartieren hinter die großen sozialdemokratischen Fortschritte der 
Bildungsreformen vor über 40 Jahren zurück.Damit sind auch die Verlierer des sozialen und 
digitalen Wandels der nächsten Jahre markiert. Pauschale, ressortisolierte, zaghafte und oft 
bürokratische Förderprogramme konnten diese Entwicklung bisher nicht stoppen. Die 
Landespolitik ist in ihrer Zuständigkeit für Jugendhilfe, Bildung, Stadtsanierung und 
Wohnbauförderung an vorderster Stelle aufgefordert, mit den Städten zusammen durch 
integrierte, fachübergreifende Programme diese sozialräumliche Ungleichheit mitten in Baden-
Württemberg entschlossen und unmittelbar anzugehen.
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Antrag  WP 01 -Ä105: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Tuttlingen
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 993 - 996

 992 Internet- und Mobilfunkversorgung gehört zur Daseinsvorsorge und bedeutet Teilhabe. 

 993 Unser Ziel ist es, fürdass alle Regionen und alle Bürger*innen Baden-Württembergs bis zum 
 994 Jahr 2030 einen Zugang zum Glasfasernetz mitmit schnellem Internet von mindestens 100 

Megabit pro Sekunde 
 995 bereitzustellenversorgt werden. Die Kommunen müssen beim Aufbau eigener Netze 

unterstützt werden. 
 996 Hierfür dürfen wir alternative Techniken nicht vernachlässigen. Dort wo der Ausbau für die 

Anbieter nicht lukrativ genug ist, müssen wir die Chancen nutzen, die uns alternative 
Techniken bieten,
denn heute können wir bereits über Richtfunk bis zu 10Gbit/s erreichen. Funklöcher und 
weiße Flecken (�(� 30 Mb/s) besonders im ländlichen Raum müssen 

 997 beseitigt werden, vor allem dort, wo sie kleine und mittelständische Betriebe 
 998 beeinträchtigen. Wir wollen eine landeseigene Infrastrukturgesellschaft. Sie baut 
 999 digitale Infrastruktur in öffentlicher Hand aus, bindet kommunale Projekte ein und 
 1000 sorgt für das Anwerben von Privatanbietern. So soll mit Landesgeldern sichergestellt 
 1001 werden, dass alle Menschen Zugang zu leistungsfähigem Internet erhalten und 
 1002 Investitionen in öffentlicher Hand bleiben.

Begründung

Wir schreiben uns „DAS WICHTIGE JETZT“ auf die Fahnen, wollen aber den Ausbau erst zum Ende 
der übernächsten Legislatur? 

Mit einer Fixierung auf nur eine Technologie, werden wir beide Ziele verfehlen! Denn u.a. in den 
Tiefbauunternehmen, Spezialfirmen sind die Auftragsbücher überfüllt! Und in vielen Regionen / 
Stadtteilen rechnet sich der Glasfaserausbau gegenüber neuen Technologien meist nicht. Zu 
wenig potenzielle Kunden rentieren sich nicht.

Andere Länder machen es vor: Schauen wir nach Italien, dort gibt es viele sogenannte WISP 
(Wireless Internet Service Provider). Sie bringen Gigabit-Internet per Funk in Haushalte, 
Unternehmen und Behörden, wo Glasfaser zu unrentabel ist. Mit dieser Technik können zeitnah 
und kostengünstig Bereiche Erschließen, für die es u.a. keine Fördermittel gibt.
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Antrag  WP 01 -Ä14: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Göppingen, KV Ostalb, KV Rems-Murr
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 994 - 996

 992 Internet- und Mobilfunkversorgung gehört zur Daseinsvorsorge und bedeutet Teilhabe. 
 993 Unser Ziel ist es, für alle Regionen und alle Bürger*innen Baden-Württembergs bis zum 

 994 Jahr 203025 einen Zugang zum GlasfasernetzInternetzugang mit mindestens 100 Megabit1 
Gigabit pro Sekunde 

 995 bereitzustellen. Die Kommunen müssen beim Aufbau eigener Netze unterstützt werden. 
 996 Funklöcher und weiße Flecken (�(� 30 Mb/s) besonders im ländlichen Raum müssen 
 997 beseitigt werden, vor allem dort, wo sie kleine und mittelständische Betriebe 
 998 beeinträchtigen. Wir wollen eine landeseigene Infrastrukturgesellschaft. Sie baut 
 999 digitale Infrastruktur in öffentlicher Hand aus, bindet kommunale Projekte ein und 
 1000 sorgt für das Anwerben von Privatanbietern. So soll mit Landesgeldern sichergestellt 
 1001 werden, dass alle Menschen Zugang zu leistungsfähigem Internet erhalten und 
 1002 Investitionen in öffentlicher Hand bleiben.

Begründung

Im Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD auf Bundesebene steht folgendes: „Wir gestalten den 
Weg in die Gigabit-Gesellschaft mit höchster Priorität. Deshalb wollen wir den flächendeckenden 
Ausbau mit Gigabit-Netzen bis 2025 erreichen. Wir wollen den Netzinfrastrukturwechsel zur 
Glasfaser. Unser Ziel lautet: Glasfaser in jeder Region und jeder Gemeinde, möglichst direkt bis 
zum Haus. Schulen, Gewerbegebiete, soziale Einrichtungen in der Trägerschaft der öffentlichen 
Hand und Krankenhäuser werden wir bereits in dieser Legislaturperiode direkt an das 
Glasfasernetz anbinden.“ 

Wenn der Bund sich im Jahr 2018 bereits das Ziel gesetzt hat, bis 2025 flächendeckend 
gigabitfähige Netze zu erreichen, macht es keinen Sinn in einem Wahlprogramm für das Jahr 2030 
eine 100 Mbit/s-Versorgung anzustreben. Hinzu kommt, dass nach heutigem Stand die 100 Mbit/s 
für Privathaushalte schon 2025 vielfach nicht mehr ausreichend sein werden. Das im 
Wahlprogramm formulierte Ziel ist also unterambitioniert. 

Die Zielmarke Gigabit-Anschluss für alle bis 2025 ist ambitioniert, aber – wenn sowohl auf 
Bundes- wie auch auf Landesseite die richtigen Weichen gestellt werden – durchaus noch zu 
erreichen. Gigabit-Anschluss heißt bei Privathaushalten Gigabit im Download, umfasst also auch 
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die Gigabit-Anschlüsse der TV-Kabelnetze (HFC) und damit nicht zwingend einen direkten 
Anschluss zum Glasfasernetz. Bis zum Jahr 2030 könnte man alternativ auch flächendeckende 
Glasfasernetze bis in jedes Gebäude und symmetrische Gigabit-Geschwindigkeiten fordern. Da es 
beim Wahlprogramm jedoch um die Ziele für die Legislaturperiode 2021-2026 geht, ist 2025 aus 
unserer Sicht der bessere Zielwert. 
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Antrag  WP 01 -Ä249: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Stadt
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 994 - 996

 992 Internet- und Mobilfunkversorgung gehört zur Daseinsvorsorge und bedeutet Teilhabe. 
 993 Unser Ziel ist es, für alle Regionen und alle Bürger*innen Baden-Württembergs bis zum 

 994 Jahr 2030 einen Zugang zum gigabitfähigen Glasfasernetz mit mindestens 100 Megabit pro 
Sekunde 
bereitzustellen. Die Kommunen müssen beim Aufbau eigener Netze unterstützt werden. 

 996 Funklöcher und weiße Flecken (� 30 (� 100 Mb/s) besonders im ländlichen Raum müssen 
 997 beseitigt werden, vor allem dort, wo sie kleine und mittelständische Betriebe 
 998 beeinträchtigen. Wir wollen eine landeseigene Infrastrukturgesellschaft. Sie baut 
 999 digitale Infrastruktur in öffentlicher Hand aus, bindet kommunale Projekte ein und 
 1000 sorgt für das Anwerben von Privatanbietern. So soll mit Landesgeldern sichergestellt 
 1001 werden, dass alle Menschen Zugang zu leistungsfähigem Internet erhalten und 
 1002 Investitionen in öffentlicher Hand bleiben.

Begründung

Schließt man jemanden an das Glasfasernetz an, ist dieser quasi automatisch gigabitfähig, auch 
wenn ein Kunde vielleicht aus finanziellen Gründen einen Tarif mit weniger Geschwindigkeit 
bucht.

Der Wert 30 ist die sogenannte Aufgreifschwelle - eine EU-Vorgabe, die sich aber auf das Festnetz 
bezieht. Aber die Grenze ändert sich wahrscheinlich noch in diesem Jahr, daher sollte der Wert 
von 30 auf 100 angepasst werden.
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Antrag  WP 01 -Ä27: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: OV Mannheim-Neckarau-Almenhof-Niederfeld
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 995 - 996

 992 Internet- und Mobilfunkversorgung gehört zur Daseinsvorsorge und bedeutet Teilhabe. 
 993 Unser Ziel ist es, für alle Regionen und alle Bürger*innen Baden-Württembergs bis zum 
 994 Jahr 2030 einen Zugang zum Glasfasernetz mit mindestens 100 Megabit pro Sekunde 

 995 bis zur Haustür bereitzustellen. Die Kommunen müssen beim Aufbau eigener Netze 
unterstützt werden. 

 996 Funklöcher und weiße Flecken (�(� 30 Mb/s) besonders im ländlichen Raum müssen 
 997 beseitigt werden, vor allem dort, wo sie kleine und mittelständische Betriebe 
 998 beeinträchtigen. Wir wollen eine landeseigene Infrastrukturgesellschaft. Sie baut 
 999 digitale Infrastruktur in öffentlicher Hand aus, bindet kommunale Projekte ein und 
 1000 sorgt für das Anwerben von Privatanbietern. So soll mit Landesgeldern sichergestellt 
 1001 werden, dass alle Menschen Zugang zu leistungsfähigem Internet erhalten und 
 1002 Investitionen in öffentlicher Hand bleiben.

Begründung

Eine genauere Definition erscheint uns hier wichtig, da es sonst auch sein kann, dass der 
Anschluss irgendwo in der Straße endet und mit viel Aufwand und Kosten an die Haustür gelegt 
werden muss.
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Antrag  WP 01 -Ä15: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Göppingen, KV Ostalb, KV Rems-Murr
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 996 - 1002

 992 Internet- und Mobilfunkversorgung gehört zur Daseinsvorsorge und bedeutet Teilhabe. 
 993 Unser Ziel ist es, für alle Regionen und alle Bürger*innen Baden-Württembergs bis zum 
 994 Jahr 2030 einen Zugang zum Glasfasernetz mit mindestens 100 Megabit pro Sekunde 
 995 bereitzustellen. Die Kommunen müssen beim Aufbau eigener Netze unterstützt werden. 

 996 Funklöcher und weiße Flecken (�(� 30 Mb/s) besonders im ländlichen Raum müssen 
 997 beseitigt werden, vor allem dort, wo sie kleine und mittelständische Betriebe 
 998 beeinträchtigen. WirUm den Breitbandausbau zu beschleunigen, wollen eine landeseigene 

Infrastrukturgesellschaft. Sie baut 
 999 digitale Infrastruktur in öffentlicher Hand aus, bindet kommunale Projektewir nach dem 

Vorbild des Bundes sowie des Landes Niedersachsen ein und 
 1000 sorgt für das Anwerben von PrivatanbieternSondervermögen für Digitale Infrastruktur ins 

Leben rufen. So soll mit Landesgeldern sichergestellt 
 1001 werden, dass für den Breitbandausbau hinreichend Finanzmittel zur Verfügung stehen und 

damit alle Menschen Zugang zu leistungsfähigem Internet erhalten und 
 1002 Investitionen in öffentlicher Hand bleiben.

Begründung

Der Vorschlag für eine Landesgesellschaft für den Breitbandausbau kommt aus Praktikersicht 
mehrere Jahre zu spät. Hier hat die grün-schwarze Landesregierung definitiv geschlafen. 
Inzwischen sind nahezu alle Landkreise organisiert, was den Breitbandausbau vor Ort angeht. Es 
gibt nahezu flächendeckend Zweckverbände, Anstalten oder andere kommunale 
Zusammenschlüsse, die entweder stellvertretend für die Städte und Gemeinden den Ausbau 
übernehmen oder diese zumindest tatkräftig beraten und unterstützen. Auch zwischen den 
Landkreisen bzw. kommunalen Zusammenschlüssen und den Fördermittelgebern auf Landes- und 
Bundesebene gibt es institutionalisierte Strukturen des Informationsaustausches und der 
Zusammenarbeit. Hier jetzt eine Landesgesellschaft zu gründen und diese den kommunalen 
Gebietskörperschaften vor die Nase zu setzen, würde auf kommunaler Seite für viel Frust und 
Unverständnis sorgen und den Breitbandausbau eher behindern als beschleunigen. 

Beim Thema Mobilfunk wäre eine Landesinfrastrukturgesellschaft dann sinnvoll gewesen, wenn 
sich der Bund bei seiner geplanten Mobilfunkförderung für ein Modell entschieden hätte, bei dem 
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die Projektabwicklung bei den Kommunen gelegen hätte, die Kommunen also auch Empfänger der 
Fördermittel gewesen wären. Dann hätte die Landesgesellschaft den Ausbau koordinieren und die 
Kommunen fachlich unterstützen können.  

Nachdem die Mobilfunkförderung des Bundes nun jedoch eine direkte Unternehmensförderung 
werden wird, die weder in finanzieller noch in organisatorischer Hinsicht über die Kommunen 
abgewickelt werden wird, sondern bei welcher der Bund nun direkt die Wirtschaftlichkeitslücke 
der Netzbetreiber schließt (Vollförderung des Bundes), besteht für eine solche Gesellschaft auch 
im Hinblick auf den Mobilfunkausbau keine Notwendigkeit mehr. Zumal der Bund ergänzend eine 
eigene Mobilfunkinfrastrukturgesellschaft (MIG) gegründet hat, welche die verbleibende 
Beratungs- und Koordinierungsfunktion übernehmen soll. 

Erschwerend kommt hinzu, dass sich die letzten beiden Sätze inhaltlich widersprechen. Wenn 
Privatanbieter angeworben werden sollen, bleiben Investitionen eben gerade nicht in öffentlicher 
Hand. Es gibt drei Möglichkeiten: (1) Entweder bauen Privatanbieter die Netze eigenwirtschaftlich 
aus, (2) die öffentliche Hand schließt die Wirtschaftlichkeitslücke der Privatanbieter 
(Wirtschaftlichkeitslückenmodell) oder (3) die öffentliche Hand baut eigene Netze 
(Betreibermodell). Nur beim dritten Modell ist sichergestellt, dass Investitionen in öffentlicher 
Hand bleiben. Ausnahmen gibt es bei kommunalen Unternehmen die auf dem Markt als 
Privatanbieter fungieren.   

Die Breitbandförderung ist derzeit folgendermaßen aufgebaut: der Bund fördert 50% der 
förderfähigen Kosten, das Land steuert eine Kofinanzierung von 40% zu. Den Rest (10% plus alle 
nicht förderfähigen Kosten – das sind insbesondere die Kosten für die Ausführungsplanung) 
müssen die Kommunen selbst tragen. 

Während der Bund nach wie vor ausreichend Mittel zur Verfügung hat und fleißig Förderanträge 
bewilligt, werden für die Landes-Kofinanzierung nun bereits zum zweiten Mal in dieser 
Legislaturperiode die Haushaltsmittel knapp. Dies führt in der Praxis dazu, dass die Bewilligung 
der Kofinanzierung sich um mehrere Monate verzögert und hierdurch der Breitbandausbau ins 
Stocken gerät.  

Mit einem hinreichend mit Finanzmitteln ausgestatteten Sondervermögen könnten das Land 
mehrjährig, transparent und zweckgebunden die erforderlichen Investitionsmittel bereitstellen 
und Förderanträge der Kommunen unabhängig von Haushaltsjahren bescheiden. 
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Antrag  WP 01 -Ä16: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Göppingen, KV Ostalb, KV Rems-Murr
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1003

 1003

Zudem ist es uns ein Anliegen, dass in einer künftigen Landesregierung die Themen 
Breitbandausbau und Mobilfunk künftig gemeinsam gedacht und bearbeitet werden. Daher 
wollen wir den unsäglichen Zustand beenden, dass diese beiden Zukunftsthemen von zwei 
unterschiedlichen Ressorts bearbeitet werden.

Begründung

Während das Thema Breitbandausbau im Ministerium für Inneres, Digitalisierung und Migration 
bearbeitet wird, liegt die Verantwortung für den Mobilfunk im Ministerium für Wirtschaft, Arbeit 
und Wohnungsbau. In der Praxis hat diese Entscheidung für sehr viel Unverständnis gesorgt. 
Unabhängig davon, ob es in einer neuen Landesregierung so etwas wie ein 
Digitalisierungsministerium geben wird oder nicht – diese beiden Themen sollten unbedingt unter 
einem Dach bearbeitet werden, weil die Schnittstellen in der Praxis immens sind. 
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Antrag  WP 01 -Ä17: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: OV Kippenheim-Mahlberg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1011

 1005 Digitalisierung bedeutet Chancen. Flexibles und mobiles Arbeiten kann Zeit sparen, 
 1006 Prozesse werden effizienter und die Wertschöpfung steigt. Geschaffene Freiräume 
 1007 bringen neue Arbeitsmöglichkeiten. Die Arbeitnehmer*innen müssen an diesen Vorteilen 
 1008 dringend und unverhandelbar beteiligt werden. Aus dem von uns angestrebten Recht auf 
 1009 Homeoffice darf keine Pflicht zum Homeoffice werden. Wo sich der Job durch die 
 1010 Digitalisierung ändert, brauchen sie zielgerichtete Unterstützung durch 

 1011 Weiterbildungen und kostenfreie Bereitstellung der erforderlichen Hardware. Einer 
Aufweichung der Trennung von Arbeit und Privat, zum Beispiel 

 1012 auch was die Nutzung privater Endgeräte angeht, muss durch klare Regelungen 
 1013 entgegengewirkt werden.
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Antrag  WP 01 -Ä198: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1030

 1027 Wir fordern eine schnellere Umsetzung des Online-Zugangsgesetzes und den schnellen 
 1028 Ausbau von digitalen Verwaltungsleistungen. So sparen sich Bürger*innen den Gang zur 
 1029 Behörde und Wartezeiten. Auch innerhalb von Verwaltungen müssen Prozesse weiter 

 1030 digitalisiert werden, um effizientes und mobiles Arbeiten zu ermöglichen. Des Weiteren 
wollen wir die Chancen der Digitalisierung nutzen, um Bürger*innenbeteiligungnen und 
politische Entscheidungsprozesse niederschwelliger und für alle zugänglich zu gestalten.
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Antrag  WP 01 -Ä199: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1037

 1033 Daten sind heute so wichtig für wirtschaftlichen Erfolg und gesellschaftlichen 
 1034 Fortschritt, wie es zur Zeit der Industrialisierung Erz, Kohle oder Maschinen waren. 
 1035 Wenn unserer Gesellschaft qualitativ hochwertige Daten in großer Menge zur Verfügung 
 1036 stehen sollen, dann sollte das Land mit gutem Beispiel vorangehen und eine 

 1037 Initialzündung geben. Softwareprojekte, welche das Land finanziert, sollen nach dem "Open 
Source"-Prinzip entwickelt werden. So ist es allen Bürger*innen möglich, vom 
Kompetenzgewinn zu profitieren und die entwickelten Programme sind von der Bevölkerung 
auf Korrektheit und Sicherheit überprüfbar.
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Antrag  WP 01 -Ä140: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Heidelberg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1042

 1042

 1043

Open Source - Freie Software ist sicher und sozialdemokratisch
Software heißt quelloffen (Open Source), wenn jede*r den Quellcode eines Programms lesen 
kann. Auf diese Weise wird sichergestellt, dass ein Programm nur genau das tut, für das man 
es benutzen möchte. Schwachstellen und Fehler im Code können so durch externe 
Helfer*innen identifiziert und gelöst werden, bevor Dritte diese für eigene Zwecke ausnützen 
oder weitergeben können. Freie Software bedeutet, dass jede*r, unter Auflagen, die in einer 
Lizenz festgehalten sind, den Code oder Teile daraus benutzen und verändern kann. Dass 
öffentliche Softwareprojekte unter Open-Source-Lizenzen gut funktionieren, hat jüngst die 
Umsetzung der Corona-Warn-App durch die Bundesregierung gezeigt.

Wir fordern, dass die Landesregierung und ihre Behörden freie und quelloffene Software 
benutzt, wo es im Rahmen der Möglichkeiten liegt. Weiter soll geprüft werden, ob bestehende 
Softwareinfrastruktur kostengünstig durch Open-Source-Alternativen ersetzt werden kann. 
Insbesondere fordern wir, alle vom Land ausgeschriebenen und umgesetzten 
Softwareprojekte frei und quelloffen zu machen.
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Antrag  WP 01 -Ä122: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Konstanz
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1053

 1046 Baden-Württemberg ist Hochschulland. Unsere Hochschulen bieten durch ihre Vielfalt 
 1047 und die Vielzahl der Standorte ein sehr gutes und breites Angebot an Studiengängen. 
 1048 Vier der elf Exzellenz-Unis befinden sich in Baden-Württemberg. Neben starken 
 1049 Universitäten haben wir noch mehr zu bieten: zahlreiche Hochschulen der Angewandten 
 1050 Wissenschaften (HAWen, früher: Fachhochschulen), Pädagogische Hochschulen, die Musik- 
 1051 und Kunsthochschulen, die kirchlichen Hochschulen sowie die Duale Hochschule. Und die 
 1052 Hochschulen im Land sind attraktiv: für eine große Zahl an Studierenden und für 

 1053 Dozent*innenLehrende. Sie sind verlässliche Partnerinnen der Wirtschaft in der Innovation. 
 1054 Diese Stärken gilt es zu erhalten, zu fördern und weiter zu entwickeln.
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Antrag  WP 01 -Ä157: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Freiburg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1057

 1057 Wir sagen allen Studierenden, auch aus Nicht-EU-Ländern, in Baden-Württemberg ein 
gebührenfreies Studium zu, das 

 1058 selbstbestimmt gestaltet werden kann. Wir ermöglichen mehr Studiengänge in Teilzeit 
 1059 und Zugänge zu Weiterbildung. Quereinsteiger*innen werden entsprechend ihrem Bedarf 
 1060 gefördert. Digitale Lehre wird fester Bestandteil der Studienangebote. Dafür 
 1061 unterstützen wir die Hochschulen in ihrem Streben nach hohen didaktische Standards 
 1062 und angemessener technischer Ausstattung. Bei den internen Auswahlverfahren werden 
 1063 Kriterien wie Praktika, Freiwilligenarbeit und berufliche Erfahrung durchgängig 
 1064 berücksichtigt. 
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Antrag  WP 01 -Ä200: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1057 - 1058

 1057 Wir sagen allen StudierendenStudieren in Baden-Württemberg ein gebührenfreies Studium 
zu, das soll kostenfrei und 

 1058 selbstbestimmt gestaltet werden kannsein. Wir ermöglichen mehr Studiengänge in Teilzeit 
 1059 und Zugänge zu Weiterbildung. Quereinsteiger*innen werden entsprechend ihrem Bedarf 
 1060 gefördert. Digitale Lehre wird fester Bestandteil der Studienangebote. Dafür 
 1061 unterstützen wir die Hochschulen in ihrem Streben nach hohen didaktische Standards 
 1062 und angemessener technischer Ausstattung. Bei den internen Auswahlverfahren werden 
 1063 Kriterien wie Praktika, Freiwilligenarbeit und berufliche Erfahrung durchgängig 
 1064 berücksichtigt. 
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Antrag  WP 01 -Ä100: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Tübingen
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1062

 1057 Wir sagen allen Studierenden in Baden-Württemberg ein gebührenfreies Studium zu, das 
 1058 selbstbestimmt gestaltet werden kann. Wir ermöglichen mehr Studiengänge in Teilzeit 
 1059 und Zugänge zu Weiterbildung. Quereinsteiger*innen werden entsprechend ihrem Bedarf 
 1060 gefördert. Digitale Lehre wird fester Bestandteil der Studienangebote. Dafür 
 1061 unterstützen wir die Hochschulen in ihrem Streben nach hohen didaktische Standards 

 1062 und angemessener technischer Ausstattung. Dazu gehört auch eine gute Ausstattung der 
Universitätsbibliotheken mit ausreichend Arbeitsplätzen mit Steckdosen, arbeitsfähigem 
WLAN und Computern. Bei den internen Auswahlverfahren werden 

 1063 Kriterien wie Praktika, Freiwilligenarbeit und berufliche Erfahrung durchgängig 
 1064 berücksichtigt. 
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Antrag  WP 01 -Ä201: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1062

 1057 Wir sagen allen Studierenden in Baden-Württemberg ein gebührenfreies Studium zu, das 
 1058 selbstbestimmt gestaltet werden kann. Wir ermöglichen mehr Studiengänge in Teilzeit 
 1059 und Zugänge zu Weiterbildung. Quereinsteiger*innen werden entsprechend ihrem Bedarf 
 1060 gefördert. Digitale Lehre wird fester Bestandteil der Studienangebote. Dafür 
 1061 unterstützen wir die Hochschulen in ihrem Streben nach hohen didaktische Standards 

 1062 und angemessener technischer Ausstattung. Dabei gilt für uns der Grundsatz, dass eine 
ausreichende Grundfinanzierung an allen Hochschulen gegeben sein muss, bevor wir 
besonders starke Universitäten und Hochschulen fördern. Bei den internen Auswahlverfahren 
werden 

 1063 Kriterien wie Praktika, Freiwilligenarbeit und berufliche Erfahrung durchgängig 
 1064 berücksichtigt. 
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Antrag  WP 01 -Ä123: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Konstanz
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1064

 1057 Wir sagen allen Studierenden in Baden-Württemberg ein gebührenfreies Studium zu, das 
 1058 selbstbestimmt gestaltet werden kann. Wir ermöglichen mehr Studiengänge in Teilzeit 
 1059 und Zugänge zu Weiterbildung. Quereinsteiger*innen werden entsprechend ihrem Bedarf 
 1060 gefördert. Digitale Lehre wird fester Bestandteil der Studienangebote. Dafür 
 1061 unterstützen wir die Hochschulen in ihrem Streben nach hohen didaktische Standards 
 1062 und angemessener technischer Ausstattung. Bei den internen Auswahlverfahren werden 
 1063 Kriterien wie Praktika, Freiwilligenarbeit und berufliche Erfahrung durchgängig 

 1064 berücksichtigt. Um mehr Menschen internationale Erfahrung zu ermöglichen wollen wir die 
Hürden dahingehend abbauen, dass wir uns für mehr Sprachkurse sowie eine bessere 
Anrechenbarkeit ausländischer Kurse an deutschen Hochschulen einsetzen.
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Antrag  WP 01 -Ä202: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1064

 1057 Wir sagen allen Studierenden in Baden-Württemberg ein gebührenfreies Studium zu, das 
 1058 selbstbestimmt gestaltet werden kann. Wir ermöglichen mehr Studiengänge in Teilzeit 
 1059 und Zugänge zu Weiterbildung. Quereinsteiger*innen werden entsprechend ihrem Bedarf 
 1060 gefördert. Digitale Lehre wird fester Bestandteil der Studienangebote. Dafür 
 1061 unterstützen wir die Hochschulen in ihrem Streben nach hohen didaktische Standards 
 1062 und angemessener technischer Ausstattung. Bei den internen Auswahlverfahren werden 
 1063 Kriterien wie Praktika, Freiwilligenarbeit und berufliche Erfahrung durchgängig 

 1064 berücksichtigt. Wir setzen uns für eine Erhöhung des Maximalsatztes für die 
Erasmusförderung ein, um mehr Menschen internationale Erfahrung zu ermöglichen. 
Außerdem wollen wir die Hürden auch dahingehend abbauen, dass wir uns für mehr 
Sprachkurse sowie eine bessere Anrechenbarkeit ausländischer Kurse an deutschen 
Hochschulen einsetzen.
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Antrag  WP 01 -Ä158: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Freiburg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1066

 1065 Wir sagen allen Baden-Württembergischen Bachelor-Absolvent*innen einen 

 1066 Masterstudienplatz zu. Sofern ein entsprechender Masterstudiengang angeboten wird, soll 
dieser an derselben Hochschule sein. Unser Ziel ist ein sehr gutes Betreuungsverhältnis von 

 1067 Lehrenden zu Studierenden in jedem Studiengang. Die HAWen müssen weiter so viele 
 1068 Studierende wie 2015 zulassen. Gleichzeitig wollen wir die Berufsbefähigung der 
 1069 Bachelor-Absolvent*innen hervorheben.
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Antrag  WP 01 -Ä203: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1071

 1070 Alle Statusgruppen[34] sind zukünftig in den Senaten der Hochschulen paritätisch 

 1071 vertreten. Wir bekennen uns außerdem klar zu einer politischen Hochschule. Die Verfasste 
Studierendenschaft (VS) werden wir stärken und wieder mit 

 1072 einem politischen Mandat ausstatten. So fördern wir die Vertretungen der Studierenden 
 1073 in ihrer Mitsprache und ihrem politischen Engagement. Sie erhalten zukünftig im 
 1074 Rektorat eine Ansprechperson, mit einer Pro-Rektoren-Stelle für studentische Belange.
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Antrag  WP 01 -Ä101: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Tübingen
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1073

 1070 Alle Statusgruppen[34] sind zukünftig in den Senaten der Hochschulen paritätisch 
 1071 vertreten. Die Verfasste Studierendenschaft (VS) werden wir stärken und wieder mit 
 1072 einem politischen Mandat ausstatten. So fördern wir die Vertretungen der Studierenden 

 1073 in ihrer Mitsprache und ihrem politischen Engagement. Wir stellen uns klar gegen eine 
Entpolitisierung der Hochschulen. Verboten, beispielsweise von dem Verteilen von 
Infomaterialien, die die Hochschulen zu einem unpolitischen Raum machen wollen, stellen 
wir uns klar entgegen. Politische Willensbildung muss an den Hochschulen gefördert und 
nicht verhindert werden. Sie erhalten zukünftig im 

 1074 Rektorat eine Ansprechperson, mit einer Pro-Rektoren-Stelle für studentische Belange.
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Antrag  WP 01 -Ä204: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1073 - 1074

 1070 Alle Statusgruppen[34] sind zukünftig in den Senaten der Hochschulen paritätisch 
 1071 vertreten. Die Verfasste Studierendenschaft (VS) werden wir stärken und wieder mit 
 1072 einem politischen Mandat ausstatten. So fördern wir die Vertretungen der Studierenden 

 1073 in ihrer Mitsprache und ihrem politischen Engagement. Sie erhaltenDie Studierenden werden
 zukünftig im 

 1074 Rektorat eine Ansprechpersondurch ein studentisches Prorektorat vertreten, mit einer Pro-
Rektoren-Stellewelches sich für studentische Belange einsetzt. Die oder der studentische 
Prorektor*in wird vom Studierendenparlament mit absoluter Mehrheit gewählt und erhält 
eine angemessene Aufwandsentschädigung.
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Antrag  WP 01 -Ä124: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Konstanz
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1075

 1075 Wir bekennen uns außerdem klar zu einer politischen Hochschule. Eine reflektierte 
Gesellschaft darf vor den Toren der Hochschulen nicht aufhören. Daher setzten wir uns auch 
für Freiräume für Studierende ein, in denen sich eine solche Gesellschaft bilden kann.
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Antrag  WP 01 -Ä205: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1077 - 1078

 1077 Wir wollen die Studierendenwerke stärken und setzen uns zum Ziel, die Zahl der 
 1078 Wohnheimplätze auf 38.000bis zum Jahr 2030 für mindestens 20% der Studierenden 

Wohnheimplätzen zur Verfügung zu erhöhenstellen, sowie die Verpflegung der Studierenden 
vor Ort 

 1079 sicherzustellen. Dafür soll es einen Hochschulsozialpakt von Bund und Ländern geben. 
 1080 Die Studierendenwerke werden gemeinsam mit den Hochschulen dafür sorgen, dass eigene 
 1081 Kinder kein Hindernis für ein Studium sind und Plätze zur Betreuung von Kindern im 
 1082 Alter von 0 bis 6 Jahren anbieten.
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Antrag  WP 01 -Ä159: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Freiburg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1083

 1083 Auch den Wohnraum für Auszubildende fördern wir stärker. Gerade für junge Menschen,  in 
Ausbildung, 

 1084 die keinen Ausbildungsplatz in Wohnortnähe finden, ist bezahlbarer und verfügbarer 
 1085 Wohnraum entscheidend. Dies ermöglicht es Auszubildenden, nach ihren persönlichen 
 1086 Interessen Ausbildungsplätze anzunehmen und auch abseits ihres Elternhauses ins Leben 
 1087 zu starten.

OpenSlides - Digitaler SPD-Landesparteitag
14.11.2020

226 / 277



Antrag  WP 01 -Ä102: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Tübingen
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1095

 1088 Die Studierendenwerke leisten über verschiedene Beratungsangebote einen wichtigen 
 1089 Beitrag zur Bewältigung des Studiums. Diese Beratungen müssen weiterhin kostenfrei 
 1090 und niedrigschwellig angeboten werden. Wir wollen, dass Studierende unkompliziert 
 1091 Leistungen nach BAföG beantragen können und die Antragstellung digitalisiert und 
 1092 vereinfacht wird. Die Studierendenwerke erhalten für die Bearbeitung der Anträge 
 1093 einen kostendeckenden Zuschuss. Sie müssen so finanziert werden, dass zusätzliche 
 1094 Kosten nicht auf Studierende abgewälzt werden. Wir ermöglichen, dass die Werke ein 

 1095 landesweites Semesterticket ausgeben. Um ein attraktives Modell zu schaffen, werden wir ein 
solches landesweites Semesterticket ausreichend finanziell bezuschussen.
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Antrag  WP 01 -Ä206: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1095

 1088 Die Studierendenwerke leisten über verschiedene Beratungsangebote einen wichtigen 
 1089 Beitrag zur Bewältigung des Studiums. Diese Beratungen müssen weiterhin kostenfrei 
 1090 und niedrigschwellig angeboten werden. Wir wollen, dass Studierende unkompliziert 
 1091 Leistungen nach BAföG beantragen können und die Antragstellung digitalisiert und 
 1092 vereinfacht wird. Die Studierendenwerke erhalten für die Bearbeitung der Anträge 
 1093 einen kostendeckenden Zuschuss. Sie müssen so finanziert werden, dass zusätzliche 
 1094 Kosten nicht auf Studierende abgewälzt werden. Wir ermöglichen, dass die Werke ein 

 1095 landesweites Semesterticket ausgeben. Die Förderung der Studierendenwerke des Landes 
werden erhöht, denn Studierendenwerke sind soziale Einrichtungen und trotz des 
berechtigten Strebens nach Effizienz keine wirtschaftlichen Betriebe.
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Antrag  WP 01 -Ä103: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Tübingen
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1096

 1096 Wir setzen uns zum Ziel, den Hochschulsport gebührenfrei anzubieten. Die 
Studierendenwerke müssen ihrer Rolle als Partner der Studierenden vollumfänglich 
nachkommen. Das beinhaltet vor allem Aufgaben im Bereich der Betreuung und Förderung 
der Studierenden. Um dies sicherzustellen, stärken wir die Rolle der Studierenden in den 
Verwaltungsräten.
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Antrag  WP 01 -Ä139: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Heidelberg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1096

 1096 Wir setzen uns zum Ziel, Sprachkurse und den Hochschulsport gebührenfrei anzubieten.
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Antrag  WP 01 -Ä160: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Freiburg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1115

 1113 Die Höhe der Forschungsmittel sowie die Anzahl von Promotionen und Publikationen 
 1114 weisen Baden-Württemberg als exzellentes Hochschulland aus. Junge vielversprechende 

 1115 Wissenschaftler*innen machen die Hochschulen international konkurrenzfähig. Wir Um diese 
Konkurrenzfähigkeit zu erhalten, erhöhen wir die Grundfinanzierung und stellen diese 
langfristig sicher. Wir 

 1116 wollen Stellen für wissenschaftliche Mitarbeitende abseits von Professuren ausbauen 
 1117 und weitere Personalkategorien schaffen. 
 1118 An der Experimentierklausel für ein befristetes und thematisch gebundenes 
 1119 Promotionsrecht für Verbünde der HAWen halten wir fest. Wir motivieren die 
 1120 Hochschulen, diese Regelung zur Verleihung von Doktortiteln umzusetzen.
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Antrag  WP 01 -Ä207: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1123

 1121 Digitalisierung ist ein wichtiger Aspekt exzellenter Forschung und Lehre. Im Sinne 
 1122 des „Hochschulforums Digitalisierung“ sollen in Deutschland und international Lern- 

 1123 und Lehrangebote sichtbar und zugänglich gemacht werden. Hochschulen sollen finanzielle 
Förderungen erhalten, um die nötige Infrastruktur und Schulungen für digitale Lehre und 
Forschung herstellen zu können.
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Antrag  WP 01 -Ä208: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1124

 1124 Wir werden einen neuen Lehrstuhl für Inklusion im Sport einrichten. Unsere Hochschulen 
sollen vollständig barrierefrei werden, hierzu sollen ausreichend finanzielle Mittel zur 
Verfügung gestellt werden

OpenSlides - Digitaler SPD-Landesparteitag
14.11.2020

233 / 277



Antrag  WP 01 -Ä18: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: OV Kippenheim-Mahlberg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1170

 1166 Wir setzen uns dafür ein, dass die Personalentwicklung bei der Polizei langfristig 
 1167 und mit Weitsicht erfolgt. Pensionswellen sind absehbar und müssen bei der 
 1168 Personalplanung rechtzeitig berücksichtigt werden. Eine vorausschauende 
 1169 Personalplanung, die sich am Bedarf und nicht nach Kassenlage richtet, ist unser 

 1170 Ziel. Wir machen uns für eine Laufbahnreform stark und fordern die Einführung der 
zweigeteilten Laufbahn, um die Durchlässigkeit bei der 

 1171 Polizei weiter auszubauen. So bleibt der Polizeiberuf attraktiv.
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Antrag  WP 01 -Ä161: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Freiburg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1174

 1172 Den Freiwilligen Polizeidienst lehnen wir ab, denn Polizisten müssen gut ausgebildet 
 1173 sein - egal, auf welche Einsatzlage sie treffen. Das können nur hauptamtliche Kräfte 

 1174 leisten. Wir fordern eine unabhängige Meldestelle außerhalb der Polizeistrukturen für 
rechtsextreme Tendenzen und Strukturen in der Landespolizei

Das staatliche Gewaltmonopol muss durch eine personell angemessen ausgestattete 
Landespolizei sichergestellt und wahrgenommen werden. Wir sprechen uns dagegen aus, 
dass polizeiliche Aufgaben weiter auf nicht ausreichend ausgebildete und versicherte 
Gemeindeangestellte verlagert werden, um die Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger zu 
gewährleisten, deren Finanzierung zudem Kommunen belastet.

Wo schon GVD bestehen, sollen diese eine Ausbildungsdauer mindestens im Umfang derer 
für den mittleren Polizeidienst absolvieren müssen. Deeskalation muss dabei im Vordergrund 
stehen.

Die Absicherung und Versorgung der Mitarbeiter*innen muss der der Landespolizei 
entsprechen.

Der zunehmenden Bewaffnung und dem Einsatz in Konfliktlagen stehen wir kritisch 
gegenüber.
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Antrag  WP 01 -Ä209: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1176 - 1178

 1175 Wir begrüßen eine wissenschaftliche Studie des Bundes in Kooperation mit den Ländern 

 1176 zum Thema Racial Profiling[38] und möglichen rassistischen Tendenzen in der Polizei. 
 1177 Die Polizei muss das Vertrauen aller Bürger*innen genießen können. Wir stärken damit 
 1178 auch die Polizist*innen, die sich kritisch gegen solche möglichen Tendenzen stellen. 
 1179 Die Ergebnisse können eine offene Lern- und Fehlerkultur fördern.
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Antrag  WP 01 -Ä162: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Freiburg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1179

 1175 Wir begrüßen eine wissenschaftliche Studie des Bundes in Kooperation mit den Ländern 
 1176 zum Thema Racial Profiling[38] und möglichen rassistischen Tendenzen in der Polizei. 
 1177 Die Polizei muss das Vertrauen aller Bürger*innen genießen können. Wir stärken damit 
 1178 auch die Polizist*innen, die sich kritisch gegen solche möglichen Tendenzen stellen. 

 1179 DieAuf Basis der Ergebnisse können eine offene Lern- und Fehlerkultur fördernwerden wir 
weitere politische Maßnahmen treffen.
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Antrag  WP 01 -Ä210: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1179

 1175 Wir begrüßen eine wissenschaftliche Studie des Bundes in Kooperation mit den Ländern 
 1176 zum Thema Racial Profiling[38] und möglichen rassistischen Tendenzen in der Polizei. 
 1177 Die Polizei muss das Vertrauen aller Bürger*innen genießen können. Wir stärken damit 
 1178 auch die Polizist*innen, die sich kritisch gegen solche möglichen Tendenzen stellen. 

 1179 Die Ergebnisse können eine offene Lern- und Fehlerkultur fördern. Sollte auf Bundesebene 
keine entsprechende Studie zustandekommen, streben wir nach vorliegendem Vorschlag eine 
eigene Studie der Länder an.

Wir stehen für einen klaren rechtlichen Rahmen der Polizeiarbeit im Land. Nicht zuletzt, um 
unseren Polizist*innen Rechtssicherheit für ihr Handeln im Dienst zu geben. Die letzten 
beiden Neufassungen des baden-württembergischen Polizeigesetzes haben dazu nicht 
beigetragen - im Gegenteil. Deshalb wollen wir die Reformen 2017 und 2020 rückgängig 
machen.
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Antrag  WP 01 -Ä58: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Land
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1192

 1191 Die Feuerschutzsteuer muss auch weiterhin 1:1 an die Feuerwehren weitergegeben 

 1192 werden. So bleiben unsere Feuerwehren leistungsfähig und stark. Fehlalarmierungen der 
Feuerwehr müssen mit höheren Strafbeträgen geahndet werden.“
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Antrag  WP 01 -Ä59: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Land
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1213

 1212 Tarifabschlüsse für die Angestellten im öffentlichen Dienst sollen zeit- und 

 1213 inhaltsgleich auf Beamt*innen übertragen werden. Die SPD setzt für eine Angleichung von 
Beamten und Angestellten im öffentlichen Dienst ein, bei vollem Besoldungsausgleich.

OpenSlides - Digitaler SPD-Landesparteitag
14.11.2020

240 / 277



Antrag  WP 01 -Ä156: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Freiburg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1218 - 1226

 1218 Wir wollen Geflüchtete mit Bleiberecht gut in unsere Gesellschaft integrieren. Wenn 
 1219 rechtskräftige Abschiebungen vollzogen werden müssen, müssen sie der Prämisse der 
 1220 Menschlichkeit folgen. Deshalb lehnen wir Abschiebung, insbesondere von Kindern und 

Jugendlichen 
 1221 direkt aus Bildungsstätten heraus , lehnen wir ab. Wir wollen auch weiterhin die freiwillige 
 1222 Ausreise von Ausreisepflichtigen fördern und setzen hierzu auf unterstützende 
 1223 Beratungsangebote unter Berücksichtigung der medizinischen Lage der Betroffenen und 
 1224 der Situation in der Ankunftsregion. Die Härtefallkommission muss wieder den 
 1225 Stellenwert erhalten, den sie seit ihrer Gründung unter den verschiedensten 
 1226 Landesregierungen hatte und ihre Entscheidungen sind für uns bindend. Es ist ein 

unhaltbarer Zustand, dass der derzeitige CDU-
 1227 Innenminister sorgsam gefällte Entscheidungen der Kommission bisweilen nur in rund 50 
 1228 Prozent der Fälle folgt.
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Antrag  WP 01 -Ä68: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Breisgau-Hochschwarzwald
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1218 - 1220

 1218 Wir wollen Geflüchtete mit Bleiberecht gut in unsere Gesellschaft integrieren. Wenn 
 1219 rechtskräftige Abschiebungen vollzogen werden müssen, müssen sie der Prämisse der 
 1220 Menschlichkeit folgen. Deshalb lehnen wir AbschiebungAbschiebungen von Kindern und 

Jugendlichen , insbesondere wenn diese unbegleitet sind, lehnen wir ab. Wenn rechtskräftige 
Abschiebungen vollzogen werden müssen, müssen sie der Prämisse der Menschlichkeit 
folgen. Deshalb lehnen wir z.B. Abschiebungen 

 1221 direkt aus Bildungsstätten heraus ab. Wir wollen auch weiterhin die freiwillige 
 1222 Ausreise von Ausreisepflichtigen fördern und setzen hierzu auf unterstützende 
 1223 Beratungsangebote unter Berücksichtigung der medizinischen Lage der Betroffenen und 
 1224 der Situation in der Ankunftsregion. Die Härtefallkommission muss wieder den 
 1225 Stellenwert erhalten, den sie seit ihrer Gründung unter den verschiedensten 
 1226 Landesregierungen hatte. Es ist ein unhaltbarer Zustand, dass der derzeitige CDU-
 1227 Innenminister sorgsam gefällte Entscheidungen der Kommission bisweilen nur in rund 50 
 1228 Prozent der Fälle folgt.

OpenSlides - Digitaler SPD-Landesparteitag
14.11.2020

242 / 277



Antrag  WP 01 -Ä125: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Konstanz
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1258

 1254 Wir wollen die Gerichte und Staatsanwaltschaften weiterhin personell und sachlich 
 1255 besser ausstatten. Damit wir auch in Zukunft genügend Fachkräfte haben, verstärken 
 1256 wir die Ausbildung im Strafvollzug und in den Gerichten. Wir haben mit der Reform der 
 1257 Ausbildung für Gerichtsvollzieher*innen gezeigt, dass wir die Justiz als Ausbilderin 

 1258 attraktiver gestalten müssen. Um die Nachwuchsprobleme bei den Gerichten und den 
Staatsanwaltschaften zu beheben, muss auch die Ausbildung der Jurist*innen verbessert 
werden. Dazu gehört, die online Plattform „elan-Ref“ zu einer echten e-learning Plattform für 
die Vorbereitung auf das zweite Staatsexamen, gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit 
anderen Bundesländern, auszubauen. Außerdem soll von den tatsächlich geschriebenen 
Examensklausuren je Durchgang pro Rechtsgebiet mindestens eine Klausur mit Lösungsskizze 
veröffentlicht werden, um eine prüfungsorientierte Vorbereitung zu ermöglichen. Die Häuser 
des Jugendrechts[39] sind eine 

 1259 Erfolgsgeschichte und haben viele Erfolge junger Menschen ermöglicht. Deshalb wollen 
 1260 wir diese Einrichtungen weiter ausbauen.
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Antrag  WP 01 -Ä19: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: OV Kippenheim-Mahlberg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1260

 1254 Wir wollen die Gerichte und Staatsanwaltschaften weiterhin personell und sachlich 
 1255 besser ausstatten. Damit wir auch in Zukunft genügend Fachkräfte haben, verstärken 
 1256 wir die Ausbildung im Strafvollzug und in den Gerichten. Wir haben mit der Reform der 
 1257 Ausbildung für Gerichtsvollzieher*innen gezeigt, dass wir die Justiz als Ausbilderin 
 1258 attraktiver gestalten müssen. Die Häuser des Jugendrechts[39] sind eine 
 1259 Erfolgsgeschichte und haben viele Erfolge junger Menschen ermöglicht. Deshalb wollen 

 1260 wir diese Einrichtungen zunächst vorrangig in den Großstädten in Baden-Württemberg weiter 
ausbauen.
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Antrag  WP 01 -Ä211: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1268

 1268 Dauerkläger*innen sollen deutlich stärker an den finanziellen Kosten der Prozesse beteiligt 
werden.“
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Antrag  WP 01 -Ä28: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: OV Mannheim-Neckarau-Almenhof-Niederfeld
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1275

 1271 Guter Verbraucherschutz muss dafür sorgen, dass Verbraucher*innen ihre Rechte kennen. 
 1272 Dazu brauchen wir landesweit Angebote, um über Produkte und Dienstleistungen zu 
 1273 informieren. Die Verbraucherzentralen leisten bei uns im Land hervorragende Arbeit. 
 1274 Damit diese Leistungen landesweit gleichermaßen verfügbar sind, wollen wir die 

 1275 Personalausstattung und die Ausstattung für Beratungen per Telefon und online verbessern. 
Vor allem für die 

 1276 Beratung bei Bank- und Versicherungsleistungen oder auch Alterssicherung und Online-
 1277 Handel gibt es erheblichen Bedarf zur Aufstockung.

Begründung

(Begründung erfolgt mündlich)
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Antrag  WP 01 -Ä212: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1278

 1278 Besonders bei Lebensmitteln setzen wir uns für eine nachvollziehbare und verbindliche 
Kennzeichnung 

 1279 von Herkunft und bei tierischen Produkten auch von Haltungsformen ein. Dabei sollen 
 1280 verarbeitete Produkte wie Eiernudeln oder Wurstwaren ausdrücklich einbezogen werden.
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Antrag  WP 01 -Ä213: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1289

 1289 Kultur ist die Seele Europas und ein nicht zu unterschätzender Wirtschaftsfaktor. Diese 
Kernaussage europäischer Kulturpolitik gilt 

 1290 allemal für unser Land Baden-Württemberg, das mitten in Europa liegt. Baden-
 1291 Württemberg hat eine herausragende Kulturlandschaft, die von Spitzenkunst, 
 1292 vielfältigen Kultureinrichtungen und einem breiten ehrenamtlichen Engagement geprägt 
 1293 ist - einzigartig in Europa. In kaum einem anderen Bundesland gibt es eine 
 1294 vergleichbare Anzahl von Theatern, Orchestern, Museen, freien Ensembles, 
 1295 soziokulturellen Zentren, Vereinen, Literatureinrichtungen, Festivals, Bibliotheken, 
 1296 Archiven, Gedenkstätten, Akademien, Musikschulen und Hochschulen.
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Antrag  WP 01 -Ä250: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Stadt
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1306

 1302 In Zeiten der Corona-Epidemie wurde vielen Menschen erst deutlich, wie wichtig Kunst, 
 1303 Kultur und Sport in unserem Leben sind. Unser Ziel ist, ein Kultursterben in Folge 
 1304 der Krise zu verhindern und neue Impulse zu ermöglichen. Soloselbstständigen 
 1305 Künstler*innen und Kreativen soll durch Fördermaßnahmen der Einstieg in die 

 1306 Digitalisierung ihrer Tätigkeit erleichtert werden. Zusätzlich setzen wir uns auf Bundesebene 
dafür ein, dass ein Grundeinkommen für Künstlerinnen und Künstler eingeführt wird.

Begründung

Jede Künstlerin und jeder Künstler, der in die KSK einbezahlt, sollte ein würdiges Dasein 
ermöglicht werden. Die Pandemie hat insbesondere diese Gruppe von arbeitenden Menschen 
sehr stark betroffen und die Krise wird für diese noch lange anhalten. Kunst sollte aber nicht 
(alleine) dem Markt überlassen werden.

Wie das Grundeinkommen ausgestaltet werden kann, ist Sache von Fachleuten. Folgende Ideen 
dienen als Anhaltspunkt:

Die Höhe des monatlichen Grundeinkommens sollte ca. 1.200 € betragen.1. 

Das Grundeinkommen kann in einem ersten Schritt mit der Einkommenssteuer verrechnet 2. 
werden d.h. macht der Künstler Gewinn, wird dieser von dem ausbezahlten Grundeinkommen 
abgezogen.
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Antrag  WP 01 -Ä81: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Rhein-Neckar
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1321

 1321 Wir stehen dazu, die Zukunft der starken Künste in Form von Theatern, Kinos, Orchestern und 
 1322 Museen zu sichern. Die Vielfalt in Baden-Württemberg lebt von etablierten Kulturorten 
 1323 wie von innovativen Kunstformen, der kulturellen Bildung, der interkulturellen und 
 1324 der soziokulturellen Arbeit. Soziokulturelle Zentren leisten einen wesentlichen 
 1325 Beitrag zur kulturellen Grundversorgung der Bürger*innen besonders auch im ländlichen 
 1326 Räum. Ohne ehrenamtliches Engagement könnten die soziokulturellen Einrichtungen kaum 
 1327 bestehen. Zugleich stellen sie ein wichtiges Sprungbrett für den künstlerischen 
 1328 Nachwuchs dar und müssen weiterhin gefördert werden.
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Antrag  WP 01 -Ä214: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1326

 1321 Wir stehen dazu, die Zukunft der starken Künste in Form von Theatern, Orchestern und 
 1322 Museen zu sichern. Die Vielfalt in Baden-Württemberg lebt von etablierten Kulturorten 
 1323 wie von innovativen Kunstformen, der kulturellen Bildung, der interkulturellen und 
 1324 der soziokulturellen Arbeit. Soziokulturelle Zentren leisten einen wesentlichen 
 1325 Beitrag zur kulturellen Grundversorgung der Bürger*innen besonders auch im ländlichen 

 1326 RäumRaum. Die Hürden für Kommunen ein soziokulturelles Zentrum zu gründen und 
Fördermittel zum Land zu erhalten, wollen wir senken. Ohne ehrenamtliches Engagement 
könnten die soziokulturellen Einrichtungen kaum 

 1327 bestehen. Zugleich stellen sie ein wichtiges Sprungbrett für den künstlerischen 
 1328 Nachwuchs dar und müssen weiterhin gefördert werden.
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Antrag  WP 01 -Ä60: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Land
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1328

 1321 Wir stehen dazu, die Zukunft der starken Künste in Form von Theatern, Orchestern und 
 1322 Museen zu sichern. Die Vielfalt in Baden-Württemberg lebt von etablierten Kulturorten 
 1323 wie von innovativen Kunstformen, der kulturellen Bildung, der interkulturellen und 
 1324 der soziokulturellen Arbeit. Soziokulturelle Zentren leisten einen wesentlichen 
 1325 Beitrag zur kulturellen Grundversorgung der Bürger*innen besonders auch im ländlichen 
 1326 Räum. Ohne ehrenamtliches Engagement könnten die soziokulturellen Einrichtungen kaum 
 1327 bestehen. Zugleich stellen sie ein wichtiges Sprungbrett für den künstlerischen 

 1328 Nachwuchs dar und müssen weiterhin gefördert werden. Das Ehrenamt ist zu stärken.
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Antrag  WP 01 -Ä82: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Rhein-Neckar
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1331 - 1332

 1331 Kultur unterliegt einem ständigen Wandel. Wir werden den Kulturbegriff mit Blick auf 
 1332 Institutionen wie Clubs diskutieren und eine Ausweitung der Förderfähigkeit prüfeneinem 

Förderprogramm dem Club-Sterben entgegenwirken.
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Antrag  WP 01 -Ä215: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1337 - 1340

 1336 Der Fördertopf für Neubau, Sanierung und Modernisierung von Sport- und 

 1337 Schulsportstätten muss aufgestockt werden. Eigentlich ermöglichen dieDie Richtlinien des 
 1338 Landes sehen einen Zuschuss zu den förderfähigen Kosten von bis zu 30 Prozent.. In der 
 1339 Praxis der grün-schwarzen Regierung30% vor. Antragsstellende erhalten die 

Antragsstellenden deutlichmomentan unter Grün-Schwarz jedoch spürbar weniger, 
 1340 weil sonst viel zu wenige. Eine deutliche Aufstockung des Fördertopfes ist zwingend, um alle

 Vereine überhaupt zum Zug kommen. zu erreichen und zu stärken.
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Antrag  WP 01 -Ä20: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Neckar-Odenwald
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1340

 1336 Der Fördertopf für Neubau, Sanierung und Modernisierung von Sport- und 
 1337 Schulsportstätten muss aufgestockt werden. Eigentlich ermöglichen die Richtlinien des 
 1338 Landes einen Zuschuss zu den förderfähigen Kosten von bis zu 30 Prozent.. In der 
 1339 Praxis der grün-schwarzen Regierung erhalten die Antragsstellenden deutlich weniger, 

 1340 weil sonst viel zu wenige Vereine überhaupt zum Zug kommen. Zudem sollen Möglichkeiten 
der durchgehenden Kombination von kommunaler und Vereinsförderung bei Sportstätten 
geschaffen werden.
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Antrag  WP 01 -Ä21: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: OV Kippenheim-Mahlberg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1357

 1357 Unterstützung respektive Beratung der Kultur- und Sportvereine bei der überfachlichen 
Jugendarbeit.
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Antrag  WP 01 -Ä61: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Land
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1365

 1359 Durch die Einführung der Ganztagsschulen und G8 stehen Sport- und Musikvereine vor 
 1360 Herausforderungen. Wir brauchen neue Formen der Zusammenarbeit von Schule und 
 1361 Vereinen. Schulen müssen sich öffnen und Vereinen Platz geben. Wir wollen diese 
 1362 Zusammenarbeit unterstützen. Zum Beispiel mit langfristigen Vereinbarungen zur 
 1363 Kooperation und besserer Bezahlung für die ehren- und hauptamtlichen 
 1364 Mitarbeiter*innen. Das erfolgreiche Modell der Monetarisierung von Lehrerstunden[40]

 1365 bei Ganztagsgrundschulen zur Einbindung von Vereinen wollen wir ausweiten. In der 
Ganztagesschule muss es den Schüler*innen möglich sein, weiterhin am außerschulischen 
Einzelunterricht teilzunehmen.

Begründung

Viele Ganztagesschüler*innen streichen ihren musikalischen Einzelunterricht, da es nicht mehr in 
die Tagesplanung passt.
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Antrag  WP 01 -Ä230: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Bodensee
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1368

 1368

 1369

Junges Engagement wertschätzen - Jugendverbandsarbeit fördern
Die Jugendverbandsarbeit prägt das Leben vieler jungen Menschen. Wir wissen, wieviel 
tausende Ehrenamtliche und Engagierte jeden Tag leisten und welche Bedeutung diese Arbeit 
für den sozialen Zusammenhalt. Diese Arbeit wollen wir daher stärker unterstützen. Die 
Fördertagessätze für Jugendarbeit wollen wir weiter erhöhen und dem realen Förderbedarf 
von 25 EUR je Tag anpassen. Den Betreuungszuschuss und die Tagessätze für Qualifikation 
und Bildung von Jugendleiter*innen wollen wir erhöhen und ein besseres 
Betreuungsverhältnis von Betreuern/Kindern fördern.
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Antrag  WP 01 -Ä22: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Heidelberg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1369

 1369 In die Zukunft investieren – aktiv handelnden Staat sichern 

Tatkräftige Arbeitnehmer*innen und Unternehmer*innen sowie unsere kompetente Finanz- 
und Steuerverwaltung sind die Grundpfeiler für gesunde Finanzen in unserer Heimat Baden-
Württemberg. In dieser starken Tradition wollen wir in einer mehr und mehr digitalen und 
globalen Umgebung unser Land robust für die Zukunft machen.

 1370

Dabei ist Finanzpolitik Werkzeug, nicht Selbstzweck. Wir wollen eine Bewirtschaftung der 
Einnahmen und Ausgaben, die den politischen Zielen das Feld bereitet, aber nicht an deren 
Stelle tritt. 

Die verfügbaren Einnahmequellen müssen in sozialer Verantwortung und unter Beachtung 
der langfristigen ökologischen, wirtschaftlichen und kulturellen Auswirkungen genutzt 
werden. Die Ausgaben sind, soweit Spielräume bestehen, nach klaren Rangfolgen zuzuordnen 
und eher zu bündeln als breit zu streuen. 

 1371

Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit
Die Verbundenheit des Landes mit der Wirtschaft und die besondere Bedeutung der 
Landespolitik für den Wert von Grund und Boden, für den Wert von Betriebs- und anderen 
Vermögenwerten muss einen angemessenen Anteil der wichtigsten Landessteuern an den 
Einnahmen zur Folge haben:  Erbschaftsteuer, Grunderwerbsteuer, Schenkungsteuer, 
Vermögensteuer (die seit 1997 nicht mehr erhoben wird). Dies gilt auch für die Landesanteile 
an den Gemeinschaftssteuern: Einkommensteuer, Körperschaftsteuer, Umsatzsteuer, 
Kapitalertragsteuer. Wir wollen, dass alle Bürger, Bürgerinnen und Unternehmen unseres 
Landes nach Können, Vermögen und Leistungsfähigkeit zur Finanzierung der öffentlichen 
Ausgaben und somit unseres Gemeinwesens beitragen.

Geld und Wissen für die sozial-ökologische Transformation
Eine Finanzpolitik mit sozialdemokratischer Handschrift übernimmt mit gezielten 
Förderungen Verantwortung im Strukturwandel in Richtung Digitalisierung und in der großen 
Transformation in eine fossilfreie Energieversorgung. Diese Transformation wird wesentlich 
durch Forschung, Bildung und Weiterbildung für alle ermöglicht, ihre Akzeptanz steht und 
fällt auch damit, dass wir uns ebenso um bezahlbaren Wohnraum und Mobilität sowie ein 
stabiles Gesundheitssystem kümmern. 

 1372
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Dabei wollen wir das Vermögen unseres Landes mehren: Der Öffentliche Personenverkehr, der 
öffentliche Wohnungsmarkt und viele soziale, kulturelle Einrichtungen und solche der 
Gesundheitsvorsorge sind wichtige Komponenten der Daseinsvorsorge, die nicht den freien 
Kräften des gewinnorientierten Marktes überlassen werden dürfen. Hier kreuzen sich 
Finanzpolitik und soziale Verantwortung in der Vermögensbildung des Landes. 
Privatisierungen zur Kaschierung von Haushaltsdefiziten lehnen wir ab.

Investitionen in die Zukunft der nächsten Generationen 

 1373

Im Gegenteil: Durch rentierliche und nachhaltige öffentliche Zukunftsinvestitionen sichern wir 
die Zukunft der nächsten Generationen strukturell. Damit sichern wir auch Aufträge und 
Einkommen von Handwerk und Mittelstand. Hierbei wollen wir das öffentliche 
Beschaffungswesen zu Gunsten des Mittelstandes stärker auf Qualität und Umwelt einstellen.

Und insbesondere in den Krisen, von der großen Bankenkrise bis zur Krise durch einen 
kleinen Virus – stets hat der Staat gezeigt, wir alle, die Gemeinschaft, wie wichtig es ist, den 
einzelnen Unternehmen, den einzelnen Arbeitnehmer*innen in Not zu helfen. 
Kurzarbeitergeld, Zuschüsse, staatlich besicherte Kredite – das kann nur ein starker Staat, ein 
starkes Land. Und diese Kraft ermöglicht es, durch qualitatives Wachstum und langfristige 
Finanzplanung die aktuell notwendigen Kredite zurückzuführen.

 1374

Verantwortung für die Kommunen – für Menschen in jedem Alter und jeder Lebenslage

Im Landeshauhalt muss sich auch die Verantwortung für die Kommune widerspiegeln. 
Bürgerinnen und Bürger leben in Städten und Gemeinden. Bundesweit, aber auch in Baden-
Württemberg geht es uns um gleiche Lebensverhältnisse in allen Landesteilen. Die 
kommunale Infrastruktur, etwa Schul- und Spielplatzbau, Sporteinrichtungen, 
Gemeindestrassen, Kulturförderung… wird aus kommunalen Einnahmen, insbesondere der 
Gewerbesteuer und aus Landes-bzw. Finanzausgleichsmitteln der Gemeinden finanziert. Hier 
zeigen sich die Folgen von Gewinnverlagerung in Niedrigsteuerländer besonders gravierend, 
weil dann die Gewerbesteuereinnahmen der Kommunen zusammenbrechen. Deshalb 
unterstützen wir das große OECD Programm anti BEPS der OECD  (Or ga ni sa ti on für wirt schaft li 
che Zu sam men ar beit und Ent wick lung). BEPS steht für Ba se Ero si on and Pro fit Shif ting, anti 
BEPS heißt also gegen Ge winn kür zung und Ge winn ver la ge rung.  

 1375

Schritte in Richtung Ökobilanz – der wahre Landeshaushalt
Eine Finanzpolitik mit sozialdemokratischer Handschrift stellt die Weichen in Richtung 
Ökobilanz, berechnet also ökologische Kosten mit in den Landeshaushalt ein. In einem 
großen Schritt ist dies nicht möglich, es kommt auf die Richtung an und dass wir damit 
beginnen. Dies ist notwendig, um Transparenz bei den Einnahmen und Ausgaben zu erhalten, 
um die „wahren“ Kosten im Landeshaushalt darzustellen und Ausgaben und speziell 
Subventionen an der Nachhaltigkeit der Produktion zu orientieren. Hier wollen wir in die 
Wettbewerbsfähigkeit, Qualifizierung, Umwelt- und Klimaschutz investieren. 

Unser Verständnis von Finanzpolitik umfasst auch die Wechselwirkung von Geldströmen und 
Stoffströmen. Deshalb betrachten wir bei der Erstellung von Ökobilanzen erstens 
medienübergreifend alle möglichen Schadwirkungen auf die Umweltmedien Klima, Boden, 
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Luft, Wasser. Zweitens müssen alle Stoffströme, etwa die Emissionen aus Ver- und 
Entsorgungsprozessen, der Rohstoffeinsatz, die Energieerzeugung, aus Transporten und 
anderen Prozessen in einem Nachhaltigkeitsbericht zum Landeshaushalt aufgenommen 
werden.

 1376

Vollzug der Steuergesetze – Ländersache

Die Finanzverwaltung in Deutschland ist für die Festsetzung und Erhebung 
von Steuern zuständig. Sie ist zwischen Bund und Ländern aufgeteilt, wobei der Vollzug der 
Steuergesetze ganz wesentlich bei den Ländern, also den Landesfinanzbehörden liegt, 
organisatorisch gegliedert in die Oberfinanzdirektionen (OFD) als Mittelbehörden und die 
Finanzämter als Ortsbehörden. Steuervollzug und Steuergerechtigkeit haben einen engen 
Zusammenhang. Gerechtigkeit bleibt eine wichtige Aufgabe auch in Baden-Württemberg und 
erfordert eine leistungsfähige Steuerverwaltung. Deshalb brauchen wir auf der einen Seite 
deutlich mehr Stellen in der Steuerverwaltung, um eine hinreichende Prüfdichte zu 
ermöglichen, auf der anderen Seite müssen wir über den Bundesrat jene Kräfte stärken, die 
mit Steuervermeidung Steuerbetrug und Kassenbetrug tatsächlich Schluss machen wollen.

 1377

Europa lohnt sich
Baden-Württemberg hat eine ideale oberzentrale Lage in der „blauen Banane“ 
zwischen Irischer See und Mittelmeer in einer Kette von Ballungsräumen mit über 100 
Millionen Einwohnerinnen und Einwohnern. Europa lohnt sich in mehrfacher Hinsicht. Viel 
stärker als bisher wollen wir uns daher in der Diskussion über die Europäischen Regelwerke 
engagieren. Die Regulierung des Finanzplatzes, bestimmte steuerliche Harmonisierungen, die 
Bekämpfung von grenzüberschreitendem Betrug sind wichtige Vorhaben, um unser 
Steueraufkommen zu sichern. Jeder zu Unrecht nicht bezahlte Euro des Unehrlichen muss am 
Ende der Ehrliche mehr bezahlen oder er fehlt bei der Renovierung von Schulen, dem Ausbau 
der Infrastruktur oder den Investitionen in erneuerbare Energien.

Darüber hinaus gilt es ebenso, die EU-Förderprogramme für Unternehmen und Bürgerinnen 
und Bürger zu erschließen. Auch dies zeigt den direkten finanziellen Nutzen der EU für unser 
Land. Noch wichtiger sind aber die Vorteile, die auf dem grenzüberschreitenden Austausch 
von Gütern und Dienstleitungen zwischen Baden-Württemberg und den Europäischen 
Mitgliedstaaten beruhen. Hier wollen wir durch die Verzahnung von Finanzpolitik, 
Wirtschaftspolitik und Strukturpolitik nachhaltige Märkte für nachhaltige Produkte und 
Arbeitsplätze sichern: Nachhaltige Finanzpolitik (sustainable finance), Forschung, ökologische 
Energieversorgung und Mobilität (Elektro und Wasserstoff), gesundes und preiswertes 
Wohnen, Gesundheitsversorgung, so sichern wir den Exportmarkt von Morgen, in einem 
Europa, das uns ermöglicht, in einem enorm dynamischen Wirtschaftsraum zu leben. Deshalb 
arbeitet kluge und nachhaltige Politik an einer Stärkung der europäischen Idee und sorgt 
dafür, dass es auch unseren Nachbarn gut geht.

 1378

Wir sind ein starkes Land, und sozialdemokratische Finanzpolitik hilft dabei, dass dies auch 
so bleibt.
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Zeile 1370 - 1373

 1370 Baden-Württemberg steht seit seiner Gründung für gesunde Finanzen. Dazu tragen die 
 1371 Tatkraft der Arbeitnehmer*innen und Unternehmer*innen bei, aber auch eine kompetente 
 1372 Finanz- und Steuerverwaltung. Diese starke Tradition wollen wir in einer mehr und 
 1373 mehr digitalen und globalen Umgebung fortführen und robust für die Zukunft machen.

Zeile 1374 - 1380

 1374 Jetzt fordert die Bekämpfung der Corona-Krise aber eine erhebliche Neuverschuldung. 
 1375 Die Tilgung der Schulden in den kommenden Jahren wird unsere Handlungsspielräume als 
 1376 Staat einschränken. Deshalb müssen klare Prioritäten gesetzt werden. Unabdingbar 
 1377 dafür ist eine transparente Finanzpolitik. Unsere wichtigsten Aufgaben sind Bildung 
 1378 und Weiterbildung für alle, bezahlbarer Wohnraum und Mobilität sowie  ein stabiles 
 1379 Gesundheitssystem. Wir wollen die Investitionen zu Beginn der Legislatur in einem 
 1380 5-Jahres-Plan darstellen und dynamisch weiterentwickeln.

Zeile 1381 - 1384

 1381 Eine Finanzpolitik mit sozialdemokratischer Handschrift übernimmt mit gezielten 
Förderungen Verantwortung im Strukturwandel. Wir brauchen eine aktive Landespolitik, 

 1383 die in Wettbewerbsfähigkeit, Qualifizierung und Klimaschutz investiert. Gemeinsam mit 
 1384 dem Bund und Europa richten wir den Landeshaushalt an diesen Herausforderungen aus..

Zeile 1385 - 1391

 1385 In der Steuerpolitik wollen wir unfaire globale Praktiken beenden und uns in Europa 
 1386 für mehr Harmonisierung einsetzen. So soll verhindert werden, dass es in Europa 
 1387 Steueroasen gibt und Unternehmen unverhältnismäßig wenig Steuern bezahlen. Auch 
 1388 Steuergerechtigkeit in Baden-Württemberg bleibt eine Aufgabe und erfordert eine 
 1389 leistungsfähige Steuerverwaltung im Innen- wie Außendienst. Um eine vernünftige 
 1390 Prüfdichte herzustellen, schaffen wir mindestens 500 weitere Stellen in der 
 1391 Steuerverwaltung.

Zeile 1392 - 1393

 1392 Das öffentliche Beschaffungswesen[41] wollen wir zu Gunsten des Mittelstandes stärker 
 1393 auf Qualität und Umwelt einstellen.
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Antrag  WP 01 -Ä62: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Land
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1376

 1374 Jetzt fordert die Bekämpfung der Corona-Krise aber eine erhebliche Neuverschuldung. 
 1375 Die Tilgung der Schulden in den kommenden Jahren wird unsere Handlungsspielräume als 

 1376 Staat einschränken. Deshalb müssen klare Prioritäten gesetzt werden. Die Gewinner der Krise 
müssen zu Kasse gebeten werden. Alle ansässigen Unternehmen müssen gleichermaßen ihre 
Steuern hier bezahlen. Unabdingbar 

 1377 dafür ist eine transparente Finanzpolitik. Unsere wichtigsten Aufgaben sind Bildung 
 1378 und Weiterbildung für alle, bezahlbarer Wohnraum und Mobilität sowie ein stabiles 
 1379 Gesundheitssystem. Wir wollen die Investitionen zu Beginn der Legislatur in einem 
 1380 5-Jahres-Plan darstellen und dynamisch weiterentwickeln.
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Antrag  WP 01 -Ä87: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: OV Ellwangen, KV Ostalb
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1384

 1381 Eine Finanzpolitik mit sozialdemokratischer Handschrift übernimmt mit gezielten 
Förderungen Verantwortung im Strukturwandel. Wir brauchen eine aktive Landespolitik, 

 1383 die in Wettbewerbsfähigkeit, Qualifizierung und Klimaschutz investiert. Gemeinsam mit 

 1384 dem Bund und Europa richten wir den Landeshaushalt an diesen Herausforderungen aus. Wir 
werden uns im Bundesrat für eine Initiative stark machen, die die Wiedereinführung einer 
verfassungskonformen Erhebung der Vermögenssteuer zum Ziel hat.

Begründung

Damit können wir mehr Steuergerechtigkeit erreichen. Mit den Erträgen wollen wir die
wichtigen Investitionen in die Zukunft unseres Landes finanzieren.
Dies ist bereits Beschlusslage auf Bundesebene (BPT in Berlin, Dezember 2019). Allerdings ist
es aus unserer Sicht unerlässlich, dass man im Wahlprogramm dies dennoch in der
Formulierung mit der Bundesratsinitiative aufnimmt. Zum einen, da man für die Vorhaben
im Programm Finanzierungsvorschläge bringen muss und zum anderen, weil es endlicher
einer Gesetzgebungsinitiative auf Bundesebene bedarf, die man, wenn man im Land in
Regierungsverantwortung sein wird, dann anstoßen wird.
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Antrag  WP 01 -Ä216: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1393

 1392 Das öffentliche Beschaffungswesen[41] wollen wir zu Gunsten des Mittelstandes stärker 

 1393 auf Qualität und Umwelt einstellen. Das Land Baden-Württemberg ist an einer Vielzahl von 
Unternehmen mittelbar und unmittelbar beteiligt. Die damit einhergehenden 
Einflussmöglichkeiten wollen wir zukünftig stärker nutzen. So wollen wir unter anderem die 
Kreditvergabe von Banken mit Landesbeteiligung stärker an das Gemeinwohl knüpfen. 
Kreditvergabe und Investitionen in fossile Energien wollen wir sofort beenden.
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Antrag  WP 01 -Ä167: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: SGK
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1437

 1434 Die Auswirkungen der Corona-Krise treffen die Kommunen ganz besonders hart. Deshalb 
 1435 brauchen sie vom Land eine planbare finanzielle Unterstützung. Die Ausfälle bei den 
 1436 Gewerbesteuern durch die Pandemie sollen ausgeglichen werden. Wir fordern, den 

 1437 Beteiligungsfonds des Landes bei der L-Bank in Form von Eigenkapital bzw. stillen 
Gesellschaftereinlagen auch auf kommunale Unternehmen 

 1438 auszuweiten. Mit so einer finanziellen Beteiligung kann das Bestehen dieser 
 1439 Unternehmen über die Krise hinaus gesichert werden. Das stärkt Betriebe in kommunaler 
 1440 Hand wie Verkehrsunternehmen, Bäder und kulturelle Einrichtungen wie Museen.

Begründung

Viele kommunale Unternehmen stehen durch die corona-bedingten Einnahmeausfälle am Rande 
der Kreditwürdigkeit. Daher ist der Ansatz richtig, den Beteiligungsfonds des Landes auf diese 
Unternehmen auszuweiten. Jedoch muss die Bereitstellung von Eigenkapital ohne zeitliche 
Befristung erfolgen. Der Beteiligungsfonds des Landes erfüllt diese Anforderung bislang nicht, 
daher beantragen wir diese Präzisierung.
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Antrag  WP 01 -Ä217: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1447

 1442 Die kommunale Ebene soll in ihrer Finanzkraft und in ihrer Fähigkeit zu eigenen 
 1443 Einnahmen partnerschaftlich und nicht bevormundend behandelt werden. Wir fordern, 
 1444 dass der Vorwegabzug[42] aus dem kommunalen Finanzausgleich wieder abgesenkt wird. 
 1445 Die wichtige Aufgabe der gebührenfreien Kita kann dauerhaft aus dem Landeshaushalt 
 1446 finanziert werden. Die Mittel werden wir durch Umschichtungen und Prioritätensetzung 

 1447 für diese wichtige Investition zur Verfügung stellen. Wir reduzieren die Projektförderung und 
statten die Städte und Gemeinden dafür dauerhaft finanziell besser aus."

OpenSlides - Digitaler SPD-Landesparteitag
14.11.2020

267 / 277



Antrag  WP 01 -Ä63: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Land
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1448

 1448

Die Zukunft der Innenstädte sichern

 1449

Die SPD BW setzt sich dafür ein, dem Ausbluten der Innenstädte entgegenzuwirken.

Der stationäre Handel/der Anbieter vor Ort muss gestärkt werden, damit unsere Innenstädte 
auch nach der Pandemie weiterhin attraktiv bleiben/sind.
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Antrag  WP 01 -Ä64: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Land
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1448

 1448 Klima- und Umweltschutz
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Antrag  WP 01 -Ä29: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: OV Mannheim-Neckarau-Almenhof-Niederfeld
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1460

 1456 Die Landwirt*innen und Schäfer*innen müssen für Leistungen, die dem Gemeinwohl 
 1457 dienen, angemessen entlohnt werden. So fördern wir umweltschonendes Wirtschaften, 
 1458 Landschaftspflege, tiergerechte Haltung und Vertragsnaturschutz. Durch die 
 1459 Förderpolitik des Landes wollen wir erreichen, dass der ökologische Landbau bis 2030 

 1460 auf mindestens 40 % ausgebaut wird. Darüber hinaus werden wir mit den Landwirten 
gemeinsame Standards für eine nachhaltige boden- sowie arten/umweltschonende 
Landwirtschaft entwickeln.

Begründung

Die Gesunderhaltung der Böden, des Grundwassers, sowie der Erhalt der Artenvielfalt ist eine 
wichtige Grundlage damit sich auch noch zukünftige Generationen gesund und ausreichend 
ernähren können. Es muss daher eine Wende eingeleitet werden, hin zu einer ökologischen 
Landwirtschaft, welche auch den Bauern mit kleinen Höfen die Existenz sichert. Daher muss die 
bisherige Subventionspraxis überdacht und nicht mehr nur an der Fläche orientiert werden. 
Gemeinsam entwickelte und verbindliche Kriterien für eine nachhaltige Landwirtschaft sollen 
daher auch den Anteil der ökologischen Landwirtschaft schrittweise auf über 40% erhöhen. Die 
Landwirte müssen darüber hinaus als systemrelevant anerkannt, wertgeschätzt und gefördert 
werden.

*Anmerkung: 40% Ausbau der ökologischen Landwirtschaft bis 2030 entspricht übrigens auch der 
CDU Forderung.
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Antrag  WP 01 -Ä153: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Freiburg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1465 - 1468

 1465 Ein besonderes Markenzeichen ist der Weinanbau in unserem Land. Besonders in schwer 
 1466 zu bebauenden Lagen wollen wir den  Beitrag zur Landschaftspflege finanziell 
 1467 entlohnen. Die Winzer*innen sollen besser bei der Vermarktung unterstützt werden, 
 1468 damit sie dem Wettbewerbsdruck  standhalten können.

Ein prägendes Bild gibt der Weinbau unserem Land. Besonders in schwer zu bebauenden 
Lagen wollen wir den  Beitrag zur Landschaftspflege finanziell entlohnen. Die Winzer*innen 
sollen besser bei der Vermarktung unterstützt werden, damit sie dem Wettbewerbsdruck  
standhalten können.
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Antrag  WP 01 -Ä154: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Freiburg
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1467

 1465 Ein besonderes Markenzeichen ist der Weinanbau in unserem Land. Besonders in schwer 
 1466 zu bebauenden Lagen wollen wir den Beitrag zur Landschaftspflege finanziell 

 1467 entlohnen. Die Weinbauinstitute werden erhalten und weiterentwickelt. Die Winzer*innen 
sollen besser bei der Vermarktung unterstützt werden, 

 1468 damit sie dem Wettbewerbsdruck standhalten können.

Begründung

Diese Institute sind auch in Zukunft zwingend erforderlich für die Unterstützung der Winzer*innen 
für neue umweltfreundliche Züchtungen und Bekämpfung von Schädlingen.
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Antrag  WP 01 -Ä218: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1474

 1469 Lokale Schlachthöfe sind besonders für kleine und mittlere Erzeugerbetriebe wichtig. 
 1470 Sie haben aber oft nur geringe Kapazitäten zum Schlachten und daher nicht die Mittel, 
 1471 um die immer höher werdenden Standards sicherzustellen. Wir werden eine Förderung 
 1472 anregen, durch die eine lokale Schlachthofstruktur auf Dauer gewährleistet werden 
 1473 kann. Ebenso wollen wir eine Stärkung von kleinen Metzgereien und der 

 1474 Direktvermarktung, zum Beispiel durch mobile Schlachtung und Weideschlachtung. Das 
fördert das Tierwohl 

 1475 und unterstützt die lokale (Bio-)Erzeugerlandwirtschaft.
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Antrag  WP 01 -Ä65: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Karlsruhe-Land
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1476

 1476 Wir fordern mehr Blühwiesen auf Randstreifen und ein generelles Pestizidverbot auf 
staatlichen Flächen. Es muss eine Einführung von zweckgebundenen Abgaben auf riskante 
Stoffe, z.B. auf sog. Pflanzenschutzmittel, geben, um Hersteller, Händler und Anwender an den 
ökologischen und gesundheitlichen Folgen zu beteiligen. Damit könnte das 
Verursacherprinzip angewendet werden, um Biodiversität und Nachhaltigkeit weiter zu 
fördern.

OpenSlides - Digitaler SPD-Landesparteitag
14.11.2020

274 / 277



Antrag  WP 01 -Ä30: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: OV Mannheim-Neckarau-Almenhof-Niederfeld
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1480

 1478 Tiere sind keine Industrieprodukte. Bei der Umstellung auf artgerechte Tierhaltung 
 1479 werden wir die landwirtschaftlichen Betriebe unterstützen. Wir verbessern die 

 1480 AusstattungPersonalausstattung und Infrastruktur der Veterinärbehörden und zusammen mit 
den Landkreisen sorgen wir für 

 1481 regelmäßige Kontrollen auf Höfen, in Schlachthöfen und bei Tiertransporten.

Begründung

(Begründung erfolgt mündlich)
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Antrag  WP 01 -Ä219: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: Juso-Landesverband
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1483 - 1485

 1482 Für die Tierheime wird ein Fonds für Investitionen und Hilfe in Notlagen 

 1483 eingerichtet.Für den flächendeckenden Ausbau von Es werden mehr finanzielle Mittel 
bereitgestellt für Quarantänestationen für Hunde und 

 1484 Katzen, die für die behördliche Unterbringung von, in denen illegal verbrachten 
Tierenverbrachte Tiere aus dem 

 1485 Ausland genutztauf behördliche Anordnung untergebracht werden können, werden die 
finanziellen Anreize ausgebaut. Dort, wo es sinnvoll ist (Grenzgebiete, Großräume um 
Flughäfen), wird der flächendeckende Ausbau festgeschrieben, beispielsweise über die 
Raumordnung.
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Antrag  WP 01 -Ä31: Änderungsantrag zu WP 01
Änderungsantrag zu WP 01

Antragsteller/in: KV Waldshut
Status: eingereicht
Sachgebiet: WP - Wahlprogramm

Zeile 1490 - 1495

 1490 Baden-Württemberg lebt gute Nachbarschaft. Mit Frankreich, Österreich und der Schweiz 
 1491 verbinden uns Freundschaft, viele gemeinsame Interessen und politische Initiativen. 
 1492 BesondersWir wollen die Beziehungen zu Frankreich wollen wir unseren Nachbarn weiter 

ausbauen und mit neuen 
 1493 Projekten stärken, zum Beispiel in den Bereichen Gesundheitsversorgung, Arbeit und 
 1494 Ausbildung, Wissenschaft und Forschung sowie Verkehr und Tourismus. Für eine Grenzregion 

wie etwa den Hochrhein bedeutet das auch: Wir wollen die grenzüberschreitende 
Raumplanung weiter vorantreiben, um gemeinsam einen zukunftsfesten Lebens- und 
Wirtschaftsraum zu schaffen. Angesichts des großen Einkommensgefälles sowie der starken 
Arbeitsmigration am Hochrhein wollen wir uns besonders für Arbeit zu attraktiven 
Bedingungen und Wohnen zu moderaten Preisen einsetzen. Alle Menschen in den 

 1495 Grenzregionen sollen unkompliziert zusammenlebenzusammen leben und arbeiten können.

Begründung

Grenzüberschreitende Lebens- und Wirtschaftsräume brauchen eine grenzüberschreitende 
Raumordnung, das gilt besonders für eine Grenzregion wie den Hochrhein, die viel zu wenig 
Aufmerksamkeit erfährt: Fernab der Landeshauptstadt Stuttgart und doch inmitten der 
Metropolregion Basel-Zürich gelegen, locken das Einkommensgefälle zwischen Baden-
Württemberg und der Schweiz sowie der Ausbau der Hochrheinbahn zwischen Basel und 
Lauchringen verstärkt Menschen in die Region. Um da etwa auch städtebaulichem Wildwuchs zu 
begegnen, bedarf es einer verstärkten gemeinsamen Raumplanung auf kommunaler wie 
regionaler Ebene. Für die deutsche Seite heißt das auch: attraktive Arbeitsbedingungen und 
bezahlbaren Wohnraum zu schaffen – mit einer Förderung des kommunalen Wohnungsbaus und 
Investitionen in die Arbeitsbedingungen öffentlicher Arbeitsgeber vonseiten der Landesregierung.
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